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L iebe Leserin, lieber Leser,
die Pazifismus-D eb atte geht weiter: Martin Otto und
Ute Finckh re agieren auf die Schilderung der Wand-
lungen von Albert Einstein als Pazifist durch Wolfram
Wette im letzten Heft.

Fortgesetzt wird auch die Diskussion über das be-
merkenswerte Urteil de s Bundesverwaltungsgerichts
vom letzten Jahr, mit dem der Bunde swehr-Offizier
Florian Pfaff freigespro chen worden war: Jürgen Ro se
setzt sich damit auseinander, in welch ab stru ser Weise
die Bundeswehr diese Grundsatzentscheidung (um-)
interpretiert.

Militär, Wehrpflicht und Kriegsdienstverweige-
rung spielen auch in anderen B eiträgen eine Rolle : Pe-
ter Tobiassen setzt sich mit den Argumenten »pro
Wehrpflicht« umfassend auseinander (und entkräftet
sie) . Jo achim Hofschro er weist darauf hin, dass als
Kriegsdienstverweigerer anerkannte Soldaten keiner-
lei B efehle mehr b efolgen mü ssen − und dass die Er-
lasslage der Bundeswehr dazu falsch ist. D er Entwurf
für das Bundeswehr-Weißbuch ist nun b ekannt ge-
worden − die bündnisgrünen Bundestagsabgeordne-
ten Winni Nachtwei und Alexander B onde sind die
ersten, die fundierte Kritik üben . D ass man das Weiß-
buch au s p azifistischer Sicht anders und deutlicher
kritisieren könnte , ist klar − no ch hat es ab er (wegen
der Kürze der Zeit seit B ekanntwerden de s Entwurfs)
niemand gemacht ; wir hoffen, das im nächsten Heft
nachholen zu können .

Die Bunde srepublik D eutschland hat zwar offiziell
auf die Pro duktion und den B esitz von Atomwaffen
verzichtet. E s gibt ab er Zweifel, ob diese offizielle H al-
tung auch den Tatsachen entspricht − Klau s Schramm
b eschreibt sie in seinem B eitrag.

» Gewaltfreiheit glob alisieren« lautet der Titel der
Tagung der War Resisters' International, zu der im Juli
Pazifisten aus aller Welt in der Nähe von Paderb orn zu-
sammentreffen . D er australische Wissenschaftler B ri-
an Martin schildert, welche Hindernisse dieser not-
wendigen Glob alisierung entgegenstehen und wie sie
üb erwunden werden können .

In Russland steht es um die Einhaltung der Men-
schenrechte nicht gut. Juri D schibladse vom Mo skau-
er Zentrum für D emokratie und Menschenrecht be-
schreibt die Perspektiven der Bürgerrechtsb ewegung
unter den schwierigen B edingungen in Russland .

. . . das alle s und no ch einiges mehr finden Sie in die-
sem Heft − eine »Vermehrung der gewonnen Einsich-
ten b ei der Lektüre« wünscht

Stefan K. Ph ilipp
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F or u m Pazi fi s musm Editorial de s F or u m Pazi fi s mus 09 (Nr.
I/2 0 0 6) war zu le sen, der »große Pazifist«

Alb ert Einstein sei »vielleicht für manchen »Hard-
core-Pazifisten« eine Zumutung, riet er do ch den
westlichen Regierungen zur militärischen Aufrüs-
tung gegen Hitler. (. . . ) Vielleicht können wir das ,
was manche dab ei als Zumutung empfinden mö-
gen, als Herausforderung annehmen, um unsere
Po sition in der j eweiligen Situation klarer und
überzeugender formulieren zu können . « Ich will
die Herausforderung annehmen .

Einstein als »großen Pazifisten« und – wie Wolf-
ram Wette es in derselb en Ausgab e (S . 3 ff.) tut – als
»Verantwortungsp azifisten« zu b ezeichnen, ist für
mich wahrlich eine Zumutung . D ab ei bin ich kein
»Hardcore-Pazifist« . Die ser Au sdruck ist eb enso
blö dsinnig wie »Gesinnungsp azifist« , »Verantwor-
tungsp azifist« , »prinzipieller, ab er nicht ab soluter
Pazifist« , »Radikalp azifist« usw. (E s gibt noch dämli-
chere , z . B . »Atomp azifist« .)

Einstein hat nicht nur zur militärischen Aufrüs-
tung geraten, sondern auch von der Kriegsdienst-
verweigerung in den von Hitler-D eutschland b e-
drohten Ländern au sdrücklich abgeraten, und er
hat darüber hinaus den Regierungen der we steuro-
p äischen Länder ge sagt, sie dürften »nicht warten,
bis sie angegriffen sind« (S . 4) ; er hat also indirekt
einen Präventivkrieg empfohlen . Nun hatte er da-
für durchaus nachvollziehb are Gründe . Er wollte
Frieden, ab er nicht um j eden Preis . Nur: Was hat das
mit Pazifismu s zu tun? Nichts !

Wenn wir Einstein trotzdem einen »Verantwor-
tungsp azifisten« nennen, müssen wir dann nicht
auch die Soldaten als solche b ezeichnen, die Hit-
ler-D eutschland in Schutt und Asche geb ombt ha-
ben? Was hätte das für einen Sinn? Auch heutzutage
sagen viele Kriegspolitiker und Soldaten, sie hätten
gerne Frieden, ab er nicht um den Preis , tatenlo s

dem Terror zusehen zu müssen . Wenn das Pazifis-
mus wäre , dann hätten wir eine Welt voller Pazifis-
tInnen – in einer Welt voller Kriege .

Will ich also do ch dem »Gesinnungs-« o der
»Hardcore-Pazifismus« das Wort reden? Nein .

Was soll das üb erhaupt sein? Sind »Gesin-
nungsp azifistInnen« etwa diej enigen, die j ede mili-
tärische Aktion unter allen Umständen ablehnen?
Ich b ezweifle , dass es eine solche Art Pazifismu s
überhaupt gibt.

PazifistInnen sind davon üb erzeugt, dass kein
Staat, keine Religion, kein System, kein Prinzip ei-
nen solchen Wert hab en darf, dass ihm Menschen-
leb en geopfert werden dürfen . Nun gibt e s ab er mit
Gewalt au sgetragene Konflikte , in denen es wahr-
scheinlich ist, dass ein militärischer Einsatz eine ge-
ringere Anzahl von menschlichen Opfern b edeu-
ten würde als der Verzicht auf Waffengewalt. Wer
in einem solchen Konflikt gegen den militärischen
Einsatz aktiv wird , hilft mit, dass Menschenleb en ei-
nem Prinzip geopfert werden : dem Prinzip de s Pa-
zifismus . Ein solche s Verhalten wäre also unp azifi-
stisch . D as heißt : E s gibt schlicht keinen »Hardco-
re-Pazifismus« .

Sich in einer extremen Situation nicht gegen ei-
nen militärischen Einsatz zu wenden, heißt indes-
sen nicht unb edingt, die Waffengewalt gutzuhei-
ßen . Hätte Einstein ange sichts der B edrohung
durch Hitler-D eutschland es lediglich unterlassen,
weiterhin die Kriegsdienstverweigerung zu proga-
gieren, so wäre er Pazifist geblieb en . Als er ab er aus-
drücklich von der KDV abriet, weil die Wehrkraft
zur Verteidigung gegen die Hitler-Armeen o der
auch zur prophylaktischen militärischen B eset-
zung D eutschlands b enötigt werde , war das zwar
verständlich, nur p azifistisch war das nicht mehr.

Pazifistisch ist e s meiner Meinung nach, die
Existenz militärischer Rü stung und die B ereit-

Martin Otto

Pazifismus muss differenzieren,
Gewalt befürworten darf er aber nie!
Klarheit anstelle von »Herumeiern«
zwischen »Gesinnungsp azifismus« und »Verantwortungsp azifismus«
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Im letzten Heft hatten wir einen Beitrag von
Wolfram Wette unter dem Titel »Albert Ein-
steins Verantwortungsp azifismus im Zeital-
ter der Extreme − Einstein war immer ein
prinzipieller Pazifist, aber kein absoluter«
veröffentlicht. Im Editorial war die Hoffnung

geäußert worden, dass die Zumutung, die die
D arstellung Einsteins als Pazifisten bedeuten
kann, als Herausforderung begriffen wird,
die j e eigene p azifistische Position klarer zu
formulieren. Martin Otto und Ute Finckh ha-
ben diese Herausforderung angenommen.

Debatte
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schaft zur »Lö sung« politischer Konflikte mit Ge-
walt niemals zu befürworten, andererseits j edo ch
nicht unter allen denkb aren Umständen den Ein-
satz von Waffen o der die Androhung ihres Einsat-
ze s aktiv zu b ekämpfen .

Warum ist mir die se klare D efinition von Pazifis-
mus – ohne Herumgeeiere zwischen »Verantwor-
tungs-» und »Gesinnungsp azifismu s« – so wichtig?
Weil ich glaube , dass dies , was ab surder Weise als
»Verantwortungsp azifismu s« b ezeichnet wird , da-
für sorgt, dass Kriege niemals aus der Welt ver-
schwinden werden . Wie wollen wir denn mehr
und mehr Menschen davon üb erzeugen, dass Pazi-

fismus der richtige Weg zur Ab schaffung des Krie-
ge s ist, wenn wir sagen, dieser Weg b einhaltet un-
ter Umständen die B efürwortung von Militär und
Krieg? Anders ausgedrückt – so las ich e s kürzlich
auf einem Flugblatt b eim Frankfurter O ster-
marsch : "Wer soll denn an uns glaub en, wenn wir ´ s
selb st nicht mal tun? ! "

Martin Otto ist Mitglied in der DFG- VK und aktiv
in der Gewaltfreien Aktio n A to m waffen A bschaf-

fen.
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Ute Finckh

Frieden ist ein konkreter Prozess
Der (scheinbare) Widerspruch zwischen Verantwortungs-
und absolutem Pazifismus ist auflösbar

ls ich den Titel des Aufsatzes von Wolfram
Wette las , fühlte ich mich sofort an die Dis-

ku ssionen in den Achtziger Jahren erinnert, in de-
nen uns PazifistInnen vorgehalten wurde , wir ver-
träten eine zwar ehrenwerte , für konkrete s politi-
sche s Handeln ab er untaugliche Gesinnungsethik.
Politiker hingegen seien einer Verantwortungs-
ethik verpflichtet, die ggf. auch die Stationierung
neuer Atomraketen notwendig mache , um den
Frieden durch Ab schreckung zu sichern .

Auch damals wurde gelegentlich auf Einsteins
veränderte Haltung ab 1 9 3 3 hingewiesen . Und es
wurde das wiederholt, was Einstein und andere in
der Hoffnungslo sigkeit der Dreißiger Jahre als die
b eiden einzigen Alternativen zu erkennen glaub-
ten : »Appe asement« bzw. »eine rein p assive Hal-
tung« o der Aufrüstung (bzw. auf 1 9 3 3 b ezogen so-
gar ein militärischer Angriff) – andere Möglichkei-
ten wurden nur am Rande oder gar nicht b etrach-
tet.

Hier stellen sich drei Fragen :
1 . Wieso hab en maßgebliche Pazifisten in den

DreißigerJahren nicht ernsthaft üb er aktive s nicht-
militärische s Handeln nachgedacht?

2 . Macht es Sinn, heute das Dilemma maßgebli-
cher Pazifisten der Zeit zwischen den Weltkriegen
zu rekonstruieren und den Dualismus dann mit fol-
gendem lapidaren S atz aufzulö sen : »Heute , 2 0 0 5 ,
leben wir – zumindest in Europ a – nicht mehr in ei-
nem »Zeitalter der Extreme«« ?

3 . Sehen PazifistInnen wirklich bis heute – wie
es der zu sammenfassende letzte Ab satz suggeriert
– »Frieden als politische s Ziel, das schrittweise und
mit unterschiedlichen, möglichst gewaltarmen
Metho den erreicht werden sollte« ?

Ad 1 : Weder Einstein no ch Friedrich no ch Fo ers-
ter waren zu ihrer Zeit in der Lage zu erkennen, wie
viel direkte und indirekte Unterstützung zunächst
den Aufb au der geheimen Reichswehr und ab 1 9 3 3
die offene , auf Krieg zielende Aufrüstung D eutsch-
lands erst möglich machten . Wir sind rückblickend
aber sehr wohl in der Lage , die eminente B edeu-
tung der Kapital- und Warenströme die ser Zeit zu
analysieren . Aus heutiger Sicht wäre der sinnvollste
Weg eine konsequente politische I solierung de s
Naziregimes in Verbindung mit Wirtschaftssank-
tionen gewesen . Ohne Eisenerz keine Panzer, ohne
Panzer kein Krieg. Ein Olympiab oykott 1 9 3 6 , de-
monstrative Unterstützung von im Exil b efindli-
chen D eutschen, Asyl für deutsche Kriegsdienst-
verweigerer und politisch o der rassisch Verfolgte –
aus heutiger Sicht hätte es viele Möglichkeiten ge-
geb en, die sich hätten ergänzen können . Und die
mindestens so sinnvoll gewe sen wären wie ein Prä-
ventivangriff 1 9 3 3 (ich kann mir kaum vorstellen,
dass die D eutschen sich 1 9 3 3 von einem o der meh-
reren der Kriegsgegner de s Ersten Weltkriegs hät-
ten »b efreien« lassen) oder ein rücksichtslo se s
Wettrüsten (die Vorstellung eine s etwas weniger
grau samen Zweiten Weltkriegs b egeistert mich
auch nicht) .

Ad 2: Was wäre denn, wenn wir heute auch in ei-
nem »Zeitalter der Extreme« leb en würden o der
wenn wir irgendwann zu dem Ergebnis kommen,
dass irgendwo außerhalb Europ as (sagen wir, im
Mittleren O sten) eine mit dem Dritten Reich ver-
gleichb are Diktatur im Entstehen ist? Müssten wir
uns in die sem hypothetischen Fall – was der Duk-
tus de s Artikels nahe legt – wieder zwischen der
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Pe st des Appe asements und der Cholera de s Krie-
ges gegen die Diktatur entscheiden? Und uns b ei j e-
dem neuen Diktator, der von irgend j emandem
zum »Wiedergänger Hitlers« erklärt wird , in histori-
sche Analysen vertiefen, um möglichst vielen Men-
schen plausibel zu machen, dass er es nicht ist – im-
mer mit der Angst im Nacken, dass unsere Argu-
mente nicht genug Menschen üb erzeugen? Kön-
nen wir, wenn wir uns auf eine solche Argumentati-
onsstrategie einlassen, wirklich für die nähere und
fernere Zukunft ausschließen, dass irgendwo auf
der Welt eine aggressiv exp ansive Diktatur ent-
steht?

Viel sinnvoller erscheint e s mir, dass wir uns da-
rauf zu b esinnen, wie vielfältig die Ursachen von
Krieg und Gewalt sind und wie vielfältige Ansatz-
punkte mittlerweile gefunden wurden, die se Ursa-
chen direkt anzugehen . Kriege um Rohstoffe gibt
es nur, wenn die gewaltsame Aneignung dieser
Rohstoffe sich »rechnet« . Die Förderung regenera-
tiver Energien oder das konsequente Recycling von
seltenen Metallen können aus dieser Sicht eb enso
Teil einer umfassend verstandenen Friedenspolitik
sein wie die Durchsetzung gerechterer Terms of
Trade o der die Umsetzung der Millenniumsziele .

Ad 3 : Frieden ist kein Zu stand , Frieden ist ein
Proze ss – auch diese Erkenntnis ist erst in den letz-
ten Jahrzehnten gewachsen . Erfolgreiche Frie-
densproze sse verlaufen nicht immer schrittweise ,
und umgekehrt sind zahlreiche Versuche , schritt-
weise und »mit unterschiedlichen, möglichst ge-
waltarmen Metho den« Friedensprozesse in Gang
zu setzen, ge scheitert. Und zwar de swegen, weil
ein entscheidender Aspekt verge ssen wurde : D ass
nämlich alle am Konflikt B eteiligten so einb ezogen
werden müssen, dass ihre B edürfnisse und Interes-
sen artikuliert und gegen die der anderen B eteilig-
ten so abgewogen werden können . Nur so wird er-
reicht, dass b e stehende und zukünftige Konflikte
friedlich au sgetragen werden können . Die B edürf-
nisse und Interessen der B eteiligten wiederum

sind eng verknüpft mit ihren Einstellungen und
den Strukturen der Gesellschaft, in der sie leb en .
Für einen erfolgreichen Friedensproze ss sind also
entscheidend :

� Identifizierung aller Konfliktb eteiligten und
-B etroffenen (nicht nur derer, die aktuell zu den
Waffen gegriffen hab en)

� Mechanismen und Räume dafür, dass die se ih-
re B edürfnisse , Wünsche , B efürchtungen äußern
und in B eziehung zu den B edürfnissen, Wünschen
und B efürchtungen der anderen Konfliktbeteilig-
ten setzen können

� Identifizierung der Hauptkonfliktpunkte und
der Mechanismen der Konfliktaustragung

� B erücksichtigung der Wechselwirkung zwi-
schen den Einstellungen der B eteiligten, ihrem
Verhalten und den j eweiligen Gruppenstrukturen .

Johan Galtung hat in dem Buch »Neue Wege zum
Frieden« die von ihm nach dem Zweiten Weltkrieg
entwickelten grundlegend neu artigen Sichtweisen
und Instrumente zusammenfassend b eschrieb en
und auf 45 konkrete gewaltsam ausgetragene Kon-
flikte angewandt. Unsere Aufgab e ist es nun nicht,
über diej enigen zu urteilen, die no ch nicht üb er
das nach dem Zweiten Weltkrieg Entdeckte und
Entwickelte verfügten . Stattdessen sollten wir j ede
Gelegenheit nutzen, friedliche Konfliktaustragung
auf allen Eb enen der Ge sellschaft einzufordern –
und für eine konsequente Umwidmung der nach
wie vor immensen finanziellen und personellen
Re ssourcen, die dem Militär zur Verfügung stehen,
zu Gunsten von an den Wurzeln der Konflikte an-
setzenden friedenspolitischen Maßnahmen einzu-
treten . Immer wieder an konkreten B eispielen
Möglichkeiten aufzuzeigen, Frieden mit friedli-
chen Mitteln zu unterstützen (»to support peace by
peaceful me ans«) , lö st den scheinb aren Wider-
spruch zwischen Verantwortungsp azifismus und
ab solutem Pazifismus auf.

Ute Finckh ist Vorsitzende des Bundesfür Soziale
Verteidigung.
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Wi r wol l e n m i t d i e se m P rog r am m d i e G e l e g en h ei t
sch affen , u n s an e i n i g e n au sg ewäh l te n Or ten au f d i e
S p u r e n M . L . K i n g s zu b e g eb en , u m so se i n h i stor i -
sch e s Wi r ken sowi e d i e Ak tu al i tät se i n e s E r b es zu
e r l e b e n . D as P r og r am m m öch te i n d er B e g e g n u n g
u n d d em Ke n n e n l er n en von F r i e d e n sg r u p p e n u n d
-or g an i sati on e n d azu m oti vi er e n , si ch von d i e se m
G ei st u n d d e r P raxi s b ewe g e n zu l asse n u n d d ar an
ak ti v m i tzu wi r ke n , h e u te e i n e „ Ku l tu r d e r G ewal t-
fr e i h e i t“ u m zu setze n .

Atl an ta: M . L . K i n g C e n tre, G esp r äch m i t Ze i tze u g e n ,
M i tar b e i t i n sozi al e n P r oje k te n , B e su ch d e r „ Op e n
D oor C om m u n i ty an d J u b i l ee Par tn e r s C om m u n i ty“
Wash i n g ton : B e su ch d e r h i stor i sch e n Or te, Wor ksh op
„ L ob b y fü r M e n sch en oh n e L ob b y“, B e su ch ei n i g e r

Org an i sati on e n wi e „ N ati on al C oal i ti on to ab ol i sh
D e ath Pe n al ty“ u n d „ S ch ool of th e Am e r i cas Watch “ ;
Ak ti on e n m i t d e n „ C ath ol i c Wor ker s“
N ew Yor k: „ R i ve r si d e C h u r ch -D i sar m am en t P r og r am “ ;
Wor ksh op zu r N i ch twe i te r ve r b r e i tu n g von Atom waffe n ;
Wor ksh op m i t „ E d u cator s for S oci al R esp on si b i l i ty“
zu N u cl e ar D i sar m am e n t; Tr effen m i t Ze i tze u g e n ;
U N O-B e su ch ; E l l i s I sl an d (E i n wan d e r u n g sm u seu m )

Kosten : 9 40 E u r o i n cl . F l u g , Ve rsi ch e r u n g , U n ter k u n ft,
Te i l ve r p fl e g u n g , Tran sfe rs Atl an ta - Wash i n g ton - N ew
Yor k ; R e i se l e i tu n g
Z i el g r u p p e: 1 8-26 J äh r i g e ; fü r Äl te r e b i tte n ach frag e n
I n fo u n d An m el d u n g : Ver söh n u n g sb u n d , R e g i on al -
b ü r o B e r l i n , c/o U l r i ch S on n , Te l efon 030/8431 9 5 5 0,
e M ai l vb -u l i son n @ t-on l i n e. d e
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as Grundgesetz normiert . . . eine B indung
der Streitkräfte an die Grundrechte , nicht

j edo ch eine Bindung der Grundrechte an die Ent-
scheidungen und B edarfslagen der Streitkräfte . « So
kno chentro cken die se Fo rmulierung de s Bunde s-
verwaltungsgerichts in Leipzig, so üb erwältigend
ihre Wirkung auf der Hardthöhe in B onn und im
B endlerblo ck zu B erlin . B is auf den heutigen Tag
nämlich hat das hö chstrichterliche Urteil vom
Sommer letzten Jahres den Offiziellen im Bunde s-
ministerium der Verteidigung schlicht die Sprache
verschlagen . Offenb ar hatte niemand dort damit
gerechnet, dass die Richter einen Stab soffizier der
Bundeswehr vom Vorwurf der Gehorsamsverwei-
gerung – immerhin einer mit Gefängnis b edrohten
Wehrstraftat – freisprechen würden . In seinem auf
rund 1 3 0 Seiten sorgfältig b egründeten Urteil hatte
der 2 . Wehrdienstsenat dem angeschuldigten M a-
j or Florian Pfaff eine » an den Kategorien von >Gut <

und >B ö se < orientierte Gewissensentscheidung« b e-
scheinigt, die von der »erforderlichen Ernsthaftig-
keit, Tiefe und Unab dingb arkeit des für ihn ethisch
Geb otenen geprägt« war, »so dass er dagegen nicht
ohne ernste Gewissensnot handeln konnte . « (Ur-
teil vo m 21. Jun i 2005 − BVerwG 2 WD 12. 04, siehe

F or u m Pazi fi s mus 0 7, S. 9ff.)

Abwertung des Gewissens

Mit ihrer Entscheidung hatten die Bunde sver-
waltungsrichter kaltblütig die Heiligste Kuh der
deutschen Militärpolitik ge schlachtet : den angeb-
lich unantastb aren Primat der Politik. Letzterer –
und das ist der springende Punkt de s Leipziger Ur-
teils – gilt freilich nur innerhalb der Grenzen von
Recht und Gesetz, während j enseits davon der Pri-
mat de s Gewissens herrscht. D ass sich gegen die se
Maxime in Kreisen der ministeriell be stallten
Wehrjuristen nun Widerspruch regt, mag schwer-
lich üb erraschen . So versieht der Ministerialrat im
Verteidigungsministerium Stefan Sohm seine
jüngst in der »Neuen Zeitschrift für Wehrrecht«
publizierte Abhandlung zu die sem Thema prompt
mit dem Titel »Vom Primat der Politik zum Primat
de s Gewissens ?« D ass es sich b ei der von ihm ge-
wählten Frage um eine bloß rhetorische handelt,
legt er dem Le ser seine s – zugegeb enermaßen
meisterlich verfertigten – Lehrstücks juristischer
Rabulistik unmissverständlich klar. D enn die »Ver-
weigerungshaltung von Soldaten unter B erufung
auf Grundrechte« steht, so der Autor, letztendlich

»in einem Sp annungsverhältnis zum demokrati-
schen Prinzip und dem Primat der Politik in den
Streitkräften« . Stramm folgert der Ministerialjurist
aus die ser The se , dass mitnichten dem verfassungs-
rechtlich geschützten Grundrecht der Gewissens-
freiheit der Vorrang gebührt, wie das Bunde sver-
waltungsgericht – seiner Meinung nach fälschlich
– entschieden hat. Und be antwortet daher seine
eingangs aufgeworfene Frage mit der apo dikti-
schen Feststellung: »B e ständig bleibt aus rechtli-
cher Sicht allein die Unterordnung der Streitkräfte
unter den Primat demokratisch legitimierter Poli-
tik. «

Frontalangriff auf die
höchstrichterliche Rechtsprechung

Schamlo s stellt der Verteidigungsadvokat so-
dann die hö chstrichterliche Rechtsprechung auf
den Kopf, indem er b ehauptet, es »b e steht kein
rechtliches Hindernis , die Gewissensfreiheit de s
einzelnen Soldaten mit entgegenstehenden dienst-
lichen Zwecken abzuwägen« . D as Bundesverwal-
tungsgericht hatte in seinem Urteilsspruch das ge-
naue Gegenteil konstatiert, nämlich : »E s wäre . . .
verfassungsrechtlich verfehlt, zunächst von den
Streitkräften o der ihrer j eweiligen politischen Füh-
rung definierte B edarfs-, Effektivitäts- o der Funkti-
onsanforderungen heranzuziehen und diese dann
dem Grundrecht der Gewissensfreiheit gegenüber
zu stellen und in einer >Abwägung < entgegen zu set-
zen . « Und , so die Richter weiter, »namentlich dür-
fen die sich aus der Verfassung ergeb enden strik-
ten Bindungen an >Recht und Gesetz < (Art. 2 0 Ab s . 3
GG) , an die >allgemeinen Regeln des Völkerrechts <

(Art. 2 5 GG) und an die Grundrechte (Art. 1 Ab s . 3
GG) nicht zur Seite ge schob en und durch >Abwä-
gung < in ihrem Geltungsgehalt und -anspruch gelo-
ckert werden, auch wenn dies politisch o der militä-
risch im Einzelfall unter Umständen zweckmäßig
erscheinen mag. «

Unzweifelhaft setzt das Bunde sverwaltungsge-
richt hiermit dem vielb eschworenen Primat der
Politik, dem die militärische M acht im Staate im all-
gemeinen unterworfen ist, klare verfassungsrecht-
liche Schranken . Zugleich ordnet es – selb st im Ver-
teidigungsfall – die Funktionsfähigkeit der Streit-
kräfte der grundgesetzlich ab solut geschützten
Freiheit des Gewissens unter.

Ministerialrat Sohm freilich b estreitet dies vehe-
ment, indem er deklamiert, dass »dienstlichen Auf-

Jürgen Rose

Juristische Lohnschreiber
Auftrag Urteilsschelte: Wie des Verteidigungsministers Advokaten
einen hochnotpeinlichen Richterspruch umdeuten
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gab en und B efehlen . . . grundsätzlich die Dignität
demokratischer Legitimation zu [ kommt ] . «

Wie prekär e s indes um den Wert demokrati-
scher Legitimation, vulgo p arlamentarischer Mehr-
heitsentscheidungen, oftmals b estellt ist, demonst-
riert in regelmäßigen Ab ständen das Bundesverfas-
sungsgericht. Ein b esonders spektakuläres B ei-
spiel liefert de ssen jüngst ergangenes Urteil zum
Luftsicherheitsge setz . D arin b e scheinigen die
Karlsruher Verfassungsrichter Bunde sregierung
und Bundestag, dass ihr auf fab elhaft demokrati-
sche Weise zu stande gekommenes Ge setzeswerk
die zentrale Verfassungsnorm schlechthin, näm-
lich die durch Artikel 1 des Grundgesetze s ab solut
geschützte Menschenwürde , mit Füßen tritt. (vgl.

F or u m Pazi fi s mus 09, S. 33 ff.) Ein Waterlo o für
den angeblichen Primat demokratischer legiti-
mierter Politik und ein grandio ser Sieg für die Gel-
tung de s Rechts .

Wer angesichts de ssen unreflektiert von der
»Dignität demokratischer Politik« schwadroniert,
läuft Gefahr, im völker- und verfassungsrechtli-
chen Nirwana zu landen . D enn demokratisch for-
mal korrekt legitimiert war eb en auch die von der
rot-grünen Bundesregierung b e schlo ssene Unter-
stützung des anglo-amerikanischen Völkerrechts-
verbrechens im Irak, der sich Bundeswehroffizier
Pfaff verweigert hatte . Und so strickt bis heute
nicht nur Bundesjustizministerin Zypries munter
an der Legende , die B RD wäre aufgrund der einge-
gangenen NATO-Bündnisverpflichtungen zum
Bruch ihrer Verfassung, die eigentlich den An-
griffskrieg verbietet, gezwungen gewesen .

»Gewissen am Kasernentor abgeben! «

Ministerialjurist Sohm aber ergänzt seine spitz-
findigen Einwände gegen das Urteil von Leipzig
um einen weiteren sehr aufschlussreichen Aspekt.
Seiner Auffassung nach nämlich b esteht der »zen-
trale Problemb ereich im vorliegenden Fall in der
Grundrechtsgeltung und -wahrnehmung in Son-
derstatus-Verhältnissen« . Diese Terminologie ist
au s der Diskussion um die Innere Führung in der
Bunde swehr nur allzu b ekannt. Die Traditionalis-
ten, denen die Konzeption vom demokratischen
» Staatsbürger in Uniform« schon immer ein D orn
im Auge war, setzten dieser von B eginn an ihre Vor-
stellung vom Soldatsein als einer Profession » sui ge-
neris« entgegen . D emzufolge nimmt der Soldat ei-
ne Sonderstellung in der pluralistischen Gesell-
schaft ein und sind den Zivilisierungs- und Integra-
tionsmöglichkeiten einer Armee immanente Gren-
zen ge setzt. Genau auf die ser Linie argumentiert
Wehrjurist Sohm, wenn er konstatiert, dass »die
Streitkräfte von vornherein nicht dem Ausleben in-
dividueller Freiheitsrechte dienen« . D enn »durch
die enge Verbundenheit mit dem Dienst stellt sich
der Soldat unter die » Ge setzlichkeiten de s Amte s«« .
D aher hab e sich der Soldat notwendigerweise von

eigenen Intere ssen zu distanzieren . Messerscharf
folgert Advokat Sohm : »D araus entstehende Gewis-
senskonflikte werden Soldaten nicht von außen
aufgezwungen, sondern sind mit dem Eintritt in
die Streitkräfte j edenfalls potenziell angelegt. « D as
juristische Fachsprech in Klartext üb ersetzt b edeu-
tet das : Wer seinen Dienst b ei der Bundeswehr leis-
tet, muss wissen, worauf er sich eingelassen hat
und sollte b e sser sein Gewissen am Kasernentor
abgeb en, wenn er dienstliche Schwierigkeiten ver-
meiden will !

Völlig unverblümt kommt diese Haltung in ei-
nem weiteren verteidigungsministeriellen Elab o-
rat zum Ausdruck. In dem von der Rechtsabteilung
I 5 unter dem Titel »Hinweise für Rechtsb erater
und Rechtslehrer« herau sgegeb enen D okument
wird im Hinblick auf den »Umgang mit Soldaten
und Soldatinnen, die aus Gewissensgründen B e-
fehle nicht b efolgen wollen« , ausgeführt : »Die s er-
gibt sich au s dem B erufsrisiko , das Soldaten/Solda-
tinnen auf Zeit und B erufssoldaten/B erufssolda-
tinnen freiwillig eingehen . Insofern werden den
Angehörigen der Streitkräfte engere Grenzen gezo-
gen als den >normalen < Staatsbürgern und Staats-
bürgerinnen . In derartigen Fallkonstellationen
tritt als Ergebnis einer unverzichtb aren Güterab-
wägung die Gewissensfreiheit hinter das verfas-
sungsrechtlich geschützte Gut der Funktionsfähig-
keit der Streitkräfte zurück. «

Gewissen als soldatische s B erufsrisiko – auch
die s eine dreiste Umkehrung des glasklaren Bun-
desverwaltungsgerichtsurteils . Im Grunde genom-
men wäre zwar das in weiten Teilen au sge spro chen
stümperhaft abgefasste Ministerialp apier nicht
weiter erwähnenswert. Gleichwohl kann man da-
rüb er nicht stillschweigend hinweggehen, da es ei-
ne offizielle Handlungsanleitung für alle Rechtsb e-
rater und Rechtslehrer in der Bundeswehr dar-
stellt. Letztere wiederum b eeinflussen unvermeid-
lich die Meinungsbildung zum Problem der Gehor-
samsverweigerung aus Gewissensgründen in den
deutschen Streitkräften insge samt, insb esondere
j edo ch in den Reihen der höheren militärischen
Vorgesetzten .

»Nur dem General ist der Angriffskrieg
verboten, der Gefreite aber muss dabei
mitmachen.«

Geradezu atemb eraub end erweisen sich
schlussendlich die Einlassungen der Rechtsabtei-
lung zum Thema Angriffskrieg. Dieser wird zwar
vom Grundgesetz verb oten und vom Strafgesetz
sanktioniert. D enno ch darf sich laut Verteidigungs-
ministerium der gemeine Soldat darauf nicht beru-
fen, denn »diesem Verb ot unterfallen nur Soldaten
o der Soldatinnen, die als sicherheits- und militär-
politische B erater/B eraterinnen eine herau sgeho-
b ene Funktion im Regierungsapp arat ausüb en . «
Auf den Punkt gebracht lautet der Irrwitz : Nur dem

1 0
I I / 2 0 0 6

G
e

wi
ss

e
ns

fr
ei

h
ei

t



8

General ist der Angriffskrieg verboten, der Gefrei-
te ab er muss dab ei mitmachen .

Zur Grote ske entfaltet sich die Argumentation
der Ministerialjuristen, wenn die se einerseits kon-
statieren, »B efehle , die im Widerspruch zu den all-
gemeinen Regeln de s Völkerrechts stehen, sind un-
verbindlich« , und »Untergeb ene dürfen solche
nicht b efolgen« , sondern »müssen die allgemeinen
Regeln de s Völkerrecht b e achten« . Und anderer-
seits die selb en Autoren wenige Zeilen sp äter zum
b esten geb en, dass »zwar das allgemeine Gewalt-
verb ot zu den allgemeinen Regeln de s Völkerrechts
gehört, die se s j edo ch für die rechtliche B ewertung
de s Verhaltens einzelner an einem Einsatz b eteilig-
ter Soldaten und Soldatinnen eb enso wenig von B e-
deutung ist wie die zu seiner Durchsetzung b e-
stimmten innerstaatlichen Normen (Art. 2 6 GG
und § 8 0 StGB)« .

Unbekannt scheint den Rechtsexperten der
»Verhaltensko dex zu politisch-militärischen Aspek-
ten der Sicherheit« , der auf dem Budape ster KSZE-
Gipfel 1 9 9 4 unterschrieben wurde . D ort wird in
den Paragraphen 3 0 und 3 1 fixiert, »dass die Ange-
hörigen der Streitkräfte nach dem innerstaatlichen

und dem Völkerrecht für ihre Handlungen indivi-
duell verantwortlich sind« und »dass die mit B e-
fehlsgewalt ausgestatteten Angehörigen der Streit-
kräfte B efehle , die gegen das innerstaatliche Recht
und das Völkerrecht verstoßen, nicht erteilen dür-
fen« .

Wenn die verantwortlichen Juristen im Bunde s-
ministerium der Verteidigung ungeachtet de ssen
völlig abwegige Rechtsauffassungen konstruieren,
sollte die zivile Öffentlichkeit nicht darüb er er-
staunt sein, wenn – Co esfeld lässt grüßen – Bunde s-
wehrsoldaten nach der D evise »legal – illegal –
scheißegal« handeln . D arüb er hinaus legt die sich
am Rande der Rechtsbeugung b ewegende Kom-
mentierung de s von einem hö chsten Bunde sge-
richt gespro chenen Urteils zur Gewissensfreiheit
von Soldaten seitens de s Verteidigungsministeri-
ums die Frage nahe , inwieweit sich de ssen Leitung
üb erhaupt no ch an Recht und Gesetz die ser Repub-
lik gebunden fühlt.

Dipl. -PädagogeJürgen Rose ist Oberstleutnan t der
Bundeswehr. Er vertritt in diesem Beitrag n ur sei-
ne persö nlichen A uffassungen.

Brian Martin

Globalisierung der Gewaltfreiheit :
Überwindung der Hindernisse
Gewaltfreiheit ist das Ziel − und der Weg

(Red.) In diesem Artikel untersucht Brian
Martin einige der Herausforderungen j eder
gewaltfreien Bewegung. Er unterscheidet
fünf Bereiche: Sichtb arkeit der Gewaltfrei-
heit, Renommee der Gewaltfreiheit, Institu-
tionalisierung der Gewaltfreiheit, der Streit
über die Deutungshoheit und Furcht. Diese
Untersuchung von Hindernissen zur Globali-
sierung der Gewaltfreiheit bietet eine gute
Einleitung in die Diskussion auf der Konfe-
renz »Gewaltfreiheit Globalisieren« der War
Resisters ' International vom 2 3 . bis 2 7. Juli
2 0 0 6 in Paderborn (www. gewaltfreiheitglo-
balisieren.org) .

ewaltfreiheit hat sich im letzten Jahrhun-
dert ungeheuer verbreitet. Viel mehr B e-

wegungen verwenden gewaltfreie Aktionen für
Kamp agnen . Bürger vor Ort verwenden viel wahr-

scheinlicher gewaltfreie Aktionen als in der Ver-
gangenheit. E s gibt ein viel größere s B ewusstsein
für Gewaltfreiheit durch Netzwerke , Medien und
Publikationen . D enno ch liegt no ch ein langer Weg
vor uns . Organisierte Gewalt ist in den militäri-
schen Institutionen der Welt fest verwurzelt. Nicht-
staatlicher Terrorismu s stellt den Vorwand für zu-
nehmende Unterdrückung dar. D e swegen ist e s
wichtig, Hindernisse gegen ein größeres B ewu sst-
sein und die Anwendung der Gewaltfreiheit zu b e-
trachten .

Der Konflikt über die Sichtb arkeit

Die Massenmedien geb en der Gewaltfreiheit
selten die notwendige Aufmerksamkeit. Die meis-
ten gewaltfreien Aktionen werden einfach igno-
riert. Stattde ssen geb en die M assenmedien der Ge-
walt die Hauptaufmerksamkeit. Außerdem stellen
die M assenmedien gewaltfreie Aktionen allgemein
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falsch dar, indem sie sich auf triviale Ereignisse
konzentrieren . Häufig wird von einer großen D e-
monstration einzig eine kleine Rauferei o der eine
Verhaftung b erichtet. Manchmal b erichten die Me-
dien über eine »gewalttätige D emonstration« ,
wenn nur die Polizei gewalttätig war. Gewaltfreie
Aktionen sind no ch nicht in den Wortschatz und
die D enkrichtung vieler Journalisten eingegangen .

Aktivisten finden auf ihrer Suche nach Öffent-
lichkeit kreative Wege , um die Aufmerksamkeit der
Medien zu erregen . Ab er der Medienfoku s liegt
häufig auf der Aktion, mit wenig Verständnis für
den Zweck und die Dynamik de s gewaltfreien Han-
delns .

Die Vernachlässigung der Gewaltfreiheit durch
die Medien wird in akademischen Publikationen
fortge setzt, wo der Fokus auf Regierungen, politi-
schen Systemen und Politiken liegt. E s gibt viel Kri-
tik für den Kapitalismus , das Patriarchat und die
Hegemonie , ab er sehr wenig B ewusstsein für ge-
waltfreie Aktion .

Die meisten Leute , die nicht Aktivisten sind , ken-
nen D emonstrationen, Streiks und Aktionen, ab er
sie denken nicht an sie als B e standteile einer Kon-
fliktmetho dik. An der Schule lernen sie viel üb er
Generäle , Politiker und Kriege , aber nicht so viel
über direkte Aktionen der B evölkerung . Wenn sie
etwas über gewaltfreie Aktionen hören, ist e s häu-
fig üb er Gandhi o der Martin Luther King – etwas ,
das von den mutigen Führern an anderem Ort und
zu anderer Zeit getan wurde , statt etwas , das täglich
in ihrer Nähe geschieht.

Die meisten Leute verstehen die Grundlagen
des Kriege s : Waffen sind die Werkzeuge , Soldaten
sind die Akteure , und Kriegsführung ist die Metho-
dik des Kampfes . Ab er b ei Gewaltfreiheit sind nur
die Werkzeuge , wie D emonstrationen und Streiks ,
weithin b ekannt. Die Akteure − ob Zivilisten, Bür-
ger o der Menschen genannt − sind nicht so gut b e-
kannt. Die Gewaltfreiheit als Metho dik des Konflik-
te s wird nicht verstanden .

Aktivisten und ihre Unterstützer hab en erreicht,
dass die Unsichtb arkeit der gewaltfreien Aktion
brö ckelt. Ab er der Fortschritt ist langsam . E s dauert
lange , bis Historiker und Sozialwissenschaftler ge-
waltfreie Aktionen in Forschung und Lehre einb e-
ziehen . Die drängendere Herausforderung ist
(Nicht-) B ehandlung der Gewaltfreiheit durch die
M assenmedien . Ein Weg, dieses zu ändern, kann
sein, Journalisten anzuregen, die Gewaltfreiheit als
strategische s Phänomen wie Parteipolitik o der
Sport zu verstehen . E s gibt keine einfache Antwort.
Experimente sind notwendig.

Wie man Gewaltfreiheit sichtb arer macht, hängt
teilweise von der Kultur ab . Wörter, Symb ole und
Geschichten sind wichtig, und diese hängen von
der Sprache und von kulturellen Traditionen ab . E s
ist entscheidend für die Glob alisierung der Gewalt-
freiheit zu lernen, wie Leute sie am b e sten verste-
hen können .

Der Konflikt über das Renommee

Gegner der Gewaltfreiheit versuchen häufig,
Aktivisten zu diskreditieren . B ehörden stempeln
Prote stierer auf üble Weise ab , z . B . als Unwissende ,
Unzufriedene , Randalierer, Rechtsbrecher und
Terroristen .

Diese Art der B ezeichnung ist in den Medien-
kommentaren und − foto s am wirkungsvollsten,
wenn die Protestierer dem Publikum fern stehen .
Wenn Menschen Aktivisten persönlich kennen,
respektieren sie sie viel wahrscheinlicher. So ist e s
in hohem Grade wirkungsvoll, Aktivisten als nor-
male Leute vorzustellen, und Leute zu den Aktivitä-
ten mitzubringen, damit sie Aktivisten treffen kön-
nen .

Eine andere Art, ein fe ste s Renommee aufzub au-
en ist, das Image zu b eachten . Ausfällige Sprache ,
unkonventionelle Kleidung und eigenartige s Ver-
halten können einige Leute b efremden . Wenn ein
negatives Image verwendet wird , um eine B ewe-
gung zu diskreditieren, dann ist es sinnvoll zu üb er-
legen, wie Stereotypen von Prote stierern als verru-
fene Rüpel entgegen gewirkt werden kann . Protes-
tierer könnten z . B . Anzüge tragen . E s gibt nicht nur
eine richtige Art, sich anzuziehen und sich zu b e-
nehmen . D er Punkt ist, Renommee als entschei-
denden Faktor in einem Konflikt zu behandeln .

Gewaltfreie Aktivisten werden auch von ande-
ren Aktivisten abgewertet, b esonders von denen,
die sich als Militante o der Revolutionäre stilisieren
und die Provokation o der Gewalt unterstützen . Für
sie ist Gewaltfreiheit schwach und reformistisch .
Gewalt wird als männlich ange sehen, während Ge-
waltfreiheit als weiblich b ehandelt wird . Gewalt-
freie Aktivisten sind normalerweise glücklich, das
M acho-Image zu vermeiden, ab er das Renommee
ist ernsthaft betroffen bei die sen ge schlechtsbezo-
genen Bildern .

Heute nennen no ch ziemlich viele Leute Ge-
waltfreiheit »p assiven Widerstand« , fast ein Jahr-
hundert nach Gandhi, der den Ausdruck als irre-
führend zurückgewiesen hat. Gewaltfreiheit wird
häufig in der öffentlichen Meinung mit Passivität,
Pazifismus und B e schwichtigung verbunden . Die s
trotz der wiederholten B etonung de s Worte s Akti-
on in der gewaltfreien Aktion .

Anhaltende Aufmerksamkeit ist erforderlich für
Wörter und ihre Konnotationen . D er Au sdruck
»Volksmacht« ist eine nützliche Wortschatzerweite-
rung. Sprache und Bilder sind für den Erfolg der
Gewaltfreiheit leb enswichtig . Neb en der Aktion
b enötigen wir eine S atyagraha-B egrifflichkeit.

Der Konflikt über die Deutung

E s gibt eine sehr große D emonstration gegen ei-
ne Sitzung der Welthandelsorganisation . O der e s
gibt eine Work-to-rule-Kamp agne am Arb eitsplatz .
O der ein Mahnwache gegen ein örtliches Neub au-
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gebiet. E s ist einfach für Aktivisten, die se als Aktio-
nen gegen Formen der Unterdrückung o der der
Ausb eutung zu sehen . Ab er andere sehen die se B e-
deutung nicht automatisch .

Kritiker könnten die Anti-WTO-D emonstration
als gut gemeinte ab er irregeführte Reaktion gegen
ökonomischen Fortschritt b eschreiben . Sie könn-
ten die Work-to-rule-Kamp agne als Verhand-
lungstaktik b e schreiben . Und sie könnten die
Mahnwache als Fete b e schreib en . Die B edeutung
von Ereignissen ist offen für Zugriffe . Aktivisten,
ob sie es mögen o der nicht, nehmen an einem Kon-
flikt über D eutungen teil .

Allgemeines Verständnis für Gewaltfreiheit
wird b ehindert durch die Art, wie Aktionen unter-
schiedlichen Rubriken zugeteilt und eingestuft
werden . In den Nachrichten sind einige Aktionen
in den Auslandsnachrichten, einige in den Wirt-
schaftsnachrichten, einige in den Lokalnachrich-
ten und ziemlich viele werden gar nicht gebracht.

Die Erfolge der gewaltfreien Aktion sind anfällig
dafür, kleingeredet und auf andere Ursachen zu-
rückgeführt zu werden . Kommentatoren schrei-
b en häufig den Fall der o steurop äischen kommu-
nistischen Regimes dem Erfolg der US-Regierung
im kalten Krieg zu , b esonders durch den Zwang
der sowj etischen Regierung, zu viel für das Militär
aufzuwenden, ohne Aktionen der B evölkerung zu
erwähnen . In der Tat geb en Regierungen fast nie
zu , dass ihre Aktionen durch den Druck der B evöl-
kerung beeinflusst worden sind .

In einigen Fällen ist es unmöglich, gewaltfreie
Aktion zu ignorieren, ab er ihre Wirksamkeit wird
kleingeredet. Gandhi ist der berühmteste gewalt-
freie Aktivist. Aber der Erfolg der indischen Unab-
hängigkeitsb ewegung wird häufig darauf zurück-
geführt, dass die Briten halbherzige Kolonialisten
gewesen seien . Eine gute Entgegnung ist, sich auf
die britischen Kolonialaktionen in Kenia gegen die
Mau-Mau zu b eziehen (die Gewalt anwendeten) ,
wo die Briten Konzentrationslager, Folterungen,
Hinrichtungen und die Massenmorde organisier-
ten .

Ein anderes vertrautes Argument ist, dass Ge-
waltfreiheit nicht gegen die Nazis funktioniert hät-
te . Jedermann, der über Gewaltfreiheit spricht,
muss gute Antworten entwickeln wie die , dass die
Gewaltfreiheit angewendet wurde und gegen die
Nazis erfolgreich war, z . B . die öffentlichen Prote ste
in B erlin 1 9 4 3 , die zur Freigab e jüdischer Gefange-
ner führten . Die se Art von D eb atte ist entschei-
dend für das Verständnis von Gewaltfreiheit durch
die B evölkerung.

D ann gibt e s die Niederlagen der Gewaltfrei-
heit. Am b ekannte sten ist das Niederschlagen der
D emokratie-B ewegung in China 1 9 89 . Die s war
nicht eine so große Niederlage , wie normalerweise
b ehauptet wird , weil es ernsthaft das Renommee
de s chine sischen Regime s für eine lange Zeit b e-
schädigte . D arüber hinaus gibt e s eine problemati-

sche D oppelmoral . Wann führte j e die Niederlage
in einem Krieg zu der Schlussfolgerung, dass » Ge-
walt nicht funktioniert« ? Nachdem das US-Militär
sich au s Vietnam 1 975 zurückzog, war die Schluss-
folgerung der Falken nicht, dass Gewalt nicht funk-
tioniert, sondern dass »wir nicht genügend Gewalt
anwendeten« .

Gewaltfreie Aktivisten sagen häufig das gleiche
üb er ihre nicht ganz erfolgreichen Kamp agnen :
»Wir mü ssen stärker, klüger und hartnäckiger in un-
serer Anwendung der Gewaltfreiheit sein« . Aber
wenige andere Leute sehen es auf diese Weise . Ihre
Anschauung zu ändern ist das We sentliche de s
Konflikts üb er der B edeutung von Gewaltfreiheit.

Institutionalisierung der Gewaltfreiheit

Laut D efinition geht gewaltfreie Aktion über
konventionelle politische Aktion hinaus . Metho-
den wie das Wählen und das Lobbying sind konven-
tionell und gelten nicht als gewaltfreie Aktion .
Ab er wenn gewaltfreie Aktion breiter angewendet
wird , kann sie konventionell werden : Sie wird eine
politische Institution .

In vielen Ländern sind D emonstrationen üblich
geworden . In den sechziger Jahren wurden D e-
monstrationen zu einigen Punkten − wie gegen
den Vietnam Krieg − häufig als B edrohung de s Sta-
tus Quo ge sehen . Die Polizei war in hoher Alarmb e-
reitschaft, und die Gefahr von Verhaftungen und
von Schlägen war ho ch. Heute j edo ch ist in den
gleichen Ländern eine D emonstration nichts B e-
sonderes . Die Regierungen geb en die Erlaubnis,
und die Polizei stellt sicher, dass alles glatt läuft,
und schützt manchmal Prote stierer vor Angriffen
durch Zuschauer.

Die se s Szenario trifft nur auf einige Orte zu . E s
gibt immer noch viele repressive Regime s , in de-
nen eine D emonstration o der eine Petition als Sub-
version behandelt wird und die Organisatoren
strengen Strafen unterworfen sind .

Institutionalisierung von Gewaltfreiheit ist ein
Zeichen de s Erfolges . E s b edeutet, dass das Reper-
toire der legitimen Aktionen erweitert worden ist.

Institutionalisierung kann auch eine Zwangsj a-
cke sein und Aktionen von der Laune der M achtha-
b er abhängig machen . Die Arbeiterb ewegung ge-
wann nach einem langen Kampf das Recht zum
Streik. Ab er in einigen Ländern werden Streiks j etzt
stark reguliert. Einige Gewerkschaften schließen
Streikverzichtverträge ab . Andere Gewerkschaften
können nur unter eng definierten B edingungen
streiken, andernfalls wird die Gewerkschaft stren-
gen Strafen unterworfen . Ein typische s Re sultat ist,
dass Gewerkschaftsvertreter vorsichtig werden .
Nicht genehmigte Streiks − wilde Streiks − werden
eine Art, die B e schränkungen der direkten Aktion
der Arb eiter zu durchbrechen .

E s gibt einen kontinuierlichen Konflikt über der
Legitimität der gewaltfreien Aktion, wo Gesetze
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und Verordnungen die offenkundigen Schranken
des Kampfes sind . Einerseits können einfache Din-
ge wie Flugblätter verteilen durch Hausordnungen
in den Einkaufszentren eingeschränkt werden und
die Grundlage für einen Streit üb er die Redefrei-
heit werden . Andererseits suchen Pflugscharakti-
visten, die Marschflugkörper b eschädigen, Legiti-
mität durch die Gerichte auf der Grundlage , dass
sie handeln, um Völkermord zu verhindern .

Im Allgemeinen ist größere Legitimität eine gu-
te S ache für gewaltfreie Aktionen, b esonders wenn
sie Möglichkeiten schafft, gegen repressive Regie-
rungen vorzugehen . Ab er es liegt eine Gefahr in
der Legitimität, wenn sie von der übermäßigen Re-
gulierung und der Steuerung durch B ehörden b e-
gleitet wird .

B e schränkungen gewaltfreier Aktion können
gut o der schlecht sein . E s hängt viel davon ab , wer
die B e schränkungen entscheidet und durchsetzt.
Wenn die B e schränkungen durch nicht wohlwol-
lende B ehörden auferlegt werden, dienen sie häu-
fig dazu , die volle M acht der Gewaltfreiheit einzu-
dämmen . Wenn die B eschränkungen von den Akti-
visten und den örtlichen Gemeinschaften ent-
schieden werden, bilden gewaltfreie Aktionen viel
eher ein machtvolles Instrument, um eine b e ssere
Gesellschaft zu errichten .

Gewaltfreie Aktion hat sich so erfolgreich gegen
Diktaturen erwie sen, dass manche B ewegungen,
z . B . in Serbien und der Ukraine , die Unterstützung
der US-Regierung erhalten hab en . Die s ist ein wei-
teres Zeichen, dass Gewaltfreiheit institutionali-
siert wird . E s hat heftige D eb atten gegeb en, ob sol-
che Unterstützung eine gute S ache ist. Die se D eb at-
ten reflektieren die Vorteile und die Gefahren der
Institutionalisierung. Regierungsunterstützung
bedeutet, dass gewaltfreie Aktionen eine viel grö-
ßere Legitimität hat, ab er gleichzeitig schafft es die
Möglichkeit der Kontrolle über die Aktion, entwe-
der direkt als B edingung der Unterstützung o der
indirekt, indem sie Aktivisten anregt, Dinge zu ver-
meiden, die die Unterstützung gefährden .

D a Gewaltfreiheit erfolgreicher wird , akzeptier-
ter, institutionalisierter und glob aler, werden diese
Fragen wichtiger. Kontinuierliche D eb atten sind
nötig .

Furcht

Eine s der größten Hindernisse zur Glob alisie-
rung der Gewaltfreiheit ist Furcht − die Furcht, die
Menschen hab en aus der Reihe zu treten, und die
Furcht vor Repre ssalien, entweder während der
Aktion oder danach . Gewaltfreie Aktion kann Mut
erfordern, be sonders wenn eine Gefahr der Verhaf-
tung o der der Verletzung b esteht. Die Vorb erei-
tung der gewaltfreien Aktion b einhaltet zu erler-
nen, wie man mit dieser Furcht umgeht. Ein Teil ei-
ner Gruppe zu sein macht einen großen Unter-
schied .

Ab er e s gibt no ch eine andere Furcht, die genau
so wichtig ist : Die Furcht, etwas anderes zu tun als
die Menge , auffällig o der abweichend zu sein .
Wenn gewaltfreie Aktion üblich wird , verschwin-
det die Furcht. D as Unterzeichnen einer Petition
für Weltfrieden b edroht selten irgendj emand . Ab er
eine Petition zu unterzeichnen, die sich über den
Chef b e schwert, kann sehr riskant sein .

Je mehr Menschen in eine Aktion miteinbezo-
gen werden, de sto sicherer wird es für j eden Einzel-
nen . Wenn die B eteiligung einen b e stimmten kriti-
schen Punkt üb erschreitet, kann sie drastisch
wachsen . Die schnelle Au sweitung der Proteste in
O stdeutschland 1 9 89 ist ein B eispiel . D er weltwei-
te Prote st am 1 5 . Februar 2 0 0 3 gegen die Invasion
im Irak ist ein andere s .

Gegner der gewaltfreien Aktion versuchen, den
Furchtfaktor zu erhöhen, z . B . indem sie harte Ge-
setze verab schieden, selb st wenn sie kaum ange-
wendet werden . Viele Angestellte fürchten, dass sie
b edrängt oder entlassen werden konnten, wenn sie
offen sprechen oder sich einer Protestbewegung
anschließen, also halten sie sich zurück. Regierun-
gen können versuchen, die Furcht zu erhöhen, in-
dem sie einige Einzelne verfolgen als Exempel, was
anderen ge schehen könnte .

Aktivisten versuchen, das Problem Furcht anzu-
gehen, indem sie in Gruppen arbeiten, Möglichkei-
ten wie Verhaftungen genau vorb ereiten, und
durch Rollenspiele , damit Aktivisten vertraut da-
mit sind , wie man auf b edrohliche Situationen rea-
giert. Sie entwerfen auch Aktivitäten, die e s mehr
Menschen erlauben, ohne Furcht teilzunehmen . Ei-
ne Petition ist gefahrlo ser zu unterzeichnen, wenn
1 0 0 Menschen sie bereits unterzeichnet hab en . Ei-
ne direkte Aktion ist sicherer, wenn die Entschei-
dung, das Gesetz zu brechen und eine Verhaftung
zu riskieren, b eim Einzelnen liegt.

D as Militär hat die Arb eit der Psychologen einge-
sp annt, um Wege zu entwickeln, Soldaten in Stress-
situationen weiterkämpfen zu lassen . Gewaltfreie
Aktivisten hab en sich auch auf p sychologische For-
schung b ezogen, do ch müssen dies noch mehr tun .

Zusammenfassung

E s ist no ch ein langer Weg, b evor Gewalttätig-
keit als Konflikt-Metho de b e seitigt wird . E s gibt
verschiedene Hindernisse zur Gewaltfreiheit, von
denen j ede von den Aktivisten angegangen werden
kann . Ich hab e fünf B ereiche des Konflikte s üb er
Gewaltfreiheiten betrachtet : Sichtb arkeit, Renom-
mee , B edeutung, Institutionalisierung und Furcht.
Jeder von diesen stellt wichtige Herau sforderun-
gen dar.

Die glob ale Verbreitung der Gewaltfreiheit ist
einer der wichtigsten Wege , mit j edem die ser fünf
B ereiche umzugehen . Indem wir mit unterschied-
lichen Ansätzen experimentieren und unsere Ein-
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sichten teilen, können wir schnell lernen . Die Glo-
b alisierung der Gewaltfreiheit ist der Weg und das
Ziel .

Brian Martin ist Professorfür Gesellschaftswissen-
schaften an der Un iversitä t vo n Wollo ngo ng in

A ustralien. Er erforsch t seit den spä ten 19 70erJah-
ren gewaltfreie Aktio nen, ha t dazu viele Bücher
veröffen tlich t und lange in WRI-Gruppen m itgear-
beitet.
Übersetzung: Ka i- Uwe Dosch

m Irak entstehen neue Zeichen der Hoff-
nung. Anfang des Jahre s hatte sich ein Netz-

werk von Organisationen und Einzelpersonen ge-
bildet und die Internet-Web seite www. lao nf. org
gegründet. Vom 2 7. M ai bis 2 . Juni ging Laonf
(deutsch : »Nein zur Gewalt«) mit einer Wo che der
Gewaltfreiheit an die Öffentlichkeit. An zahlrei-
chen Universitäten und b ei Freitagsgeb eten kam es
zu öffentlichen Aktionen .

D as Netzwerk gründet sich auf der Erkenntnis
»die Strategie der Gewaltfreiheit zu wählen, als b e s-
ten Weg im Kampf für den Aufb au eines unabhängi-
gen, demokratischen, friedfertigen starken und
wohlständigen Irak. « Laonf sammelt historische
und aktuelle B eispiele für erfolgreiche gewaltfreie
Strategien, die zur B efreiung der Völker von Dikta-
turen und B esetzung oder zur Versöhnung in ge-
sp altenen Ge sellschaften geführt haben . Nach der
Erfahrung einer gewaltsamen Diktatur und unter
dem Eindruck sektiererischer Gewalt im heutigen
Irak rücken immer mehr Iraker vom Weg der Ge-
walt ab und suchen nach gewaltfreien Alternati-
ven . Für die Kamp agne zur »Wo che der Gewaltfrei-
heit« gelang es der organisierenden Al-Me salla Ini-
tiative in B agdad , die Logo s so unterschiedlicher
Organisationen wie der Liga von Ulema El-D een
(eine der größeren religiö sen Sunni-Organisatio-
nen) , der kommunistischen »D emokratischen Ju-
gendföderation« und mehrerer schiitischen Orga-
nisationen aus dem Umfeld von Moktad Al-S adr un-
ter einem Aufruf zu vereinen .

Im Rahmen der Wo che der Gewaltfreiheit wur-
den 2 0 . 0 0 0 Flugblätter und 3 . 0 0 0 Po ster in vier
B agdader Universitäten sowie in Kerb ala, B asra, S a-
mara and Nadschaf verteilt. D er Aufruf richtet sich
an die »loyalen Söhne de s Irak« und ermutigt die se
zum Eid : »Ich schwöre b ei meiner Ehre , niemals zur
Gewalt zu greifen, für welchen Grund auch immer,

stattde ssen werde ich sprechen, wie auch Adams
Sohn zu seinem Bruder sagte : >Wenn Du auch D eine
Hand gegen mich richtest, um mich zu ermorden,
so ist es nicht an mir meine Hand gegen Dich zu
richten, um Dich zu töten, denn ich fürchte Allah,
den Gründer der Welten . <«

Aus Sicherheitsgründen wurden die Flugblätter
vor allem an Universitäten verteilt, do ch selb st die-
se sind kein sicherer Ort für weitergehende Aktivi-
täten . Reden und öffentliche Auftritte konzentrier-
ten sich daher auf die Freitagsgeb ete . Auch eine
christliche Kirche in B asra organisierte eine b eson-
dere Me sse zum Thema Gewaltfreiheit am Freitag .

Erste Reaktionen auf die Kamp agne waren
durchweg po sitiv, auch wenn viele Rektoren Angst
davor hatten, die Plakate in den Universitäten
aufzuhängen . Umso mehr beteiligten sich Men-
schen außerhalb der Universitäten spontan an der
Aktion und halfen b ei der Verteilung der Plakate
und Flugblätter. In Nadschaf b eteiligten sich viele
Minibus-Fahrer und hängten die Po ster in ihre S am-
meltaxen . In Al-Hafriya, Al-Suwaira, und Al-Za' afara-
niya b eteiligten sich mehrere Polizisten spontan an
der Verteilung der Flugblätter.

Auch in Zukunft wollen sich die beteiligten Or-
ganisationen für die Verbreitung der Gewaltfrei-
heit als aktiven Weg für einen unabhängigen Irak
einsetzen .

D as Netzwerk Laonf gründete sich nach einem
Training in Gewaltfreiheit in Amman, das Al-Messa-
la zu sammen mit europ äischen Friedensorganisa-
tionen aus Sp anien, Frankreich und Italien organi-
siert hatte . Üb er den weiteren Verlauf der gewalt-
freien Kamp agne im Irak informiert der Bund für
Soziale Verteidigung (B SV) .

Björn Kun ter ist Geschäftsführer des BSV.

Bj örn Kunter

Die Kraft der Gewaltfreiheit im Irak
Netzwerk »Nein zur Gewalt gegründet«
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Redaktio nelle Vorbemerkung: Seinen Vortrag ha t
Juri Dsch ibladse en tsprechend der S WOT-A nalyse
strukturiert. S WOT = In ternal Strengths (innerli-
che Stärken), in ternal Weaknesses (innerliche
Sch wächen), external Opportun ities (ä ußere Mög-
lichkeiten), external Threa ts (ä ußere Bedroh un-
gen)

Äußere Bedrohungen

Druck der staa tlichen Mach t a uf die bürgerliche
Gesellschaft
� Die Staatsführung versucht, die bürgerliche Ge-
sellschaft als ihr eigene s Instrument im System der
»lenkb aren D emokratie« zu b enutzen, und zwar als
Ressource für die Mobilisierung der öffentlichen
Unterstützung für den Kurs de s Präsidenten so-
wohl im In- als auch im Ausland .
� Wenn e s ihm nicht gelingt, die unabhängigen
Nicht-Regierungsorganisationen (NGO ; als Abkür-
zung für den englischen B egriff Non-governmental
organization) und analytische Zentren zu unter-
drücken und zu kontrollieren, nimmt der Kreml sie
als Kraft wahr, die die Macht de s Präsidenten Putin,
das System »der lenkb aren D emokratie« und die In-
teressen der neuen politischen Elite in Person der
ehemaligen Mitarb eiter de s Sonderdienstes und
dem Kreml nahen Busine ssstrukturen b edroht. E s
wird deshalb versucht, die unabhängigen NGO öf-
fentlich abzuwerten, indem sie als »antirussische
M acht« b ezeichnet werden, die westliche Interes-
sen o der diej enigen von »Verrätern« etc . vertreten .
� B eginnend mit dem Appell des Präsidenten b ei
der Fö derativen Versammlung im M ai 2 0 04 entfal-
tete die staatliche Macht Angriffe auf die Bürger-
rechtsb ewegung und die unabhängigen NGO . Seit-
her verbreitet sich die Ideologie von Russland als
der »b elagerten Festung« . Nach dem Motto »wer
nicht mit uns ist, ist gegen uns« werden die Bürger-
rechtsb ewegung und die Regimekritiker zu »inne-
ren Feinden« , zur »fünften Kolonne« erklärt. In der
Präsidentenadministration verbreitet sich die
»orange Paranoia« : NGO − b e sonders diej enigen,
die mit ausländischen Partnern und Spendern zu-
sammenarbeiten − werden als Organisatoren der
künftigen »bunten Revolution« im Russland ange-
nommen . Präsident Putin erklärte im Sommer
2 0 0 5 : »Ich widerspreche entschieden j eder auslän-
dischen Finanzierung von politischer Tätigkeit. «

Die Angriffe auf ausländische Spender und NGO
nehmen zu , man trägt sie in »schwarze Listen« ein .
� Unabhängige NGO und ihre Aktivisten werden
immer öfter Obj ekt juristischer Verfolgung und
staatlichen Drucks bis hin zur Liquidation der Or-
ganisationen unter formalen und erdachten Vor-
wänden . B esonders b etroffen sind davon die NGO ,
die in den für den Staat b e sonders sensiblen B erei-
chen wie Folter, Willkür der Miliz, Korruption, Ver-
letzung der Menschenrechte in der Armee , Psychi-
atrie , ethnische Diskriminierung usw. tätig sind .
� Die Atmo sphäre der Angst ange sichts der B edro-
hung durch den Terrorismu s und aller Art von
»Feinden« , wachsende Fremdenfeindlichkeit und
antiwestliche Stimmung, Wiederb elebung natio-
nalistischer Gefühle , die die Staatsmacht sachkun-
dig lenkt, machen die pro-demokratischen Kräfte
und unabhängige NGO be sonders angreifb ar b e-
züglich ihrer Zusammenarbeit mit ausländischen
Partnern, der Finanzierung aus westlichen Quel-
len, wie auch die Weitergab e von Informationen
über Menschenrechtsverletzungen an internatio-
nale Organisationen und ihrer Aktionen für die
Einstellung des Kriege s in Tschetschenien sowie
der Verteidigung von ethnischen Minderheiten .
� Seit 2 0 0 1 verschärft der Staat kontinuierlich die
Steuergesetzgebung, die auf die B egrenzung der
unabhängigen Finanzquellen der NGO sowohl im
Inland als auch im Ausland gerichtet sind . Als Folge
vermindern sich die finanziellen Re ssourcen und
die Standfestigkeit der NGO , b esonders derj eni-
gen, die die Menschenrechte verteidigen .
� D er staatliche Angriff auf die Ölgesellschaft »JU-
KO S« (und ihre Aktionäre) , die zahlreiche unab-
hängige Organisationen mit Spenden aktiv unter-
stützt hat, b eschädigen und gefährden die erst vor
wenigen Jahren entstandenen zivilgesellschaftli-
chen Entwicklungen .

Verm inderung der Möglichkeiten der NGO, die Po-
litik infolge der a n tidem okra tischen Veränderun-
gen zu beeinflussen.
� Die auf dem autoritären System der zentralisier-
ten Leitung gegründete »lenkb are D emokratie«
entwickelt sich immer weiter und schafft einen ge-
schlo ssenen elitären Prozess der staatlichen Poli-
tikge staltung. D as politische System wird zuneh-
mend intransp arent und entzieht sich der Einwir-
kung und der Kontrolle durch die Gesellschaft.
� Die Kommunikationskanäle zwischen der bür-

Juri Dschibladse

Die Perspektiven
der Bürgerrechtsbewegung in Russland
Eröffnungsvortrag bei der Versöhnungsbund-Tagung »Russland heute
– Aufbau der Zivilgesellschaft oder auf dem Weg in die Diktatur?«
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� Andere Staaten, vor allem Mitglieder der EU so-
wie die USA, sind mit der Schwächung der politi-
schen Institutionen durch die Staatsführung ein-
verstanden und verschließen die Augen vor der zu-
nehmenden Verletzung der Menschenrechte in
Russland – im Au stausch gegen eine »strategische
Partnerschaft im Kampf gegen den glob alen Terro-
rismus« und die Sicherstellung ihrer Energieversor-
gung durch russische s Öl und Gas .
� Zwischen- und üb erstaatliche Organisationen
wie UNO , O SZE und Europ arat sind sehr zurück-
haltend in ihrer Kritik an der Verletzung der Men-
schenrechte und der Schädigung und Schwächung
der D emokratie , weil sie die Verärgerung Russ-
lands als eines der wichtigsten Mitglieder die ser
Organisationen fürchten .
� Die EU unterschätzt das Problem der wachsen-
den Sp anne in der demokratischen Entwicklung
zwischen an die EU angrenzende Staaten des ö stli-
chen und zentralen Europ as einerseits und den
GUS-Staaten andererseits sowie die negative Rolle
Russlands in diesem Proze ss .
� Die internationalen und ausländischen Spender,
Unterstützer und NGO , die im B ereich der Förde-
rung der Entwicklung von D emokratie und Men-
schenrechten arb eiten, stellen einerseits ihre Auf-
merksamkeit ange sichts der wechselnden glob a-
len Prioritäten von Russland auf die islamische
Welt um und fürchten andererseits angesichts de s
hohen Risiko s des Scheiterns sowie angesichts der
unfreundlichen Atmo sphäre im Land , aktiv in Russ-
land zu arb eiten .

Innere Schwächen

� Die bürgerlichen Organisationen sind zu stark
»nach innen« orientiert. Sie b eschränken sich auf
die Arb eit im eigenen Sektor und entwickeln nicht
das B e streb en und die Fähigkeit, aktiv im öffentli-
chen Raum tätig zu sein, d . h . mit der B evölkerung
zusammenzuwirken und sie für die Unterstützung
ihrer Forderungen und der Ausbreitung ihrer Wer-
te zu mobilisieren .
� Die Mehrheit der NGO b esitzt nicht die nötige Fä-
higkeit zur Analyse der gesellschaftlichen Proble-
me , der staatlichen Politik sowie zur Erarb eitung
und Entwicklung von Gegenvorstellungen und
Kamp agnen zu deren Umsetzung
� Mehrere NGO , b esonders diej enigen im sozialen
B ereich, sind vollkommen damit einverstanden,
sich auf die Rolle als Helfer des Staate s zu begren-
zen und dafür staatliche Unterstützung als Ersatz zu
b ekommen .
� Die Sp anne zwischen den politisch aktiven NGO ,
die sich mit den Fragen der gesellschaftlichen und
staatlichen Politik sowie der internationalen Zu-
sammenarb eit b eschäftigen, und solchen, die da-
mit einverstanden sind , unter staatlicher Aufsicht
zu arbeiten und »sich von der Politik fernzuhalten« ,
wächst.

gerlichen Gesellschaft und der Staatsmacht wer-
den schlechter. Die wenigen progre ssiven B eam-
ten, die es gibt und die mit den NGO zu sammenge-
arb eitet hab en, verlassen zunehmend die Regie-
rung und die B ehörden . In den letzten fünfJahren
gegründete verschiedene Kanäle und Mechanis-
men der Zusammenarb eit wie verschiedene Ar-
b eitsgruppen, S achverständigenräte usw. werden
infolge der Etablierung der Öffentlichkeitskam-
mer als faktischem Monopolkanal geschlo ssen . In
vielen Regionen Ru sslands hören die B e amten auf,
mit den NGO zusammenzuarbeiten, da e s »gefähr-
lich« ist. Ein Rat für die Menschenrechte b eim Präsi-
denten bleibt als letzter unabhängiger Kanal der
Zu sammenwirkung, wo die Bürgerrechtsbewe-
gung die Möglichkeit hat, heikle Fragen anzu-
schneiden .
� D as Parteiensystem wird vom Kreml gelenkt und
b efindet sich fast vollständig unter seiner Aufsicht.
Die politischen Parteien sind schwach geworden
und haben immer weniger B edeutung als Akteure
de s politischen Systems , was die Zivilgesellschaft
insgesamt und die Möglichkeiten der Einflussnah-
me auf politische Prozesse schwächt
� Wahlen auf allen Eb enen werden vom Staat mani-
puliert und sind damit nicht mehr »ehrlich und ge-
recht« . Die Wahlen von Bürgermeistern und Abge-
ordneten für die Staatsduma wurden abge sagt. Die
B evölkerung verliert das Interesse an und das Ver-
trauen in Wahlen . Nach den jüngsten Veränderun-
gen in der Wahlgesetzgebung wurde den NGO das
Recht entzogen, die Wahlen unabhängig zu b eob-
achten .
� Rede- und Informationsfreiheit sind sehr b e-
grenzt. Die elektronischen Massenmedien sind un-
ter die Kontrolle des Kremls ge stellt, Pressenmedi-
en sind ge schwächt und haben keinen großen Ein-
fluss . Als Folge wurden die kommunikativen Mög-
lichkeiten der NGO b edeutend ge schwächt.
� In den Jahren 2 0 0 3/2 0 04 wurden auf Initiative
de s Kremls neue antidemokratische Gesetze verab-
schiedet, die die Organisation von Referenden,
Kundgebungen und D emonstrationen sowie die
Arbeit von Parteien etc . erschweren .
� E s gibt wenig demokratische Kultur, es herrscht
eine gesellschaftliche Ap athie , das Vertrauen zu al-
len politischen Institutionen ist gering – auch zu
NGO − , eine p aternalistische Mentalität ist weit ver-
breitet, der »Putinismus« findet in Verbindung mit
dem gestiegenen Leb ensstandard breite Zustim-
mung.
� D as Verständnis der Menschenrechte und ihrer
B edeutung ist in der B evölkerung gering, die
Kenntnisse über B edeutung und Tätigkeit der Bür-
gerrechtsb ewegung sowie deren Unterstützung
eb enfalls .

Verm inderung der Möglichkeiten, in terna tio nale
Hebel zur Beeinflussung a uf die Innenpolitik zu
ben utzen.
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� D er Druck auf die unabhängigen NGO und die
Bürgerrechtsb ewegung von Seiten der GONGO
(regierungsnahe bzw. staatlich organisierte
»NGO« , Üb ersetzung von » Governmental orga-
nized NGO«) , die den Interessen der autoritären
M acht dienen, nimmt zu .

Innere Stärken

� In der Eigenwahrnehmung der NGO und insb e-
sondere der Bürgerrechtsbewegung b esitzt ihr En-
gagement eine hohe Autorität, da es sich auf hohe
moralische Werte stützt. Die Verbindung der mo-
dernen Bürgerrechtsb ewegung mit den Traditio-
nen der demokratischen Bürgerrechtsbewegung
der sowj etischen Zeiten, gestützt auf deren morali-
schen Werte und ihre Verankerung in der Traditi-
on, wirkt sich po sitiv auf die Autorität der heutigen
NGO aus .
� Die Anzahl der Bürgerrechtsgruppen und ande-
rer NGO sowie ihre institutionellen Möglichkeiten
sind seit den 1 9 9 0er Jahren gewachsen . Sie han-
deln in allen Regionen des Landes und be schäfti-
gen sich mit dem breiten Spektrum der gesell-
schaftlichen Probleme .
� Ein zwar geringer ab er einflu ssreicher Kreis der
führenden NGO hat gelernt, professioneller zu ar-
beiten und dab ei mo derne Arb eitstechniken zu b e-
nutzen . Die s sind Monitoring, bürgerliche Experti-
se , Analyse der Ge setzgebung und Politik sowie
Ausarb eitung von Empfehlungen, Verhandlungen,
öffentliche Kamp agnen, ge sellschaftliche Kontrol-
le , Aufklärungskamp agnen, institutionelle Ent-
wicklung und Management der NGO .
� Führende NGO b egreifen ihre Rolle als aktive
Mitglieder de s ge sellschaftlich-politischen Prozes-
se s , insbe sondere in den Fragen der D emokratie-
entwicklung und de s Widerstandes gegen Autori-
tarismu s .
� Einige NGO hab en aktiv den Aufb au von Netz-
werken und Ko alitionen auf der nationalen und re-
gionalen Ebene b etrieb en .
� Führende NGO arb eiten aktiv auf internationaler
Ebene und nutzen den Heb el des internationalen
Einflusse s auf die Lage innerhalb de s Landes . Sie
wirken aktiv mit b ei der UNO , b eim Europ arat, b ei
der O SZE und vor kurzem auch mit der EU und ih-
ren Mitgliedern im Rahmen de s Dialoges EU − Russ-
land in der Frage der Menschenrechte .

Äußere Möglichkeiten

� Auf dem Hintergrund de s »ge sicherten« gesell-
schaftlich-politischen Raume s und der außeror-
dentlicher Schwäche des Parteiensystems werden
die NGO immer mehr als praktisch einzige , ohne
Aufsicht des Kremls bleibende , pro-demokratische

Kraft, als Kanal für alternative Informationen,
Kommunikation und des öffentlichen Dialoge s
von der demokratischen Öffentlichkeit und dem
sozial aktiven Teil der B evölkerung, b e sonders von
den jungen Leuten, wahrgenommen . D as erhöht
die Chancen auf die Ausweitung der B asis sozialer
Unterstützung der bürgerlichen Organisationen
und die Teilnahme der B evölkerung an der Tätig-
keit der NGO .
� E s gibt eine Unzufriedenheit in der B evölkerung
mit den sozialen Reformen (soziale Sicherheit, Al-
ters- und teilweise Wohnraumversorgung) , wegen
der Misserfolge des Staates b ei der Verwirklichung
die ser Reformen, wegen der Unsicherheit b ezüg-
lich der b evorstehenden Reformen (Gesundheits-
wesen, Bildung, Wohnreformen etc .) , wegen de s
Fehlens eine s adäquaten öffentlichen Dialoge s
über die Probleme der sozialen Reformen, wegen
der inadäquaten Wahrnehmung von staatlicher Sei-
te der öffentlichen Unzufriedenheit und der Kritik
in die sen Fragen − das alle s gibt den NGO die Mög-
lichkeit, als führende Kraft die öffentlichen Interes-
sen zu vertreten und zu verteidigen .
� Die B evölkerung ist b e sorgt üb er die B edrohung
durch den Terrorismu s, fürchtet um ihre Sicher-
heit und nimmt den Staat als unfähig wahr, diese Si-
cherheit zu garantieren . Die s ermöglicht e s NGO ,
als sachverständige und organisierende Kraft im
B ereich des Gleichgewichts zwischen den Rechten
und den Freiheiten einerseits und der Sicherheit
andererseits aufzutreten .
� Einige wenige unabhängig gebliebene Pre sseme-
dien beginnen, die NGO als ihre Verbündeten und
als legitime politische Kraft wahrzunehmen .
� Wirtschaftskreise b eginnen langsam, die NGO
als ihre Verbündeten b ei der Gegenwirkung zu den
autoritären Tendenzen und den B emühungen de s
Kremls b ezüglich der Kontrolle üb er das Wirt-
schaftsleb en wahrzunehmen .
� D ank ihrer internationalen Aktivität, der erfolg-
reichen Zusammenarb eit mit zwischenstaatlichen
Organisationen, ausländischen Partnern und Net-
zen b eginnen die ru ssische NGO , seriö se Autorität
und einen guten Ruf in der Welt (zwischen NGO ,
zwischenstaatlichen Organisationen und Regie-
rungen) zu gewinnen .

Juri Dsch ibladse ist Präsiden t des Zen trums für
Demokra tie und Menschenrech t in Moska u und
derzeit a uch Vorsitzender der Allrussischen Koali-
tio nfür Ersa tz- und Zivildienst. Dieser Text ist die

gekürzte und redaktio nell bearbeitete Fassung sei-
nes Vortrages bei der Tagung »Russland heute –
A ufba u der Zivilgesellschaft oder a uf dem Weg in
die Dikta tur?«, die der Versöh n ungsbund A nfang
Okto ber 2005 in Berlin veranstaltete. Überset-
zung: Olga Sokolo vskaya M
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assen Sie mich zunächst zwei Vorb emer-
kungen machen .

Sie wissen aus der Ankündigung zu die ser Veran-
staltung, dass ich b eruflich in der »Zentralstelle für
Recht und Schutz der Kriegsdienstverweigerer aus
Gewissensgründen e .V. « arb eite . Die Zentralstelle
KDV wurde 1 9 5 7 gegründet, unmittelb ar nachdem
die Wehrpflicht in D eutschland eingeführt wurde .
Sie ist eine gemeinsame Einrichtung von 2 6 Orga-
nisationen, vom D eutschen Bunde sjugendring
üb er die Gewerkschafts-, Parteien- und kirchliche
Jugend bis hin zu Friedensorganisationen und den
Kriegsdienstverweigererverb änden . Sie tritt für
die uneingeschränkte Gewissensfreiheit für
Kriegsdienstverweigerer ein – einfacher ge sagt :
Sie tritt dafür ein, dass Kriegsdienstverweigerer
nicht schlechter b ehandelt werden als Wehrdienst-
leistende .

Kriegsdienstverweigerer hab en zum Militär
und zu militärischen Konfliktlö sungsansätzen eine
eindeutige Einstellung. Wir Kriegsdienstverweige-
rer meinen, dass man auf Militär verzichten kann
und dass es Möglichkeiten zur zivilen Konfliktlö-
sung gibt. Aber darum wird es heute Ab end nicht
gehen . E s geht heute Ab end au sdrücklich nicht um
die Frage , ob wir üb erhaupt Militär brauchen . E s
geht vielmehr darum, ob die Bunde swehr und ob
unsere Gesellschaft auf die Wehrpflicht angewie-
sen ist. I st in D eutschland Militär ohne Wehrpflicht
denkb ar? B enötigt das Militär die Wehrpflicht, um
demokratieverträglich organisiert zu sein?

Zweite Vorbemerkung: Wer die Wehrpflicht kri-
tisiert, steht leicht unter dem Verdacht, er wolle der
Entsolidarisierung das Wort reden, er wolle Karrie-
redenken und Eigennutz in den Vordergrund stel-
len . Ich selb st hab e Dienst im Rahmen der Wehr-
pflicht geleistet, nämlich Zivildienst, und die sen
freiwillig um zwei Monate verlängert. Meine Frau
und meine Kinder hab en ein Freiwillige s Soziales
Jahr bzw. vollzeitlich ehrenamtliche Arbeit in Pro-
j ekten gemacht. Mein Zivildienst hat mich in mei-
ner B erufsentscheidung ganz we sentlich b eein-
flusst. Ohne die damalige Weichenstellung durch
den Zivildienst würde ich heute diesen Vortrag
nicht halten . Persönlich hab e ich, hab en wir, nur
po sitive Erfahrungen damit gemacht, eine Zeit des
Leb ens in den Dienst der Gemeinschaft zu stellen .
Ich würde mir wünschen, dass alle Menschen dazu
b ereit wären, eine Zeit – vielleicht ein Jahr – ihres
Leb ens in den Dienst der Gemeinschaft zu stellen .
Mir hat das j edenfalls gut getan .

Soweit meine b eiden Vorbemerkungen .

Personalzusammensetzung
in der Bundeswehr

»Die Bundeswehr ist eine Wehrpflichtarmee«
heißt es immer wieder. D as sollten wir uns einmal
genauer ansehen . Die Bundeswehr umfasst
2 5 0 . 0 0 0 Soldatinnen und Soldaten . 1 9 5 . 0 0 0 sind
Zeit- und B erufssoldatinnen und -soldaten (rund
1 2 . 0 0 0 sind weiblich) . 2 5 . 0 0 0 sind Soldaten, die im
Durchschnitt für 2 1 Monate als freiwillige Wehr-
dienstleistende in der Bunde swehr sind . 3 0 . 0 0 0
leisten den Grundwehrdienst. Grundwehrdienst-
leistende ma-
chen einen An-
teil von 1 2 % au s .
8 8 % der Solda-
tinnen und Sol-
daten sind Frei-
willige . Ist die
Bundeswehr bei
diesen Verhält-
nissen no ch als

Wehrpflichtar-
mee zu b ezeich-
nen? Zutreffender ist es , von einer Freiwilligenar-
mee zu sprechen, mit einem eigentlich marginalen
Anteil an Wehrpflichtigen .

Wir reden heute Abend also über 1 2 % des Perso-
nals der Bundeswehr, üb er diej enigen, die auf
Grund der Wehrpflicht zum neunmonatigen
Grundwehrdienst einb erufen werden .

Grundwehrdienstleistende sind neun Monate
in der Bundeswehr. Sechs dieser neun Monate die-
nen der Ausbildung. In der Fachverwendung sind
sie dann no ch etwa drei Monate . Nur drei Monate
bleiben einem Grundwehrdienstleistenden, um
»echte« Aufgab en zu erfüllen . Nun wissen wir alle ,
dass Mitarbeiter, die drei Monate arb eiten, kaum ih-
re volle Leistungsfähigkeit erreichen können . B is
diese Mitarb eiter wissen, wie alle s funktioniert,
sind sie schon wieder weg. Echte , selb ständige Ar-
b eit können sie kaum erledigen . Rechnet man die
Arb eitsleistung der Wehrpflichtigen in die Gesamt-
arb eitsleistung der Bunde swehr ein, dann dürften
Grundwehrdienstleistende weniger als 5 % der
Leistung der Truppe erbringen . In zivilen Firmen
und Einrichtungen dürfte das etwa dem entspre-
chen, was auf Praktikantinnen und Praktikanten
und Au shilfen entfällt. Wir reden heute Ab end also
üb er 1 2 % der Bunde swehrangehörigen, die alles in
allem weniger als 5 % der gesamten Arb eitsleistung
der Bundeswehr erbringen .

Peter Tobiassen

Welchen Sinn hat die Wehrpflicht heute?
Eine umfassende Auseinandersetzung mit Pro-Wehrpflicht-Gründen
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b erinnen und B ewerber sind in dieser Zeit wohl
schon abge sprungen und längst in anderen Wirt-
schaftsbetrieb en eingestellt worden? Vor einigen
Tagen traf ich einen Wehrdienstb erater. Er erzählte
mir von einem Gremium, dem er angehörte und
das die Aufgab e hätte , die einzustellenden B ewer-
b er au szuwählen . Meist gäb e es zehn Stellen und 8 0
B ewerb er, die als geeignet getestet worden wären .
Minde stens 4 0 seien meist sehr gut geeignet, und
sie hätten dann die Aufgab e , 3 0 Menschen heraus-
zu suchen, die trotz b ester Eignung nicht genom-
men werden könnten . Auch wenn diese Zahlen
nicht ganz durch die Statistik gedeckt werden, so
spiegeln sie do ch das Empfinden eine s Wehrdienst-
b eraters wider: Wir hab en mehr als genug.

»Die Wehrpflichtarmee ist die intelligentere Ar-
mee« , lautet ein anderes Argument. Erst die üb er
die Wehrpflicht in die Truppe geholten Soldaten
hätten den richtigen B ildungsab schluss . Die weiter
ob en aufgeführten Zahlen üb er die Schulab schlüs-
se der Freiwilligenb ewerb erinnen und -b ewerb er
b elegen das Gegenteil . Selb st in der Bunde swehr
muss man offensichtlich gegen die ses Vorurteil an-
gehen . In einem B ericht de s B e auftragten für Per-
sonalgewinnung vom August 2 0 0 1 heißt es :

» Sp ätestens j etzt ist e s an der Zeit, die durch
nichts b egründeten, ab er offenb ar nicht auszurot-
tenden Vorurteile gegenüber den durch die Nach-
wuchsgewinnungszentren einge stellten Unge-
dienten endgültig aufzugeb en . «

5)

Eine andere Studie zeigt, dass die über die Nach-
wuchsgewinnungszentren einge stellten freiwilli-
gen Soldaten schneller die vorgesehenen Verwen-
dungen erreichen und in den Lehrgängen mit b es-
seren Ergebnissen ab schneiden als die aus dem
Grundwehrdienst übernommenen Zeitsoldaten .
Ich will j etzt nicht den Stab üb er einzelne Soldaten
brechen, die aus dem Wehrdienst heraus Zeit- und
B erufssoldaten geworden sind . Statistisch ge sehen
sind die anderen aber geeigneter.

D ass die Bundeswehr die Wehrpflicht braucht,
um den Nachwuchs für die Zeit- und B erufssolda-
ten zu gewinnen, lässt sich angesichts dieser Zah-
len j edenfalls nicht mehr b ehaupten . D er heutige
Ab end steht j a unter der Frage : Welchen Sinn hat
die Wehrpflicht heute ? Eine Antwort wissen wir
j etzt: Sie hat nicht – vielleicht auch : nicht mehr –
den Sinn, geeignete Soldatinnen und Soldaten für
die Bunde swehr zu gewinnen . D as geht üb er die
Nachwuchsgewinnungszentren b esser.

Wehrpflicht und Demokratie

Wenn e s um die Wehrpflicht geht, wird der ehe-
malige Bundespräsident Heuß immer wieder zi-
tiert, der als Mitglied de s Parlamentarischen Rate s

Wehrpflicht und Nachwuchsgewinnung

»Wir werden üb errannt von B ewerb ern« , sagte
der B efehlshab er des Heeresführungskommando s ,
Wolfgang Otto , im D ezemb er letzten Jahres der
D eutschen Pre sseagentur

1 )

. Knapp 2 2 . 0 0 0 Einstel-
lungen nimmt die Bunde swehr zurzeit pro Jahr vor.
7. 0 0 0 werden aus den Reihen der freiwillig Wehr-
dienstleistenden, einige auch aus den Reihen der
Grundwehrdienstleistenden gewonnen, 1 5 . 0 0 0
kommen über die Nachwuchsgewinnungsorgani-
sation . Für die knapp 2 . 0 0 0 Stellen der Offiziers-
laufb ahn b ewarb en sich im letzten Jahr 1 2 . 2 0 0 ge-
eignete Personen . Auf 1 . 5 0 0 zivile Ausbildungsplät-
ze b ewarb en sich 2 6 . 5 0 0 Männer und Frauen

2)

. Auf
die 1 4 . 70 0 freien
Stellen für Unterof-
fiziers- und M ann-
schaftsdienstgrade

de s Einstellungsj ah-
re s 2 0 0 5 kamen
37. 2 5 0 geeignete
B ewerber

3)

. Geeig-
net heißt, alle offensichtlichen Rambo s, Rechtsra-
dikalen und andere von vorne herein ungeeigne-
ten Personen sind in dieser Zahl schon gar nicht
mehr enthalten .

Auch andere Zahlen und B erichte sprechen für
sich . In einem B ericht de s Bunde sministeriums der
Verteidigung vom Janu ar 2 0 0 6 für den Verteidi-
gungsausschuss de s Bundestage s heißt e s :

» 2 0 0 5 hatten drei von vier eingeplanten B ewer-
berinnen und B ewerbern die Mittlere Reife o der ei-

nen höheren B il-
dungsab schlu ss . 70 %
die ser jungen Frauen
und M änner brachten
b ereits einen qualifi-
zierten B erufsab-
schluss mit. B ei den
eingeplanten B ewer-
b erinnen und B ewer-

ber für die Feldweb el-Laufb ahnen lag der Anteil
mit Schulab schlüssen Mittlere Reife , Fachho ch-
schulreife oder Abitur sogar bei 9 3 % . «

4)

Die Bunde swehr kann e s sich leisten, B ewerb er
im Durchschnitt drei Monate lang auf die Einla-
dung zu einem Vorstellungsgespräch warten zu las-
sen . Wie viele geeignete und interessierte B ewer-

1 ) »Bunde swehr wird vo n B ewerb ern üb errannt« , M itteld euts che
Z e itung vo m 07. 1 2 . 2 0 0 5

2 ) Z ahlen entno mmen aus : Bunde s minis terium der Verte idigung,
B ericht zur aktu ellen Lage de r N achwu chsgewinnung in der Bun-
de swehr – e rs tellt für d en Verte idigungs auss chus s de s D euts chen
Bunde stage s im J anu ar 2 0 0 6

3) Antwo rt der Bunde sregie rung vo m 1 0 . 0 2 . 2 0 0 6 auf die Kleine An-
frage der FDP-Fraktio n zur »N achwuchsl age b e i d er Bundeswehr« ,
Bunde stags dru cks ache 1 6/62 3 , S e ite 1

4) Bunde sminis terium de r Ve rteidigung, B e richt zur aktuellen Lage
de r N achwuchsgewinnung in der Bunde swehr – ers tellt für den
Ve rteidigungs aus s chuss d es D euts che n Bund es tage s im J anu ar
2 0 0 6 , S eite 5

1 0
I I / 2 0 0 6

5 ) Vo rtrag de s B e auftragten für Pe rs o nalgewinnung (mil) und Aus-
b ildungszus amme narb eit mit de r Wirts ch aft unter d er Üb er-
s chrift »Lage und Pe rs p ektiven d er Pers o nalgewinnung« vo m Au-
gust 2 0 0 1
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ge sagt hat : »Die Wehrpflicht ist das legitime Kind
der D emokratie« . D as war 1 9 49 . Im nächsten Jahr
wird die Bunde swehr in Feierstunden an die Ein-
führung der Wehrpflicht in D eutschland erinnern .
Ich könnte j etzt lästern : Warum wird ein 72 . Jahre s-
tag so gefeiert? Ich sehe Sie j etzt alle im Kopf nach-
rechnen : 2 0 07 vor 72 Jahren – das war doch 1 9 3 5 .
1 9 3 5 wurde die ses »legitime Kind der D emokratie«
in D eutschland eingeführt – von den Nazis ! Offen-
sichtlich hatte Heuß schon vier Jahre nach dem En-
de des Zweiten Weltkrieges verge ssen, dass Hitler
es war, der 1 9 3 5 die Wehrpflicht in D eutschland
eingeführt hatte . Mussolini, Franco und Stalin hat-
ten eb enfalls die Wehrpflicht – alle sind demokrati-
scher Umtrieb e völlig unverdächtig. Die angelsäch-
sischen D emokratien hingegen – England , Kanada
und die USA hab en die Wehrpflicht traditionell al-
lenfalls in Kriegszeiten . Wehrpflicht und D emokra-
tie hab en – historisch gesehen – nichts miteinan-
der zu tun . D ass es in D eutschland gelungen ist, die
Wehrpflicht demokratieverträglich zu etablieren,
das kann man als historische Leistung ansehen .
Ab er ansonsten ist – historisch ge sehen – die Wehr-
pflicht kaum eine demokratische Erfindung. Die
Bundeswehr will natürlich nicht den 72 . Jahre stag
feiern, sondern den 5 0 . 1 9 5 7 wurde in der Bunde s-
republik die Wehrpflicht no ch einmal eingeführt.

Ich mö chte die Frage »Wehrpflicht und D emo-
kratie« aber auch aktuell untersuchen . »Ohne
Wehrpflichtige wird die Bundeswehr zum Staat im
Staate« , ist immer wieder zu hören . Wehrpflichtige
trügen demokratische s B ewusstsein in die Bunde s-
wehr. Sicher sind hier einige aktive o der ehemalige
Zeit- und B erufssoldaten im Raum . Ich kann rheto-
risch fragen : Wären Sie ohne Wehrpflichtige keine
D emokraten? Wären Sie ohne Wehrpflichtige iso-
liert und würden den Anschluss an demokratische
Ge sinnung und Verhaltensweisen verlieren? Auf ei-
nem Parteitag der SPD hab e ich vor einiger Zeit die
Frage an die anwe senden Zeit- und B erufssoldaten
so formuliert : Hab en Wehrpflichtige Ihnen den
Weg in die Sozialdemokratie gezeigt?

Ich kann die Antwort auch selber geb en : Natür-
lich nicht. 1 2 % zwangsverpflichtete Laien werden
8 8 % freiwillige Profis nicht sub stanziell b eeinflu s-
sen können . D afür sind die politisch Verantwortli-
chen in Regierung und Parlament zuständig – der
ehemalige Verteidigungsminister Struck hat das in
einigen Fällen wie b ei General Günzel o der b ei Pro-
fe ssor Michael Wolffsohn j a selb st unter B eweis ge-
stellt. D er Wehrb e auftragte , die Innere Führung
und die Personalau swahl durch die Personalgewin-
nungszentren sind wichtige Elemente . D emokrati-
sche Kontrollinstrumente und die politische Füh-
rung der Bundeswehr sind wichtige Pfeiler, die au s-
geb aut und ge stärkt werden mü ssen . Die Wehr-
pflicht hat damit allerdings nichts zu tun .

D er Wehrbe auftragte des D eutschen Bundesta-
ge s b eob achtet mögliche demokratiefeindliche
und rechtsextremistische Umtrieb e in der Bunde s-
wehr sehr genau . In seinem gerade vorgelegtenJah-
re sbericht üb er das Jahr 2 0 0 5 heißt es :

»Insge samt meldete die Truppe im B erichtsj ahr
1 47 Beso ndere Vorko m m n isse mit Verdacht auf
rechtsextremistischen o der fremdenfeindlichen
Hintergrund . Nach Auswertung der Vorgänge han-
delte e s sich bei den Üb erführten o der no ch Ver-
dächtigten zu rund – 65 Prozent (2 0 04 : 6 3 %) um
Grundwehrdienstleistende und freiwillig länger
Wehrdienst Leistende , – 3 4 Prozent um Zeitsolda-
ten, – 1 Prozent um B erufssoldaten (2 0 04 zusam-
men : 37 %) . D avon entfielen auf die Dienstgrad-
gruppe der M annschaften rund 8 0 Prozent (73 %) ,
1 5 Prozent (2 2 %) auf Unteroffiziere und 5 Prozent
(5 %) auf Offiziere . «

6)

E s ist eindeutig : Die Zeit- und B erufssoldaten
müssen eher die Grundwehrdienstleistenden kon-
trollieren als umgekehrt, und die Offiziere eher auf
die Mannschaften aufp assen . Und wir alle mü ssen
immer und üb erall den Mut hab en, den braunen
Dumpfb acken klar und deutlich entgegenzutreten .

6) J ahresb e richt 2 0 0 5 , vo rgelegt am 14 . 0 3 . 2 0 0 6 , Bunde stags drucks a-
che 1 6/8 5 0 , S e ite 2 8
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Für die Frage nach dem Sinn der Wehrpflicht
gibt e s auch hier eine eindeutige Antwort : Die
Wehrpflichtigen tragen nicht die Verantwortung
dafür, ob die Offiziere eine demokratische Ge sin-
nung haben . Im Gegenteil : 2 2 % de s Personals ( 1 2 %
Grundwehrdienstleistende und 1 0 % freiwillig
Wehrdienstleistende) sind an zwei Dritteln der
rechtsextremistischen Vorfälle b eteiligt.

Wehrpflicht und Kosten der Bundeswehr

Mit der Äußerung »Eine Freiwilligenarmee ist
nicht b ezahlb ar« trifft man immer wieder auf offe-
ne Ohren . Wer will schon mehr Geld ausgeb en als
nötig . Vor einigen Tagen erst hat Verteidigungsmi-
nister Franz-Jo sef Jung in einem Interview gesagt :
»Hinzu kommt, dass mit einer aus Ko stengründen
notwendigerweise kleineren B erufsarmee die in-
ternational übernommenen Aufgab en nicht mehr
im bisherigen Umfang zu erfüllen wären . «

7)

Zwei Stichworte au s diesem S atz gilt es genau zu
untersuchen : »Ko stengründe« und »international
übernommene Aufgab en« . B eginnen wir mit dem
ersten Stichwort, mit den Ko sten .

Auf den ersten Blick ist e s mehr als plausib el : Ei-
ne Freiwilligenarmee muss do ch teurer sein als ei-
ne Wehrpflichtarmee . Schließlich b ekommen
Wehrpflichtige 3 0 0 oder 4 0 0 Euro Sold im Monat,
Zeitsoldaten ko sten ab er ein richtige s Gehalt, also
zwischen 4 . 0 0 0 bis 6 . 0 0 0 Euro Arb eitgeb erbrutto
pro Monat. B ei genauerer B etrachtung ergibt sich
ab er ein ganz anderes Bild . Ich hab e vorhin schon
au sgeführt, dass ein Wehrpflichtiger sechs seiner
neun Monate Dienstzeit ausgebildet wird und erst
in den letzten drei Monaten richtige Aufgaben der
Bunde swehr üb ernimmt. Ein Zeitsoldat ist zwangs-
läufig sehr viel effektiver. Für vergleichb are Aufga-
ben eines Wehrpflichtigen würde auch er sechs
Monate ausgebildet werden, anschließend ab er
nicht drei Monate , sondern zum B eispiel bei einer
vierj ährigen Verpflichtungszeit dreieinhalb Jahre
für die tatsächliche Arb eit zur Verfügung stehen . So
etwas muss natürlich in die B etrachtung einbezo-
gen werden . Die Ökonomen an den Bundeswehr-
universitäten in Hamburg und München haben das
getan . Dr. Jürgen Schnell, Generalleutnant a. D . ,
heute Professor für Militärökonomie an der Univer-
sität der Bundeswehr in München, kommt in einer
Studie zu folgendem Ergebnis :

»Eine Freiwilligen-Bundeswehr, die etwa die
gleiche Leistungsfähigkeit wie die 2 5 0 . 0 0 0-Wehr-
pflicht-Bunde swehr hat und ca. 2 3 2 . 0 0 0 Freiwilli-
ge umfasst, verursacht j ährlich mindestens 1 , 5
Milliarden Euro geringere fiskalische Ko sten . Je
nach Variation der Parameter ist eine Senkung der
fiskalischen Ko sten bis zu 3 Milliarden Euro zu er-
warten . «

8)

Finanzminister Steinbrück könnte also j ede s
Jahr eineinhalb Milliarden Euro weniger für den
Verteidigungshau shalt veranschlagen, wenn die
Bunde swehr b ei gleicher Leistungsfähigkeit von
einer Wehrpflichtarmee auf eine Freiwilligenar-
mee umge stellt werden würde . Profe ssor Schnell
b ezeichnet »die ökonomische Effizienz dieser Frei-
willigen-Bundeswehr um ca. 7 % höher, wob ei Pro-
fessionalisierungsgewinne no ch nicht eingerech-
net sind . « Und er fügt in der Schlussb emerkung sei-
ner Untersuchung hinzu :

»Die Studienergebnisse sind weder als ein Plädo-
yer für die Wehrpflicht noch als ein Plädoyer gegen
die Wehrpflicht zu verstehen . Ihre Ab sicht ist es ,
zur Transp arenz der Konsequenzen von Alternati-
ven beizutragen .

D eutlich wird allerdings , dass eine Freiwilli-
gen-Bundeswehr mit etwa der gleichen Leistungs-
fähigkeit wie die 2 5 0 . 0 0 0-Wehrpflicht-Bundes-
wehr geringere Ko sten verursacht (− 1 , 5 bis − 3
Mrd . Euro) . Wer die ge sellschaftspolitische B edeu-
tung der Wehrpflicht und der mit ihr verbundenen
po sitiven weichen Faktoren ho ch bewertet, wird
b ereit sein, diese Ko sten als gerechtfertigt anzuse-
hen . Umgekehrt werden diej enigen, die diese ge-
sellschaftspolitische B edeutung eher gering b e-
werten und die sicherheitspolitische Aufgab e der
Bunde swehr auch wegen der knappen Haushalts-
mittel als das allein we sentliche Kriterium anse-
hen, zu einer gegenteiligen Auffassung kommen .
S ache aller Bürger ist es , hierüb er zu entschei-
den . «

9)

E s ist also an uns, zu entscheiden, dass wir trotz
der Haushaltsprobleme , die der Bund heute hat, 1 , 5
Milliarden Euro mehr ausgeb en, obwohl wir die
gleiche Leistung eben auch wesentlich günstiger
einkaufen könnten .

Und nun zum zweiten Stichwort, das in dem In-
terview eine Rolle spielt : »International üb ernom-
mene Aufgab en« , die mit einer Freiwilligenarmee
nicht mehr erfüllt werden könnten . D azu sind zwei
Hinweise nötig: Grundwehrdienstleistende sind
an Au slandseinsätzen nicht b eteiligt. Gesetzlich ist
das zwar nicht verb oten, ab er vom Verteidigungs-
minister so angeordnet. Ihre Zugehörigkeit zur
Truppe ist zu kurz, als dass sie ins Ausland ge schickt
werden könnten . Und ihre Aufgabenwahrneh-
mung im Rahmen der Unterstützungsleistungen
für die Au slandseinsätze liegt b ei hö chstens 5 % ,
selb st wenn alle Grundwehrdienstleistenden aus-
schließlich für die se Unterstützungsleistungen ein-
gesetzt würden . D aran kann e s wohl kaum liegen,
ob die internationalen Verpflichtungen der Bun-
deswehr wahrgenommen werden können .

Ab er auch aus einem anderen Grunde ist der
Hinweis de s Verteidigungsministers sachlich
falsch. Die 1 , 5 Milliarden Euro günstigere Freiwilli-

1 0
I I / 2 0 0 6

7) Neue Os nab rücke r Z e itung vo m 0 8 . 0 3 . 2 0 0 6 , S eite 4

8) Pro f. D r. Jürge n S chnell, G e neralleutnant a. D . , Lehrs tuhl für Si-
che rhe its- und Militäröko no mie an der Unive rs ität de r Bunde s-

wehr München; »Zur Re fo rm de r Bunde swehr aus öko no mis cher
Sicht« , Juni 2 0 0 4

9) eb end a
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genarmee hat die gleiche Leistungsfähigkeit wie
die j etzige Wehrpflichtarmee . Gleiche Leistungsfä-
higkeit heißt eb en : Alle Aufgab en, die im Rahmen
der j etzigen Wehrpflichtarmee wahrgenommen
werden, können auch mit der Freiwilligenarmee
erfüllt werden .

»Welchen Sinn hat die Wehrpflicht heute« fragt
unsere Veranstaltung. Auch an dieser Stelle gibt es
eine eindeutige Antwort : Haushaltsmäßig macht
die Wehrpflicht gar keinen Sinn – im Gegenteil : Sie
verschwendet Steuergelder.

Wehrpflicht und Landesverteidigung

Mit dem Stichwort »Lande sverteidigung« kom-
men wir zu dem, um das es b ei der Wehrpflicht ei-
gentlich geht. Alle M änner de s Landes erhalten eine
militärische Grundausbildung, damit sie im Falle
eines militärischen Angriffs von Außen schnell zu
den Waffen gerufen werden können und in der La-
ge sind , die Heimat zu verteidigen . So kann man –
mit schlichten Worten – die Funktion der Wehr-
pflicht b eschreib en . Andere hab en das sehr viel
eleganter ausgedrückt, so zum B eispiel der frühere
Präsident des Bunde sverfassungsgerichts und sp ä-
tere Bundespräsident Roman Herzog . Er sagte
1 9 9 5 auf der Kommandeurstagung der Bunde s-

wehr :
»Die Wehrpflicht ist ein so tiefer Eingriff in die

individuelle Freiheit des jungen Bürgers , dass ihn
der demokratische Rechtsstaat nur fordern darf,
wenn e s die äußere Sicherheit des Staates wirklich
gebietet. Sie ist also kein allgemeingültige s ewiges
Prinzip , sondern sie ist auch abhängig von der kon-
kreten Sicherheitslage . Ihre B eib ehaltung, Au sset-
zung oder Ab schaffung und eb enso die D auer des
Grundwehrdienstes müssen sicherheitspolitisch
b egründet werden können . Ge sellschaftspoliti-
sche , historische , finanzielle und streitkräfteinter-
ne Argumente . . . werden im Gespräch mit dem Bür-
ger nie die alleinige B asis für Konsens sein können .
Wehrpflicht glaubwürdig zu erhalten heißt also zu
erklären, we shalb wir sie trotz de s Wegfalls der un-
mittelb aren äußeren B edrohung immer noch b e-
nötigen . «

10)

Wie hab en e s die Regierungsp arteien im Ko aliti-
onsvertrag b egründet, als sie im Rahmen der Regie-
rungsbildung b eschlo ssen hab en, an der Wehr-
pflicht fe stzuhalten?

»Die Bunde sregierung bekennt sich zur Allge-
meinen Wehrpflicht. Die se Dienstpflicht ist nach
wie vor die b este Wehrform . Sie b estimmt Entwick-
lung und Selb stverständnis der Bunde swehr und
dient der Verklammerung zwischen Streitkräften
und Gesellschaft. «

1 1 )

Wer eine sicherheitspolitische B egründung er-
wartet hat, wird enttäuscht. Kein Wort zur sicher-
heitspolitischen Notwendigkeit der Wehrpflicht.
Vermutlich spiegelt der Ko alitionsvertrag das wi-
der, was die Verhandlungsp artner im Kopf hatten
und hab en : Eine sicherheitspolitische B egründung
für die Wehrpflicht gibt e s nicht mehr.

D er Ko alitionsvertrag spiegelt auch wider, was
in der letzten Legislaturperio de von allen Parteien
im Bunde stag be schlo ssen wurde . Im Verteidi-
gungsfall will man auf die Wehrpflicht gar nicht
mehr zurückgreifen

1 2)

. Kein Militärplaner auf der
Hardthöhe rechnet heute noch mit Re servisten, die
früher einmal den Grundwehrdienst gemacht ha-
b en . Ich kann einfach fragen : Wer von den Män-
nern in diesem Raum ist verheiratet, lebt in einer
eingetragenen Leb ensp artnerschaft o der ist Vater?
Wir – mich einge schlo ssen − sind alle vom Wehr-
und Zivildienst im Verteidigungsfall b efreit. Frei-
willig können wir uns natürlich melden . Ab er zur
Lande sverteidigung verpflichten will uns niemand
mehr. Im letztenJahr hat der Bundestag das aufVor-
schlag der rot-grünen Bundesregierung so b e-
schlo ssen – übrigens ohne Widerspruch von der
CDU/C SU.

Ob e s zulässig ist, eine Wehrpflicht durchzufüh-
ren, der e s gar nicht mehr um die Vorsorge für den
Verteidigungsfall geht, wird eine der Fragen sein,
um die es in Zukunft vor dem Verfassungsgericht si-
cher no ch gehen wird . D as Votum de s ehemaligen
Präsidenten des Bunde sverfassungsgerichts wür-
de j edenfalls eindeutig ausfallen .

Auf den Punkt gebracht kann man e s so formu-
lieren : D er Bunde stag hat auf Anregung des Vertei-
digungsministeriums den deutschen Junggesellen
die Verteidigung von Haus und Hof, von Frau und
Kind , üb ertragen . Wir Ehemänner können e s uns
auch im Kriege auf dem heimischen Sofa b equem
machen . Und die Jungge sellen können im Kriege
entscheiden, ob sie tatsächlich in den Schützengra-
b en wollen o der lieb er mit einem anderen Einb eru-
fenen zum Standesamt gehen, um sich als »Leb ens-
p artnerschaft« eintragen zu lassen .

Stellen wir uns am Ende die ses Kapitels auch
wieder die Frage : Welchen Sinn hat die Wehr-
pflicht heute ? Ihren sicherheitspolitischen Sinn
hat die Wehrpflicht eb enfalls verloren .

Wehrpflicht und künftige Kriege

Wir hab en an den verschiedenen Punkten ge se-
hen, dass die Wehrpflicht nicht mehr zu b egrün-
den ist. Sie hat heute keine Funktion, keinen Sinn
mehr. D enno ch halten die Politiker so vehement an
ihr fest. Warum?

1 0) Ro man H erz og, Ans p rache anl ässlich d er Ko mm andeurtagung
de r Bund eswehr vo m 15 . 1 1 . 19 9 5

1 1 ) Ko alitio nsvertrag zwis che n CDU, C SU und SPD vo m 1 1 . 1 1 . 2 0 0 5 ,
Kap itel »IX. D euts chl and als verantwo rtungsb ewus s te r Partner in
Euro p a und d er Welt« unte r de r Üb ers chrift »D ie Bund eswehr als
Ins trume nt n atio n ale r und inte rn atio n ale r Sicherheit« , S e ite 15 4 .

1 2 ) § 4 Wehrp flichtges e tz : »D er auf Grund der Wehrp flicht zu leisten-
de Wehrdie ns t umfas st 1 . de n Grundwehrdienst, 2 . Wehrübun-
gen, 3 . im Verte idigungs fall de n unb e fristete n Wehrdie nst. «

§ 1 1 Wehrp flichtge s e tz : »Vo m Wehrdiens t sind Wehrp flichtige auf
Antrag zu b efre ie n, die verheiratet sind, eingetrage ne Leb ens p art-
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Lange Zeit bin ich davon ausgegangen, dass die
Schwerfälligkeit de s Systems dafür verantwortlich
ist. Auf der politischen Seite sind e s die alten Poli-
tikrepräsentanten, die während des kalten Kriege s
für die Wehrpflicht eingetreten sind und nun nicht
mehr umdenken können . Auf der militärischen Sei-
te sind es die Häuptlinge , die viele einfache India-
ner brauchen, um Häuptlinge , um also Komman-
deure , Generale usw. bleib en zu können . Auf der zi-
vilen Seite sind e s die Bürgermeister, die B äcker,
die Handwerker, die Imbiss- und Kneipeninhab er,
die auf die vielen Standorte nicht verzichten wol-
len . Viele Soldaten geb en nämlich auch viel staatli-
che s Geld aus . Aber all das erklärt letztlich nicht die
Hartnäckigkeit, mit der CDU/C SU und Teile der
SPD an der Wehrpflicht fe sthalten .

Manche – vor allem Politiker aus der SPD – ver-
weisen darauf, dass die Wehrpflicht die Politiker
bremse , sich in militärische Ab enteuer zu stürzen .
D as Parlament fürchte eb en die Reaktionen der Fa-
milien, wenn Wehrpflichtige in kriegerische Ausei-
nandersetzungen geschickt und dab ei getötet wür-
den . Faktisch ist das zurzeit natürlich nicht richtig .
Wir hab en zwar eine Wehrpflichtarmee , Wehr-
pflichtige nehmen ab er an Au slandseinsätzen gar
nicht teil . D adurch kann die deutsche Außenpolitik
mit militärischen Mitteln also im Augenblick nicht
beeinflusst sein .

O der do ch? Ich vermute , dass das vehemente
Festhalten an der Wehrpflicht genau hier seine Ur-
sache hat. Und zwar im gegenteiligen Sinn . Die
Wehrpflicht verhindert keine militärischen Ab en-
teuer, die Wehrpflicht ermöglicht sie erst, j a, er-
leichtert sie sogar.

Die aktuelle Diskussion in den USA um die Wie-
dereinführung der Wehrpflicht lässt die deutsche
Diskussion um die B eib ehaltung o der Ab schaffung
der Wehrpflicht in einem neuen Licht erscheinen .
Mit dem völkerrechtswidrigen Krieg gegen den
Irak, mit dem Chao s, das dieser Krieg angerichtet
hat und weiterhin anrichtet, sind die Freiwilligen-
bewerbungen für die US-Army zurückgegangen .
Die Bürger eine s Landes re agieren sensib el auf das ,
was die Regierung tut. Wenn etwas falsch ist, sind
immer weniger Bürger bereit, das mitzutragen .
Diese s spiegelt sich natürlich auch in den Freiwilli-
genb ewerbungen für die Armee wider. Die Einfüh-
rung der Wehrpflicht würde dieses Problem lö sen .
D ann kommt es nicht mehr auf Freiwillige an . D ann
werden Soldaten einfach rekrutiert und zwangs-
weise in die Kriege geschickt.

Ist das vielleicht der Hintergrund für das b eharr-
liche Fe sthalten an der Wehrpflicht in D eutsch-
land ? Will sich die Regierung die Optionen offen
halten, sich vielleicht do ch an der Seite der USA in
einen Krieg gegen den Iran zu b egeb en? Ohne ein
Wehrpflichtsystem im Rücken könnte es personell

schnell eng werden . Mit dem Instrumentarium der
Wehrpflichtorganisation lassen sich aber die nöti-
gen Soldaten zwangsweise rekrutieren . D er Nach-
schub ist quasi ge sichert. Mit der Re ssource
»Mensch« muss dann nicht mehr so sorgsam umge-
gangen werden . Und bis zur nächsten Wahl lassen
sich die Werb e agenturen, die Kriegsgründe mas-
sengerecht erfinden und aufarb eiten, schon etwas
einfallen .

E s ist natürlich Spekulation, ob die Motive der
Wehrpflichtb efürworter – und damit meine ich
j etzt nicht die B efürworter, die ihre Po sition von
der eigenen schönen Zeit b ei der Bunde swehr ab-
leiten – tatsächlich in diesem B ereich liegen . D a
ab er alle S achargumente gegen das Festhalten an
der Wehrpflicht sprechen, bleibt fast nur no ch die-
ser Schluss .

Auch am Ende die se s Ab schnitts wieder die Fra-
ge nach dem heutigen Sinn der Wehrpflicht. Die
Wehrpflicht könnte den Sinn hab en, dass Bundes-
regierung leichter Krieg führen kann .

Diese Schlu ssfolgerung ist nicht auf die leichte
Schulter zu nehmen . Wir mü ssen uns immer vor
Augen halten, dass b ei einem anderen Wahlaus-
gang im Jahre 2 0 02 (b ei der vorletzten Bundestags-
wahl) die Bundeswehr heute im Irak stationiert wä-
re .

Kommen wir j etzt zum letzten Punkt meine s
Vortrags , der nicht mehr nach dem Sinn der Wehr-
pflicht fragt, sondern fragt, ob die heutige Wehr-
pflicht no ch mit dem Grundge setz in Einklang
steht. E s geht um

Wehrpflicht und Gerechtigkeit

»E s kann nicht länger verantwortet werden, dass
weniger als die Hälfte der jungen Männer Wehr-
o der Zivildienst leisten . «

1 3)

sagte Verteidigungsmi-
nister Franz-Jo sef Jung in einem Interview mit der
»Welt« . Obwohl es um die »Allgemeine Wehrpflicht«
geht, mu ss der Minister die Zivis schon dazuneh-
men, um auch nur halbwegs in die Nähe des B e-
griffs »die Hälfte« zu kommen .

Die tatsächlichen Zahlen sehen so aus : Nehmen
wir das Jahr 2 0 0 6 . D er zugehörige Geburtsj ahr-
gang 1 9 8 8 hat mit aktuellem Stand 45 5 . 3 5 8 Männer.
5 9 . 3 0 0 werden für den Grundwehrdienst und den
freiwillig verlängerten Wehrdienst gebraucht. D as
heißt im Umkehrschlu ss : 39 0 . 0 0 0 Männer werden
nicht für den Wehrdienst gebraucht. Nur no ch 1 3 %
vom Jahrgang können zum Wehrdienst herangezo-
gen werden . Selb st wenn der Minister, wie j etzt an-
gekündigt

14)

, 4 . 0 0 0 Wehrpflichtige mehr einberu-
fen will, steigt der Anteil am Jahr von 1 3 % auf
1 3 , 8 % . Einen sub stanziellen Unterscheid macht
das nicht.

1 0
I I / 2 0 0 6

ne r s ind o de r die elte rliche S o rge geme ins am o d er als Alle inerzie-
he nde r ausüb en . «

1 3) »D as E nde de r Fahnenstange is t e rre icht« , in : D ie Welt vo m
2 6 . 1 1 . 2 0 0 5

14) »Jung will tro tz Geldno t mehr Wehrp flichtige einziehe n« in : D ie
Welt vo m 0 9 . 0 3 . 2 0 0 6
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1 4 0 . 4 0 0 Männer werden mehr o der minder frei-
willig andere Dienste leisten, die auf die Wehr-
pflicht angerechnet werden . D azu gehören auch
die Zeitsoldaten, die ohne vorher Wehrdienst zu
leisten direkt in den Bundeswehr gehen, Polizisten,
Zivil- und Katastrophenschützer und die Zivis .

Über 2 5 0 . 0 0 0 werden keinen Dienst mehr leis-
ten (können) .

Ist eine so organisierte »Allgemeine Wehr-
pflicht« üb erhaupt mit unserer Verfassung in Ein-
klang zu bringen?

Nach Artikel 1 2 a Grundgesetz hab en Parlament
und Regierung freie Hand , die militärische Lande s-
verteidigung durch eine Wehrpflicht- o der durch
eine Freiwilligenarmee zu organisieren . D as Bun-
de sverfassungsgericht hat sich dazu schon 1 978 ge-
äußert :

»Die von der Verfassung geforderte militärische
Lande sverteidigung kann auf der Grundlage der
allgemeinen Wehrpflicht, aber – sofern ihre Funk-
tionsfähigkeit gewährleistet bleibt – verfassungs-
rechtlich unb edenklich b eispielsweise auch durch
eine Freiwilligenarmee sichergestellt werden . Die
allgemeine Wehrpflicht ist Ausdruck des allgemei-
nen Gleichheitsgedankens . Ihre Durchführung
steht unter der Herrschaft des Artikels 3 Ab satz 1
Grundge setz . «

15)

Konkret geht es dab ei um das »Verfassungsgeb ot
der staatsbürgerlichen Pflichtengleichheit in Ge-
stalt der Wehrgerechtigkeit« , dem »nicht schon da-
durch genügt [wird ] , dass die Wehrpflichtigen ent-
weder zum Wehrdienst oder zum Ersatzdienst he-
rangezogen werden . «

16)

Wehrgerechtigkeit kann
nicht einfach dadurch herge stellt werden, dass in
b eliebiger Zahl Ersatzdienstplätze geschaffen wer-
den, um M änner üb erhaupt in einen Dienst zu brin-
gen . B eurteilungsentscheidend sind die heutigen
1 3 % der Männer eine s Jahrgangs , die noch einb e-
rufen werden können .

Im Sommer 2 0 04 hatte das Bunde sverfassungs-
gericht im Rahmen einer Eilentscheidung quasi da-
zu eingeladen, die Frage der Wehrgerechtigkeit
do ch einmal in einem Hauptsacheverfahren vorzu-

legen . D as Verwaltungsgericht Köln hat die se Einla-
dung angenommen, drei Einb erufungsb e scheide
ausgesetzt und die Verfahren dem Bundesverfas-
sungsgericht vorgelegt mit der Frage ; ob die neu ge-
schaffenen Wehrdienstausnahmen mit dem Geb ot
der Wehrgerechtigkeit vereinb ar sind

17)

.

D er Bundestag hatte nämlich im Oktob er 2 0 04
neue Tauglichkeitsregelungen b eschlo ssen . Die
Zahl der Untauglichen, die 1 9 9 5 no ch b ei 1 2 % lag,
ist auf 3 6 %

18)

verdreifacht worden . Nun gilt: Wer
kifft, darf nach dem Abitur sofort studieren, wer
keine weichen Drogen konsumiert, muss erst ein-
mal zur Bunde swehr o der in den Zivildienst. Wer
eine Zahnsp ange o der rep araturb edürftige Zähne
hat, muss sich um seinen Arb eitsplatz keine Sorgen
machen, er wird nach der Lehre nicht einb erufen .
Wer gegen Sellerie allergisch ist – untauglich, wer
auf Wespenstiche re agiert – untauglich.

Wenn Sie j etzt meinen, dass kiffende Jugendli-
che do ch wohl nicht mit der Freistellung vom
Dienst b elohnt werden dürften, hab en Sie natür-
lich Recht. Aber ändern kann man das nicht. D ann
gäbe es wieder zu viele Taugliche . »Am Morgen ein
Joint und Jung ist dein Freund« , heißt die neue D e-
vise . Jeder Kiffer steigert die Zahl der Untauglichen
und damit die Zahl derer, die die Wehrpflicht ge-
rechter au ssehen lassen .

Trotz der hohen Untauglichkeitsquote bleib en
rund 1 2 0 . 0 0 0 für die Bundeswehr übrig und könn-
ten einb erufen werden . Nicht einmal j eder zweite
wird aber tatsächlich gebraucht.
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15 ) Bund esverfassungsgericht, 2 BvF 1/77 u . a. , Urte il vo m 1 3 . 0 4 . 1978 ,
Leits ätz e 1 und 2 . Artikel 3 Ab s atz 1 Grundge s e tz l autet : »Alle M e n-
s che n sind vo r de m G es e tz gle ich . «

1 6) Bund esverfassungsgericht, 2 BvF 1/7 7 u . a. , Urteil vo m 1 3 . 4 . 1978 ,
Leits atz 6 .

17) Ve rwaltungsge richt Köln, B e s chlus s vo m 15 . 0 4 . 2 0 0 5 (8 K
8 5 6 4/0 4) , im Inte rnet unter www. z e ntrals telle − kdv. de/aktu-
ell3 6 . htm

1 8) Antwo rt de s Parl amentaris che n Staatss ekre tärs D r. Frie db e rt Pflü-
ger vo m 2 1 . 0 2 . 2 0 0 6 zu Frage 2 in de r kleine n Anfrage »Ums e tzung
de r Wehrp flicht im J ahre 2 0 0 5 « (BT-D rs . 1 6/76 0)
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Wie können die heutigen Wehrpflichti-
gen mit dieser Situation umgehen?

D as Zaub erwort heißt : Abwarten . Abwarten, ob
man überhaupt gebraucht wird . Nur j eder Achte
kann no ch einb erufen werden . Sieb en haben also
Glück und werden nicht mehr gebraucht. D a sich
ein Teil der »Achten« auch no ch freiwillig meldet,
ist die Chance auf die tatsächliche Einb erufung so-
gar noch kleiner. Selb st dann, wenn man schon
tauglich gemustert ist, b esteht immer no ch eine
Chance von 5 0 % , nicht gebraucht zu werden .

Gut 4 4 0 . 0 0 0 Männer hab en die Jahrgänge zur-
zeit. Die Musterungskap azitäten in den Kreiswehr-
ersatzämtern sind auf 3 60 . 0 0 0 Musterungen b e-
grenzt. 8 0 . 0 0 0 fallen schon vorweg rau s . Sie erhal-
ten nie eine Einladung zur Musterung .

Wenn die Ladung zur Musterung kommt, ver-
lässt j eder Dritte das Kreiswehrersatzamt als Un-
tauglicher. Ein bisschen gilt hier: Man muss nur ge-
nau genug hinsehen, dann findet sich ein Grund ,
als untauglich einge stuft zu werden .

Wir haben die Erfahrung gemacht, dass Kriegs-
dienstverweigerer eher als tauglich eingestuft wer-
den als Wehrdienstwillige . D e shalb gilt: Nie vor Ab-
schluss des Musterungsverfahrens einen KDV-An-
trag stellen .

Von den Tauglichen, die nach Abzug aller weite-
ren Wehrdienstausnahmen für den Grundwehr-
dienst zur Verfügung stehen, wird nur j eder Zweite
einb erufen . Also kann man abwarten, ob man zu
den 5 0 % der Verfügb aren gehört, die einen Einb e-
rufungsb e scheid b ekommen .

Wenn der Einb erufungsb escheid zum Wehr-
dienst kommt, kann man immer no ch verweigern .
D er Einb erufungsb e scheid kommt üblicherweise
3 Monate vor dem vorgesehenen Wehrdienstan-
tritt. D as Anerkennungsverfahren für Kriegsdienst-
verweigerer – inzwischen ein rein schriftliche s
Verfahren – dauert etwa zwei Wo chen, längstens
drei Wo chen . E s ist praktisch garantiert, dass man
vor dem Wehrdienstantritt no ch anerkannt wird .
D er Einb erufungsbe scheid zum Wehrdienst wird
dann aufgehoben und es beginnt die Einplanung
für den Zivildienst.

B is die Bundeswehr sich meldet, sollte j eder sei-
nen eigentlich b e ab sichtigten Studiums-, Au sbil-
dungs- o der b eruflichen Weg gehen und so tun, als
ob es die Wehrpflicht gar nicht gibt.

Wer freiwillig Dienst leisten mö chte , kann das
natürlich tun . Wie ich in meiner Vorb emerkung
schon ge sagt hab e , Engagement für die Gesell-
schaft ist lohnenswert. D as gilt für b eide Seiten . Die
Gemeinschaft profitiert eb enso davon wie der Ein-
zelne .

Peter To biassen ist Geschäftsführer der Zen tral-
stelle KDV. Der Text ist das Ma n uskript eines Vor-
trags bei einer Veranstaltung des Vareler Friedens-

forums am 20. März.
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Wehrpflicht-Folgen
Im Jahr 2 0 0 5 rund 1 . 10 0 Strafverfahren

2 0 0 5 hab en die Bundeswehr und das Bundes-
amt für den Zivildienst 1 . 097 Strafanzeigen we-
gen der D elikte »eigenmächtige Abwe senheit«
o der »Dienstflucht« gegen Wehrpflichtige ge-
stellt. D arüb er hinau s wurden truppenintern
672 Disziplinararreste bis zu 2 1 Tagen D auer ge-
gen Grundwehrdienstleistende verhängt.

Die Wehrpflicht kann nur durch ein rigide s
Strafsystem aufrechterhalten werden .

Wie ungeliebt die Wehrpflicht ist, zeigt auch
die massenhafte Verweigerung der Musterung −
trotz Androhung von Bußgeldern und polizeili-
cher Zwangsvorführung zur Mu sterung. Die
Bundesregierung will einerseits nicht wissen,
wie viele Wehrpflichtige sich der Musterung
verweigern . D o ch wurde andererseits im April
2 0 0 5 das Wehrpflichtge setz geändert, um die
Musterungsverweigerung zu erschweren . Die
Wehrverwaltung kann auf Grund der ge änder-
ten Rechtslage die Tauglichkeit nach Aktenlage
fe ststellen, wenn der Wehrpflichtige zuvor un-
entschuldigt der Mu sterung fernblieb und eine
polizeiliche Vorführung keinen Erfolg hatte . In
den ersten Mo naten die ses J ahre s wurden b e-
reits 1 37 Wehrpflichtige ohne j ede Untersu-
chung nach Aktenlage tauglich gemustert. Ange-
sichts von j ährlich etwa 4 0 . 0 0 0 Wehrpflichti-
gen, die nicht einmal eine Aufforderung zur
Musterung erhalten, b elegt dies die aktuelle
skandalö se Praxis der Wehrpflicht. Zehntausen-
de werden »verge ssen« , während man diej eni-
gen, die »nicht verge ssen« werden und sich der
Wehrpflicht nicht unterwerfen, mit allen Mit-
teln tauglich macht.

Die eingeleiteten Strafverfahren wegen wie-
derholter »Abwe senheit von der Truppe« rich-
ten sich in 5 69 Fällen gegen wehrpflichtige Sol-
daten und in 9 0 Fällen gegen freiwillig länger
Wehrdienstleistende . »Eigenmächtige Abwesen-
heit« liegt vor, wenn ein Dienstleistender länger
als drei Tage von der Truppe abwe send ist. D as
kann mit einer Freiheitsstrafe von bis zu drei Jah-
ren geahndet werden . Zivildienstleistende wur-
den 4 3 8 Mal wegen der strafrechtlichen Vorwür-
fe »Abwesenheit« und »Dienstflucht« angezeigt.
Dienstflucht setzt ein dauernde s Fernbleiben
vorau s und kann zu einer fünfj ährigen Freiheits-
strafe führen .

Alle Zahlenangab en sind Antworten der Bun-
de sregierung auf p arlamentarische Anfragen
der Linksfraktion im Bundestag entnommen .

A us einer Pressem itteilung der Berliner Ka m-
pagne gegen Wehrpflich t, Zwangsdienste und
Militär.
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enn ein Soldat den Kriegsdienst verwei-
gert, erreicht ihn der Anerkennungsb e-

scheid nicht selten zu einer Zeit, in der er sich nicht
in der Kaserne aufhält, weil er zum B eispiel Urlaub
hat o der »krank zu Hause« ist. Praxis in der Bunde s-
wehr ist, ihn dann aufzufordern, zur Einheit zu-
rückzukehren : Die Entlassungsformalitäten sollen
erledigt werden . Die nochmalige Fahrt zu der Ein-
heit liegt häufig nicht im Interesse de s anerkannten
Kriegsdienstverweigerers − insbe sondere b ei hei-
matferner Einb erufung, ab er auch wegen einer na-
türlichen Abneigung gegen den no chmaligen Kon-
takt mit einer Einrichtung der Bunde swehr.

Muss der anerkannte Kriegsdienstverweigerer
dem Wunsch der Bundeswehr nachkommen o der
sogar einem entsprechenden B efehl gehorchen?

Die Erlasslage entspricht nicht
der geänderten Gesetzeslage

Am 1 1 . D ezemb er 2 0 0 3 − knapp sechs Wo chen
nach Inkrafttreten de s Kriegsdienstverweige-
rungs-Neuregelungsge setzes (KDVNeuRG) − ver-
öffentlichte der Bunde sminister der Verteidigung
in seinem Ministerialblatt den Erlass »B ehandlung
von Soldatinnen und Soldaten, die ihre Anerken-
nung als Kriegsdienstverweigerin bzw. als Kriegs-
dienstverweigerer b eantragt hab en« (VM Bl 2 0 0 3 S .
1 62 ) . D er Name de s Erlasse s ist irreführend : Die Ab-
schnitte »B ehandlung b ei Antragstellung« und »B e-
handlung nach Antragstellung und vor Anerken-
nungsentscheidung« b etreffen nur den kleineren
Teil des Erlasses ; der größere Teil steht unter der
Überschrift »B ehandlung nach Anerkennungsent-
scheidung« . D ort lautet der letzte Ab satz des Unter-
punkte s 3 . 1 :

»Die Soldatin o der der Soldat bleibt auch nach
Anerkennung als Kriegsdienstverweigerin b ezie-
hungsweise Kriegsdienstverweigerer bis zur Ent-
lassung o der b ei Grundwehrdienst leistenden Sol-
daten bis zur möglichen Umwandlung in ein Zivil-
dienstverhältnis zum Dienst verpflichtet« .

D ass diese Regelung keinen Aufschrei der Em-
pörung hervorgerufen hat, ist wohl damit zu erklä-
ren, dass sie sinngemäß auch in dem Vorgängerer-
lass vom 2 1 . 1 0 . 1 9 9 9 (VMBl 1 9 9 9 S . 3 8 1 unter 2 . 2 )
enthalten war und also scheinb ar keine Änderung
mit sich brachte .

D as ist aber ein tiefgreifender Irrtum : Vor dem
Inkrafttreten des KDVNeuRG mussten sich die Sol-
daten dem Verfahren vor dem Ausschu ss und der
Kammer für Kriegsdienstverweigerung unterzie-
hen, und deren Anerkennungsentscheidungen wa-
ren nicht unanfechtb ar, sondern konnten vom Lei-
ter des Kreiswehrersatzamtes mit dem Wider-
spruch b eziehungsweise vom Präsidenten der
Wehrb ereichsverwaltung mit der Klage angefo ch-
ten werden .

D ass ein wehrpflichtiger Soldat sich auf sein
Recht zur Verweigerung des Kriegsdienstes mit
der Waffe erst dann b erufen kann, wenn die se s
Recht anerkannt und der Anerkennungsbe scheid
unanfechtb ar geworden ist, hat der Wehrdienstse-
nat mit B e schluss vom 2 0 . 1 2 . 1 9 62 (WDB 2 1 /62 −
Entscheidungen des Bundesdisziplinarhofs − BDH
− 6 , 1 4 3 ) entschieden . Auch nach dem B eschlu ss
de s BundesverfassungsgerichtsG vom 2 6 . 0 5 . 1 970
( 1 BvR 8 3/69 , 1 BvR 2 4 4/69 , 1 BvR 3 45/69 − BVerf-
GE 2 8 , 2 4 3 = NJW 1 970 , 1 72 9) ist in Friedenszeiten
die vorläufig aufrechterhaltene Dienstbe anspru-
chung eines Soldaten für die D auer de s Anerken-
nungsverfahrens mit dem Grundrecht de s Art. 4
Ab s . 3 GG vereinb ar. D as BVerfG b egründet dies da-
mit, dass die se Inanspruchnahme den Kern der
Kriegsdienstverweigerung unb erührt lasse . E s er-
klärt ab er auch (im Ab schnitt C . I . 4 . Buchst. c [ in Ju-
ris unter Rn . 60 ] ) : »Die hierdurch entstehende Si-
tuation ist nicht zu vergleichen mit dem endgülti-
gen Ausfall eines Soldaten nach rechtskräftiger An-
erkennung als Kriegsdienstverweigerer. Im letzte-
ren Fall kann und muss sich die Truppenführung
b ereits vorher hierauf vorbereiten . «

Die Rechtsprechung ist eindeutig

In der zitierten Entscheidung de s Bunde sdiszi-
plinarhofe s (B DH 6 , 14 3 , 1 45 ) heißt e s : »Ein zum
Wehrdienst einb erufener Wehrpflichtiger, der An-
trag auf Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer
ge stellt hat, kann sich daher solange nicht auf das
Grundrecht de s Art. 4 Ab s . 3 GG b erufen, als sein
Recht nicht unanfechtb ar anerkannt ist. « Im Um-
kehrschlu ss heißt das : Mit der Unanfechtb arkeit
der Anerkennungsentscheidung kann sich der
Wehrpflichtige auf sein Grundrecht uneinge-
schränkt b erufen .

Jo achim Hofschroer

Als Kriegsdienstverweigerer
anerkannte Soldaten müssen keinerlei
Befehle der Bundeswehr mehr befolgen
Falsche − und damit unwirksame − Erlasslage der Bundeswehr
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In einer weiteren Entscheidung vom 2 6 . 0 5 . 1 970
( 1 BvR 668/68 , 1 BvR 7 1 0/68 , 1 BvR 3 37/69 − BVerf-
GE 2 8 , 2 6 4 [ in Juris unter Rn . 2 9 ] ) hat das BVerfG
festgestellt, dass nach der rechtskräftigen Anerken-
nung als Kriegsdienstverweigerer die B eschwerde
eine s Soldaten gegen eine Disziplinarmaßnahme
nicht mehr zurückgewiesen werden darf und die
Disziplinarmaßnahme also nicht aufrecht erhalten
werden darf. D enn gegenüb er einem rechtskräftig
anerkannten Kriegsdienstverweigerer darf kein
Zwang zu künftiger Kriegsdienstleistung mehr aus-
geübt werden . D as Grundrecht auf Art. 4 Ab s . 3 GG
erfährt eine gewisse zeitliche B egrenzung nur für
die Zeit bis zur rechtskräftigen Anerkennung .
Wenn diese Anerkennung ausgespro chen ist, darf
weiterer Zwang zur Kriegsdienstleistung nicht
mehr au sgeübt werden, auch nicht durch die Ver-
hängung einer einfachen Disziplinarmaßnahme ,
»da der b etroffene Soldat nunmehr b erechtigter-
weise j eden Kriegsdienst ablehnen darf« .

D as BVerfG hat die se Grundsätze in einer Ent-
scheidung vom 1 2 . 1 0 . 1 97 1 (2 BvR 65/7 1 − BVerfGE
3 2 , 4 0 , NJW 1 972 , 9 3 [ 9 4 ] , in Juris unter Rn . 1 9) wie-
derholt.

Entscheidend ist nun, dass die Anerkennung ei-
nes Soldaten als Kriegsdienstverweigerer seit dem
0 1 . 1 1 . 2 0 0 3 nicht mehr durch Ausschüsse o der
Kammern für Kriegsdienstverweigerung erfolgt,
sondern nur noch durch das Bunde samt für den Zi-
vildienst und sofort unanfechtb ar ist. Vom Erlass
der Entscheidung an unterliegt der Kriegsdienst-
verweigerer nicht mehr dem Zwang zur Wehr-
dienstleistung. Unmittelb ar mit der Anerkennung
ist nicht mehr nur der Kernb ereich des Grund-
rechts geschützt, sondern auch der Randbereich .

D er Erlass de s Bundesverteidigungsministers
erkennt das insofern an, als er (unter Nr. 3 . 4 , zwei-
ter Ab satz) verfügt, dass Disziplinarmaßnahmen
nach der Anerkennung nicht mehr zu verhängen
und vor der Anerkennung verhängte Disziplinar-
maßnahmen nicht mehr zu vollstrecken sind .

D er anfangs zitierte Ab s atz de s Erlasse s geht
ab er in völliger Verkennung der durch das KDV-
NeuRG geänderten Rechtslage davon au s, dass
auch nach der unanfechtb aren Anerkennung dem
Kriegsdienstverweigerer no ch B efehle erteilt wer-
den können . Die ser Teil ist angesichts der zitierten
Rechtsprechung und der B edeutung des Grund-
rechts auf Kriegsdienstverweigerung selb stver-
ständlich nichtig.

Befehle brauchen nicht befolgt zu werden

In der Praxis mag es dab ei insb esondere um die
Verwirklichung de s Wunsche s gehen, der Kriegs-
dienstverweigerer möge nach der Anerkennung in
der Kaserne bleib en o der in sie zurückkehren, um

seine Entlassungsp apiere entgegenzunehmen und
Ausrüstungsgegenstände o der ähnliche s zurück-
zugeb en . D er anerkannte Kriegsdienstverweige-
rer unterliegt j edoch keinerlei militärischem
Zwang und braucht solche B efehle nicht zu b efol-
gen . D ass sein Verhalten disziplinarisch nicht ge-
ahndet werden kann, ist hö chstrichterlich be stä-
tigt.

Keine Strafverfolgung möglich

Man könnte fragen, ob es no ch allgemein straf-
rechtlich verfolgt werden kann . E s ist gefe stigte
Rechtsprechung, dass b eispielsweise eine vor der
Anerkennung b egangene eigenmächtige Abwe sen-
heit auch nach der Anerkennung no ch strafrecht-
lich ge ahndet werden kann . Eine Strafb arkeit nach
dem Wehrstrafgesetz für nach der rechtskräftigen
Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer b egan-
gene Taten kommt ab er nicht mehr in B etracht. Die
Anerkennung bindet die staatliche Gewalt sofort ;
für die Entlassung aus der Bunde swehr ist die An-
wesenheit de s Kriegsdienstverweigerers nicht er-
forderlich . Ergeht b eispielsweise der Anerken-
nungsb e scheid , während der Soldat »krank zu Hau-
se« ist, kann ihm nicht b efohlen werden, no ch ein-
mal zur Einheit zurückzukehren . Im Gegenteil
kann der Bundeswehr gegeb enenfalls vorgewor-
fen werden, dass sie in einem solchen Fall sich
nicht auf die Möglichkeit einge stellt hat, dass der
Soldat während seiner Abwesenheit als Kriegs-
dienstverweigerer anerkannt werden kann .

Wenn der Kriegsdienstverweigerer im Zeit-
punkt seiner Anerkennung nicht in der Kaserne ist
und no ch S achen der Bunde swehr in seinem B e sitz
hat, die er mitnehmen durfte o der sogar musste ,
können diese selb stverständlich zivilrechtlich von
ihm herausverlangt werden . Nur dienstliche
Schriftstücke , Zeichnungen, bildliche D arstellun-
gen und , wenn es im Einzelfall au s Gründen der Ge-
heimhaltung erforderlich ist, Aufzeichnungen
über dienstliche Vorgänge können durch Verwal-
tungsakt herausverlangt werden; für sie bedarf e s
also keiner Klage auf Herausgab e (Scherer/Alff, Sol-
datengesetz, 7. Aufl . 2 0 0 3 , § 14 Rn . 1 2 ) .

Die Bunde swehr kann allerdings nicht verlan-
gen, dass die Herausgabe b ei der früheren Einheit
des Kriegsdienstverweigerers erfolgt. Erfüllungs-
ort für die Herausgab e ist der Ort, an dem sich die
S achen b efinden . D er Kriegsdienstverweigerer hat
danach nur die Rechtspflicht, die S achen herauszu-
geb en, wenn die Bunde swehr anbietet, sie an sei-
nem Wohnsitz abzuholen .

Joach im Hofschroer ist Rech tsanwalt in Ha mburg
und Mitglied im Vorstand der Zen tralstelle KDV.
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Winni Nachtwei und Alexander Bonde

Besser kein Weißbuch als dieses !
Stellungnahme zum (Entwurf des) »Weißbuch zur
Sicherheitspolitik Deutschlands und zur Zukunft der Bundeswehr«

n der ersten M aihälfte gelangten Exempla-
re des geheim erarb eiteten Entwurfs des

Weißbuches an einige Medien . Während die Ko ali-
tionsfraktionen inzwischen den Entwurf erhiel-
ten, wurde er uns auf Anfrage hin vom Minister ver-
weigert. D as ist ein Affront gegenüb er der Oppo si-
tion und ihrer gleichb erechtigten Teilnahme an
der sicherheitspolitischen D eb atte . Er leistet damit
einer seriö sen D eb atte um das Weißbuch einen B ä-
rendienst. D ass die Ko alitionsfraktionen am 1 . Juni
einen entsprechenden Antrag der Grünen gegen
die Stimmen der gesamten Oppo sition ablehnten,
macht alles noch unerfreulicher.

Zusammenfassung

Zu b egrüßen ist, dass die Bunde sregierung in
diesem Jahr ein Weißbuch vorlegen will . Die Chan-
ce , mit Hilfe des Weißbuche s zu einer breiten si-
cherheitspolitischen D eb atte in Politik und Ge sell-
schaft zu kommen, mu ss endlich genutzt und darf
nicht erneut vertan werden .

D er Entwurf de s Weißbuches könnte Anstoß ei-
ner solchen D eb atte sein, eine Antwort ist er mit Si-
cherheit nicht. D er Entwurf lässt die zentralen
Schlüsselfragen nach der Rolle von Streitkräften in
der deutschen Außenpolitik, nach deutschen Si-
cherheitsinteressen im Kontext kollektiver Sicher-
heit, nach den Konsequenzen au s bisher üb er zehn
Jahren deutschen Krisenengagements und Au s-
landseinsätzen der Bunde swehr, nach neuen Gren-
zen deutscher Sicherheitspolitik offen .

Er bringt Kursänderungen gegenüb er Rot-
Grün : Sicherheitspolitik wird faktisch wieder auf
Militärpolitik reduziert. Die B edeutung der nicht-
militärischen Krisenprävention, Konfliktlö sung
und Friedenskonsolidierung für eine wirksame
Friedens- und Sicherheitspolitik wird verkannt.
D er re ssortüb ergreifende Anspruch wird nicht in
die Tat umgesetzt. Im Gegenzug erob ert das Militä-
rische auch die innere Sicherheit. D er Verteidi-
gungsfall wird entgrenzt.

D as Weißbuch bringt mehr NATO-B ekenntnis
und Pentagon-Nähe , mehr nationale Orientierung.
E s bringt weniger UN-Orientierung, weniger EU-
Ehrgeiz, weniger Abrüstung.

D er richtige Anspruch einer umfassenden und
gewaltvorb eugenden Sicherheitspolitik bleibt in
Flo skeln stecken und wird durch die militärische
Engführung dementiert.

D as Weißbuch erfüllt die Anforderungen zu-
kunftsfähiger Sicherheitspolitik nur mangelhaft.

Verglichen mit den 1 4 Seiten der Europ äischen
Sicherheitsstrategie wirken die 1 0 6 Seiten de s
Weißbuches wie ein plötzlicher Neb eleinfall . Im
Hinblick auf die Entscheidung üb er eine deutsche
B eteiligung an der Kongo-Mission EUFOR und die
zunehmende Ernüchterung üb er die Wirksamkeit
der gegenwärtigen Au slandseinsätze stellt das
Weißbuch keinerlei Hilfe dar.

Weißbuch ist überfällig

Ein Weißbuch zur deutschen Sicherheitspolitik
ist dringend erforderlich und überfällig. Seit dem
letzten Weißbuch aus dem Jahr 1 9 9 4 hat deutsche ,
europ äische und glob ale Sicherheitspolitik einen
revolutionären Wandel erlebt. D eutsche Sicher-
heitspolitik entwickelte sich üb er gravierende Ein-
zelentscheidungen (B o snien, Ko sovo , Anti −Ter-
ror) und auf der Grundlage von außenpolitischen
Grundprinzipien und Teilkonzepten . D as Fehlen
einer zusammenfassenden und schlüssig abgeleite-
ten D arstellung deutscher Sicherheitspolitik b e-
einträchtigte die Transp arenz und Klarheit, Ent-
scheidungs- und Handlungsfähigkeit deutscher Si-
cherheitspolitik.

D ass unter Rot-Grün das weitgehend erarbeitete
Weißbuch nicht veröffentlicht werden konnte , lag
an der Weigerung des damaligen Ministers Struck,
statt eine s B ekenntnisse s zur Wehrpflicht eine kon-
sensfähige Formulierung zur Wehrform in den
Text aufzunehmen . D as war b edauerlich .

Breite Debatte notwendig

D as Weißbuch mu ss Stein de s Anstoßes einer
breiten sicherheitspolitischen D eb atte und Klä-
rung in Politik und Gesellschaft sein . Eine solche
breite D eb atte ist dringend erforderlich, wird seit
Jahren gefordert – zuletzt von Bundespräsident
Köhler − , kam ab er bisher nicht zustande . Nach-
dem die Verteidigungsminister Scharping und
Struck mit ihren »Eckpfeilern« (2 0 0 0) und Verteidi-
gungspolitischen Richtlinien (VPR, 2 0 0 3 ) sicher-
heitspolitische Teilkonzepte j eweils verkündeten
und damit eine breitere D eb atte verhinderten, darf
solche s nicht zum dritten Mal p assieren . Wir for-
dern de shalb Verteidigungsminister Jung ein-
dringlich auf, das Weißbuch nicht wie angekündigt
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am 1 2 . Juli im Kabinett zu verab schieden, sondern
den Entwurf nur in erster Lesung im Bundeskabi-
nett zu befassen . Nach einigen Monaten einer D e-
b atte in Öffentlichkeit und Parlament könnte das
Weißbuch dann mit einer ganz anderen Autorität
be schlo ssen werden . Wo e s um die Zukunft der
»Parlamentsarmee Bundeswehr« geht, muss das
Parlament b ei der Entstehung des Weißbuche s ein
Wort mitreden können . E s darf nicht zum Zaungast
degradiert werden .

Strategische Rahmenbedingungen:
nur Risiken, keine Chancen

Hier werden nur die Risiken und Gefährdungen
thematisiert, nicht ab er die Chancen (Integrations-
prozesse , zivilgesellschaftliche Potenziale) . D eren
Identifizierung und Unterstützung ist ab er für eine
D oppelstrategie der Gewaltvergütung + Friedens-
förderung unab dingb ar.

Ange sichts de s allseits in Anspruch genomme-
nen umfassenden Sicherheitsbegriffs ist fraglich,
ob der internationale Terrorismus derzeit tatsäch-
lich die »größte Gefahr« ist o der ob die Privatisie-
rung von Gewalt von unten und ob en, Staatsversa-
gen und dynamische Entwicklung von sozialen,
kulturellen und ökologischen Konfliktpotenzialen
die größeren B edrohungen für internationale , eu-
rop äische und deutsche Sicherheit sind . Risiko ana-
lysen auf deutscher und UN-Eb ene klaffen ausei-
nander. D ass Streitkräfte in der glob alisierten Me-
dienöffentlichkeit nur no ch »unter den Menschen«
wie in einem Amphitheater agieren und dass ihre
B otschaften und ihre Kommunikation elementar
für Erfolg o der Misserfolg sind , findet in der Re ali-
tät der Bunde swehreinsätze große , im Weißbuch
hingegen kaum B e achtung.

Ziele, Prinzipien, Interessen: Vorrang für
Interessenpolitik statt Ordnungspolitik?

Wo für etliche Verbündete Krieg selb stverständ-
lich weiterhin ein Mittel der Politik ist, reicht e s
nicht aus , den Krieg vor allem terminologisch » ab-
zu schaffen« durch den exzessiven Gebrauchs de s
Wortes Frieden (»Politik für Frieden + Freiheit« ,
»Friedenseinsätze«) sowie ein weiche s »den Werten
der freiheitlich demokratischen Ordnung des GG
und de s Völkerrechts verpflichtet« . Angesichts de s
sehr weiten B egriffs »Friedenseinsätze« ist eine un-
missverständliche B ekräftigung des Friedensge-
bots de s Art. 2 4 Grundge setz notwendig: Militäri-
sche Gewalt darf ausschließlich im Rahmen der
UN-Charta und zur Durchsetzung internationalen
Rechts eingesetzt werden, nicht zur Durchsetzung
p artikularer und M achtinteressen . Die Feststellung
der UN-Charta, dass »Krieg eine Geißel der Mensch-
heit« ist, gilt unverändert weiter. Krieg darf kein
Mittel der Politik mehr sein . D as in den VPR hervor-
gehob ene Ziel deutscher Sicherheits- und Verteidi-

gungspolitik, zusammen mit Partnern »vorb eu-
gend und eindämmend Gewalt zu verhindern« (S .
2 2 ) , taucht im Weißbuch nicht auf.

Nationale deutsche Sicherheitsintere ssen wer-
den dagegen auffällig b etont. Aufschlussreich ist
hier der Vergleich mit den VPR. In b eiden D oku-
menten werden europ äische und transatlantische
Stabilität, Eindämmung von Regionalkonflikten,
internationale Geltung von Menschen- und Völker-
recht, Üb erwindung der Kluft zwischen armen
und reichen Weltregionen als vorrangige deutsche
Sicherheitsintere ssen b etont. (VPR S . 2 2 , WB S . 1 0)
Im Weißbuch kommt an dritter Stelle neu hinzu das
Intere sse , »den Wohlstand de s Landes durch einen
freien und ungehinderten Welthandel zu ermögli-
chen . «

D ass sichere Energie- und Re ssourcenversor-
gung sowie freie Handelswege für D eutschland
von vitalem Intere sse sind , ist unbe streitb ar. D er
Knackpunkt ist nur, ob die se vitalen Interessen po-
litisch vorb eugend , ko operativ und im Rahmen de s
Völkerrechts o der unilateral und militärisch wahr-
genommen werden, wie es für traditionelle Macht-
politik selb stverständlich ist. Auch wenn das Weiß-
buch Ressourcen- und Seewegsicherung nicht ex-
plizit zur Aufgab e der Bunde swehr erklärt, so legt
der Text es do ch nahe : Für das »in b esonderem Ma-
ße auf freie und sichere Seewege angewie sene«
D eutschland sei die »Mitgliedschaft in einer Allianz
mit b edeutenden maritimen Fähigkeiten und die
Wahrung der Interoperabilität mit den USA als
weltweit führender See-, Luft-, Raum- und Land-
macht unverzichtb ar. « (S . 1 7/ 1 8) D er Verzicht auf
j ede Klarstellung (Primat der vorau sschauenden
und kollektiven Ressourcenpolitik und der UN-
Charta als verbindlichem Rechtsrahmen, vitale s In-
teresse am friedlichen Intere ssenausgleich) öffnen
einer Entgrenzung der Bundeswehraufgab en Tür
und Tor und lassen die Grenze zwischen umfassen-
der kollektiver Sicherheit und Neokolonialismu s
verschwimmen . Wo j eder Stärkere für sich und sei-
ne Co alition of the Willing ange sichts zunehmen-
der Ressourcenverknappung das Recht auf militä-
rische Re ssourcensicherung herausnimmt, zer-
bricht das Völkerrecht und sind die nächsten Res-
sourcenkriege vorprogrammiert.

Handlungsfelder: NATO first, UN third

(a) E s gilt wieder »NATO first« : Die deutliche Ori-
entierung auf die USA und das transatlantische Ver-
hältnis als »Rückgrat der Wertegemeinschaft in der
NATO« ist richtig, erfolgt ab er unkritisch und allge-
mein . Die NATO und das transatlantische Verhält-
nis sind ab er kein politischer Selb stzweck, sondern
wichtige Zusammenhänge , die es politisch weiter
zu entwickeln gilt. D ab ei muss die Diskussion üb er
den aufgebro chenen Wertedissens mit der Bush-
Administration (neokonservative Sicherheitsdok-
trin, Irakkrieg, « Glob al War against Terrorism«) of-
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schaftliche , entwicklungspolitische , rechtsstaatli-
che und soziale Maßnahmen (. . . )« , S . 1 2 ) und wird
nicht umge setzt. Sicherheitspolitik bleibt auf Poli-
tik mit Streitkräften b eschränkt.

Wo e s um Kohärenz und ausgewogene Fähigkei-
ten geht, b egnügt sich das Weißbuch mit dem B e-
griff der Vernetzung – und dann vor allem nach In-
nen . Die über CIMIC hinau sgehende gleichb erech-
tigte zivil-militärische Zusammenarbeit b ei Au s-
landseinsätzen findet kaum Erwähnung.

Richtig ist, angesichts der wahrscheinlicheren –
und sinnvolleren – Einsätze den Schwerpunkt bei
den Stabilisierungskräften zu b elassen . Allerdings
wird hier die von der Vorgängerregierung ererbte
Lücke fortgesetzt : Wo Friedensmissionen inzwi-
schen immer diplomatisch-militärisch-polizeilich-
zivil angelegt sind , redet das Weißbuch engstirnig
nur von der militärischen S äule und ignoriert die
nichtmilitärischen S äulen, insb esondere die diplo-
matischen Kap azitäten sowie die polizeiliche und
die Sicherheitssektorreform als Brücke zu einer
nachhaltigen Stabilisierung . D er dringend notwen-
dige re ssortüb ergreifende und fähigkeitengemein-
same Ansatz fehlt völlig. D as ist eine strategische
Lücke , die eine Verewigung von Stabilisierungsein-
sätzen bzw. ihr Umkippen in B e satzungseinsätze
vorprogrammiert. Für ausgewogene Fähigkeiten
der Konfliktverhütung und Krisenb ewältigung b e-
darf es neb en militärischer dringend auch ziviler
Headline Go als . Die se sind auf Bunde seb ene im-
mer no ch nicht in Sicht.

Alleine dieses konzeptionelle M anko b elegt, wie
wenig zukunftsfähig das Weißbuch ist.

Genau so bleibt der Anspruch der Gewaltvor-
b eugung und zivilen Krisenprävention unein-
gelö st. Wo der Ko alitionsvertrag no ch die Stärkung
de s Aktionsplans »Zivile Krisenprävention, Kon-
fliktlö sung und Friedenskonsolidierung« ver-
spricht, taucht der Aktionsplan hier schon gar
nicht mehr auf, ist nur die Rede vom Gesamtkon-
zept »Zivile Krisenprävention « der Bunde sregie-
rung − von 2 0 0 0 . D er inhaltsreiche 1 . B ericht der
Bundesregierung zur Umsetzung de s Aktionsplans
wurde wohl am 3 1 . Mai vom Bundeskabinett verab-
schiedet. Weißbuch und Aktionsplan-B ericht
scheinen aber völlig lo sgelö st voneinander ent-
standen zu sein .

Bundeswehr im Einsatz:
keine Lessons Learned

Die Erfahrungen von üb er zehn Jahren deut-
scher Krisenengagements und Auslandseinsätze ,
ihren Leistungen und Ernüchterungen schlagen
sich im Weißbuch nicht nieder. Peinlich b e schöni-
gend ist die »Erfolgsmeldung« , dass es in Afghanis-
tan gelungen sei, »das Land unter Führung einer de-
mokratischen Regierung zu stabilisieren . « (S . 8)
Überfällige Le ssons Le arned bleib en in der richti-
gen, ab er unzureichenden Erkenntnis stecken,

fen angespro chen werden . D em entzieht sich das
Weißbuch völlig . (In rot-grünen D okumenten wur-
den zumindest die eigenen Werte und Grundsätze
b etont.)

(b) D emgegenüb er entsteht der Eindruck von
»UN third« . Die Erfahrungen der internationalen
Friedenssicherung, wie sie in Kofi Annans B ericht
»In größerer Freiheit« von 2 0 0 5 zusammengefasst
sind , finden im Weißbuch keinen erkennb aren Nie-
derschlag. Insge samt zeigt das Weißbuch keinerlei
Linie auf, wie und unter welchen Vorau ssetzungen
NATO und EU UN-geführte Friedensmissionen
b esser unterstützen können .

Allerdings wird die »einzigartige B edeutung«
der UN b etont, »einem notwendig werdenden Ein-
satz militärischer Gewalt mit der völkerrechtlichen
Legitimität zu versehen« . (S . 3 3 ) Richtig ist, dass
»das Recht auf Selb stverteidigung präzisiert« wer-
den muss . Wenn danach gefordert wird , »präventi-
ve s Eingreifen« müsse » auf völkerrechtlich gesi-
cherten Grundlagen geregelt werden« (S . 1 2 ) , dann
wird damit auch implizit Präventivkriegen das
Wort geredet. Die »Responsibility to protect« der
Staatengemeinschaft bleibt im Ungefähren und
wird durch die allgemeine Formulierung, dass »der
Schutz der Menschenrechte den Einsatz von
Zwangsmaßnahmen erfordern könne« (S . 3 3 ) , eher
missbrauchsanfällig .

(c) D as Kapitel zur EU/GASP/E SVP wird keine s-
wegs der herausragenden B edeutung gerecht, die
die EU für deutsche Außen-, Sicherheits- und Frie-
denspolitik hat. Die europ äische Sicherheitspolitik
wird reduziert auf Krisenmanagement. Die b eson-
deren Stärken der EU auf dem Feld der langfristi-
gen, ursachenb ezogenen Krisenprävention wer-
den weitgehend ausgeklammert. Richtigerweise
wird der p arallele Aufb au ziviler und militärischer
Fähigkeiten als »Kennzeichen und b e sondere Stär-
ker der E SVP« herau sge stellt. D ab ei sehen die
Schreib er des Weißbuches die Priorität offenb ar
b ei den militärischen Fähigkeiten . Die neuen zivi-
len und polizeilichen Fähigkeiten werden nicht
nur viel knapper, sondern auch nicht auf aktuellem
Stand , ohne B erücksichtigung der Civilian Headli-
ne Go als 2 0 0 8 und der Innovation der Civilian Re-
sponse Teams b eschrieb en . Wie diese Fähigkeits-
ziele auch von D eutschland ange sichts massiver
Verfügb arkeitsprobleme erfüllt werden können,
bleibt völlig offen .

Vernetzte Sicherheit :
weder umfassend noch vorbeugend

Sicherheitspolitik ist weit mehr als Militärpoli-
tik. D er Anspruch umfassender Sicherheitspolitik
bleibt schmückendes B eiwerk und in Programma-
tik stecken (» Sicherheit kann daher weder rein na-
tional no ch allein durch Streitkräfte gewährleistet
werden . Vielmehr sind politische und diplomati-
sche Initiativen genau so erforderlich wie wirt-
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dass »nachhaltige Friedenssicherung Geduld und
langen Atem erfordert. « (S . 5 8) Die Chance wird
vertan, zu einem klareren Verständnis der Lei-
stungsfähigkeiten und -grenzen von Streitkräften
zu kommen .

Die Aufgaben der Bundeswehr:
Überdehnung der Verteidigung

a) Während im B ereich der Außenpolitik Sicher-
heit auf das Militärische reduziert wird , soll im B e-
reich der Inneren Sicherheit nun auch das Militäri-
sche von der verfassungsrechtlichen Leine gelas-
sen werden . Terrorattacken im Innern werden
»nach Art, Zielsetzung und Intensität mit dem her-
kömmlichen B egriff de s Verteidigungsfalls« (S . 4 3 )
gleichge setzt. D as hätte eine neue Art von Not-
standsverfassung zur Folge . Ein b ewaffneter Ein-
satz der Bunde swehr im Innern darf nicht durch ei-
ne Umdefinition des Verteidigungsfalls entgrenzt
werden . Diese weit üb er die Probleme Luft- und
Seesicherheit hinausgehende Formulierung hätte
die Ablö sung de s Polizeirechts durch das Kriegs-
recht zur Folge und würde genau in die Falle der
Terroristen laufen, die den Krieg predigen und die
offene Ge sellschaft zerstören wollen . Einer Bun-
deswehr, die b ereits j etzt an den Grenzen ihrer Ka-
p azitäten agiert, wird mit ihrer »B eförderung« zur
Heimatschutzbehörde für Sicherheitsfragen im
weitesten Sinne kein Gefallen getan .

b) D er Ab schied von der territorialen Landes-
verteidigung wird wieder ein Stück weit zurückge-
nommen (entsprechende B edrohungen gelten
wieder wie unter Scharping als »unwahrschein-
lich« ; in den VPR von Struck wurden sie ausge-
schlo ssen) . Die Bunde swehr kann sich also nicht
mit ihren Fähigkeiten und Strukturen auf die wahr-
scheinlicheren Szenarien ausrichten . D as traditio-
nelle B ild der »kompletten« Bunde swehr mit allum-
fassenden Kompetenzen und Fähigkeiten ist üb er-
holt und unrealistisch. Ange sichts der b egrenzten
Ressourcen muss ein Weißbuch eine sinnvolle
Priorisierung der Bunde swehraufgab en leisten .

c) Schon unter Struck war der Verteidigungsb e-
griff grob fahrlässig ausgeweitet worden (»Vertei-
digung am Hinduku sch«) . Auf dieser Rutschb ahn
geht e s j etzt mit der neuen BW-Aufgab e Sicherung
der Energie- und Ressourcenversorgung sowie frei-
er Handelswege weiter. (Siehe unter Nr. 5 , S . 2 )

d) Zugleich erhält die militärische Terrorb e-
kämpfung einen höheren Stellenwert: »Internatio-
nale Konfliktverhütung und Krisenb ewältigung
und insb esondere der Kampf gegen den internatio-
nalen Terrorismu s sind auf ab sehb are Zeit ihre
wahrscheinlicheren Aufgab en . « (S . 5 2 ) In den VPR
hieß es no ch » . . . einschließlich des Kampfe s gegen
den . . . « (S . 2 8)

Ange sichts der fundamentalen Differenz zwi-
schen »Glob al War against Terrorism« und einem
eher europ äischen Verständnis einer umfassenden

Terrorismusb ekämpfung ist die Schweigsamkeit
des Weißbuche s zu Prinzipien, Metho den und Er-
folgsausichten der Terrorb ekämpfung – und dem
sichtb aren Scheitern des Kriege s gegen den Terror

− grob fahrlässig. Wo die eigene Po sition nicht defi-
niert wird , ist Anp assung an den » Großen Bruder«
die nahe liegende Konsequenz .

e) Ähnliche s gilt für die Herausforderung Dro-
genb ekämpfung : In Afghanistan ist Bunde swehr
erstmalig damit konfrontiert. Eine konsequent um-
gesetzte kohärente Strategie der Drogenb ekämp-
fung entscheidet üb er Erfolg o der Scheitern de s
ganzen Stabilisierungsansatze s in Afghanistan und
hat unmittelb are Au swirkungen darauf, inwieweit
die Risiken dort für ISAF-Soldaten verantwortet
werden können . In den Krisenprovinzen des Sü-
dens ist die D estabilisierung nicht zuletzt wegen
der aggressiven Drogenbekämpfung fortge schrit-
ten . Auf solche ho ch akuten Schlüsselfragen gibt
das Weißbuch keine Antwort.

f) Fortge setzt wird der naiv-be schönigende Um-
gang mit der Teilaufgab e »Friedenserzwingung«
und » Operationen hoher Intensität« – auf D eutsch
Einsätze kriegerischer Militärgewalt. D ass diese
Einsatzdimension b esonders teuer, riskant, tü-
ckisch, fragwürdig und – vor allem in D eutschland
– kaum akzeptiert ist, dass hier viel höhere Einsatz-
schwellen vonnöten sind , ist dem Weißbuch kei-
nen Gedanken wert. E s sp art sich sogar die Versi-
cherung, dass Einsatz militärischer Gewalt nur das
äußerste Mittel sein darf, dass zivile Konfliktb ear-
b eitung strikt den Vorrang hat. D abei ist gerade seit
dem Irakkrieg offenkundig, wie politisch verhee-
rend und Unsicherheit fördernd auch allermo dern-
ste , ho ch vernetzte Kriegführung sein kann .

Struktur und Ausstattung
der Bundeswehr

B edingt durch die Au sweitung der Bundes-
wehraufgab en verzichtet der Entwurf auf genaue-
re Zielvorgab en für Fähigkeiten und Ausstattung
der Bundeswehr. Statt sich auf Aufgab engebiete zu
konzentrieren und die Bunde swehr in das Umfeld
von europ äischen und transatlantischen Bündnis-
p artnern einzub etten, bleibt für die Bunde swehr
das Ziel allumfassender Fähigkeiten . D as führt an-
gesichts b egrenzter Ressourcen dazu , dass die Aus-
rüstung der Bundeswehr hinter den Anforderun-
gen der wahrscheinlichen Einsätze zurückbleibt ;
denn die Aufgab e Landesverteidigung führt zur B e-
vorratung schwerer und teurer Waffensysteme a la
Eurofighter zu Lasten b enötigter Systeme wie z . B .
den Dingo . Auf ab sehb are Zeit wird der Militäretat
ab er nicht steigen, sondern sich den zunehmenden
Konsolidierungsb emühungen und den Anforde-
rungen einer au sgewogenen Friedens- und Sicher-
heitspolitik stellen mü ssen . Erforderlich wären da-
her eine konsequente Üb erarbeitung der geplan-
ten B eschaffungen und eine sinnvolle Priorisie-
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rung. Stattde ssen werden B eschaffungen weiter-
hin unkritisch durch die Auftragslage der deut-
schen Wehrindu strie sowie Vorfe stlegungen in der
Vergangenheit geprägt und Finanzmittel ohne si-
cherheitspolitischen Nutzen verschwendet. Auf
diese Weise ist eine b estmögliche Ausstattung der
Soldatinnen und Soldaten nicht zu gewährleisten .

Kriterien für Auslandseinsätze

D as Weißbuch schweigt zu den notwendigen –
und längst b enennb aren − Kriterien für Auslands-
einsätze der Bundeswehr. (Diese wären : Ziel der
Gewalteindämmung und -verhütung/Friedensun-
terstützung im Rahmen kollektiver Sicherheit; poli-
tische Dringlichkeit für internationale , europ ä-
ische und deutsche Sicherheit und zur Abwehr von
Völkermord ; völkerrechtliche Legalität ; reale Er-
folgsau sichten (re alitätsnahe Zielsetzung, Einbet-
tung in ein politische s Ge samtkonzept/Kohärenz,
ausgewogene diplomatisch-militärisch-polizeilich-
zivile Anstrengungen und Fähigkeiten) ; verant-
wortb are Risiken, Leistb arkeit, politische Akzep-
tanz, Exit-Kriterien; Abgrenzung von machtpoliti-
schem Interventionismus und Instrumentalisie-
rung für andere politische Zwecke .)

Abrüstung

Abrüstung wird weitgehend auf Nichtverbrei-
tung reduziert und durch das ausdrückliche Fe st-
halten an der »nukle aren Teilhab e« (S . 2 0) konterka-
riert. Wo die US-Regierung die Ersteinsatzschwelle
von Atomwaffen au sdrücklich senkt und die se
»konventionalisiert« , ist es ein Hohn, die weitere
nukle are Teilhab e D eutschlands mit dem »gemein-
samen B ekenntnis der Bündnisp artner zur Kriegs-
verhinderung« zu b egründen .

Von den »Massenvernichtungswaffen des All-
tags« , den Kleinwaffen und ihrer Kontrolle ist keine
Rede . D er Anspruch einer restrikten Rü stungsex-

portpolitik wird gemieden und statt dessen ihrer
Lo ckerung das Wort geredet.

Wehrpflicht

Die angebliche Unverzichtb arkeit der Wehr-
pflicht wird b eschworen, ab er nur mit au sgeleier-
ten Argumenten b egründet. E s bleibt dab ei : D er
Grundrechtseingriff der Wehrpflicht ist ange-
sichts der neuen Aufgab en der Bunde swehr nicht
mehr zu legitimieren; auch für die Bunde swehr b e-
deutet die Wehrpflicht längst mehr Last als Nutzen .
Die Chancen eines flexiblen freiwilligen Kurz-
dienstes – wie u . a. von den Grünen gefordert – wer-
den nicht aufgenommen . Kein Thema sind die He-
rausforderungen, zu denen die heutige Re st-Wehr-
pflicht kaum no ch b eitragen kann, die ab er umso
mehr Thema für Politik und Gesellschaft sein mü s-
sen : Die Integration der Streitkräfte in die Ge sell-
schaft und vor allem die Haltung der Gesellschaft
gegenüb er den Streitkräften .

Fazit

Kein Weißbuch ist b esser als diese s ! D er Ent-
wurf b edarf einer gründlichen Überarb eitung. Sei-
nen bisherigen Autoren sind ein Führungslehr-
gang b ei der Bundesakademie für Sicherheitspoli-
tik sowie Kurse beim Zentrum Internationale Frie-
denseinsätze dringend zu empfehlen .

Winn i Nach wei ist Mitglied im Verteidigungsa us-
sch uss und Sprecher für Sicherheits- und A brü-
stungspolitik der bündn isgrünen Bundestagsfrak-
tio n, sein Fraktio nskollege Alexander Bo nde ist
Mitglied im Verteidigungsa ussch uss. Der vo n der
Regierung bislang n ich t veröffen tlich te Weißbuch-
En twurf ist als PDF-Dokumen t a uf der In ternet-
Ho mepage vo n Forum Pazifism us zu finden un-
ter: h ttp://www.forum-pazifism us. de/do wnload/
En twurf- Weißbuch-2006.pdf

Klaus Schramm

Deutschlands Streben
nach der Atombombe
Vertuschte Unfälle und Verbindungslinien zur NS-Zeit

ass Wissenschaftler auch heute in D eutsch-
land an der Atomb omb e forschen, wird of-

fiziell geleugnet. D enno ch gibt es eine Vielzahl
ernst zu nehmender Hinweise , dass eine solche
Forschung seit B eginn der Bundesrepublik bis heu-

te nicht nur geduldet, sondern mit öffentlichen
Mitteln gefördert wird . So wurde b ekannt, dass am
IPP Garching b ei München mit atomwaffenfähi-
gem Uran hantiert wird .
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Die Internationale Atomenergie-Organisation
IAE O hatte − no ch unter ihrem früheren Vorsitzen-
den Hans Blix − von der deutschen Bundesregie-
rung gefordert, auf den Einsatz ho changereicher-
ten Urans im Forschungsreaktor Garching 2 zu ver-
zichten . Dieser Forderung schlo ss sich der heutige
Generaldirektor der IAE O , Mohammed al-B aradei,
vor wenigen Jahren an . D o ch selb st der Protest der
USA an die deutsche Bunde sregierung, in dem von
einem Bruch des Non-Proliferations-Abkommens
die Rede ist, blieb wirkungslo s . Und wo üb erall in
D eutschlands Forschungszentren an der Atom-
bomb e geforscht wird , ist selb st vielen Wissen-
schaftlern nicht b ekannt.

Unfall bei Experimenten mit »Mini-Nukes« ?

In unmittelb arer Nähe de s AKW Krümmel rund
3 0 Kilometer vor den Toren Hamburgs liegt das
Kernforschungszentrum Gee sthacht, kurz : GKS S .
Die Abkürzung GKS S steht für »Gesellschaft für
Kernenergieverwertung in Schiffb au und Schif-
fahrt Gmb H« . Im Mai feierte diese nach eigener
D arstellung zivile Forschungseinrichtung mit etli-
chen Veranstaltungen ihren 5 0 . Geburtstag. Zu ei-
nem Festakt in der Hamburger Fischauktionshalle
sind laut GKS S »üb er tausend Gäste aus Politik,
Wirtschaft und Wissenschaft« geladen .

In einer offiziellen »Information zur Geschichte
des GKS S-Forschungszentrums« findet sich kein
einzige s Wort zu Waffen-Forschung oder militäri-
schen Verbindungen . Die B ro schüre erweckt den
Eindruck, b ei der GKS S handele e s sich um eine
Forschungseinrichtung der Umweltb ewegung.

Und gerade in jüngster Zeit hat die Bundesregie-
rung allen Grund , j egliche Atomwaffen-Forschung
geheim zu halten . D enn internationale Brisanz er-
hält die se s Thema durch die Kriegsdrohungen ge-
gen den Iran . D er iranischen Führung wird vorge-
worfen, nicht allein am B au »friedlicher« Atom-
kraftwerke , sondern auch am B au einer Atomb om-
be intere ssiert zu sein . D ab ei ist längst nachgewie-
sen, dass sämtliche Staaten, die in den B esitz de s
Know-hows zum B au von Atomkraftwerken ge-
langten, auch Ambitionen zeigten, in den »Club der
Atommächte« aufzurücken .

Nicht zuletzt die USA selb st hab en längst in aller
Öffentlichkeit eingeräumt, den Atomwaffensperr-
vertrag missachtet zu haben, indem sie innerhalb
der letzten zehn Jahre Mini-Atomwaffen (»Mini-
Nuke s«) entwickelten . Groß ist offenb ar die Versu-
chung, die se nun auch zu testen . Nun drohen die
US-Regierung ebenso wie der franzö sische Präsi-
dent Chirac dem Iran mit einem atomaren Erst-
schlag, um so angeblich zu verhindern, dass das ira-
nische Regime sich die B esitzer von Massenver-
nichtungsmitteln zum Vorbild nimmt.

D ass auch D eutschland bis in die jüngste Ver-
gangenheit Ambitionen zeigte , die in der Folge de s
Zweiten Weltkriegs auferlegte B eschränkung in

der Atomwaffen-Forschung zu b eseitigen, zeigt
sich nicht nur am B eispiel Garching . Auf der Eb ene
internationaler Vertragswerke werden b eachtliche
Verschiebungen deutlich . Seit 1 9 9 0 das Kriegswaf-
fenkontrollge setz geändert wurde , ist es der Bun-
desrepublik nunmehr erlaubt, im »Rahmen der NA-
TO« Atomwaffen-Forschung zu b etreib en . D o ch
wo in D eutschland wird solche Forschung b etrie-
b en?

Am 1 2 . Septemb er 1 9 8 6 wurde b ei einem Brand
auf dem Gelände der GKS S in Gee sthacht radio akti-
ves M aterial freigesetzt. Immer mehr Fakten deu-
ten darauf hin, dass es sich um einen Unfall b ei Ex-
perimenten zur Entwicklung von Mini-Atomb o-
men (»Mini-Nukes«) handelte . Üb er Jahre hin wur-
de von Atom-Lobby, B ehörden und Politik ver-
sucht, diesen Unfall zu vertuschen . Nach der für
Leukämie typischen Latenzzeit von vier Jahren
musste ab 1 9 9 0 in einem engen Kreis um die Atom-
Anlagen eine eklatante Häufung von Leukämie-Er-
krankungen üb erwiegend b ei kleinen Kindern re-
gistriert werden . Eine Häufung von Leukämie-Fäl-
len in dieser Konzentration ist bisher weltweit
sonst nirgendwo b eob achtet worden .

Durch international anerkannte Wissenschaft-
ler einer Untersuchungskommission, mit Hilfe der
atomkritischen Ärzte-Organisation IPPNW, der
»Bürgerinitiative gegen Leukämie in der Elb-
marsch« und nicht zuletzt durch einen couragier-
ten D okumentarfilm im Auftrag de s ZDF, gesendet
am 2 . April 2 0 0 6 um 2 3 . 3 0 Uhr, kommt nun allmäh-
lich Licht ins Dunkel eine s » Skandals, der in
D eutschland seinesgleichen sucht« (»Frankfurter
Rundschau«) . Zeugen meldeten sich erstmals öf-
fentlich zu Wort, die den Brand b eob achtet hatten .
Radio aktive Kügelchen, die sich an einer Vielzahl
von Stellen um die GKS S fanden, erwiesen sich −
nachdem sie mehrfach durch Institute in staatli-
chem Auftrag als völlig harmlo s qualifiziert wor-
den waren − als industriell gefertigt und in ihrer Zu-
sammensetzung ho chgefährlich .

Diese so genannten Mikro sphären enthalten
Plutonium, Americium, Curium und Thorium in
Konzentrationen, die so in der Natur nicht vorkom-
men . Eine Untersuchung an der Minsker S acharow-
Universität durch den international renommierten
Experten für Plutoniumverortung Professor Miro-
nov ergab zudem, dass e s sich weder um Fall-Out
früherer ob erirdischer Atomwaffenversuche ,
noch um Sp altpro dukte aus der Wolke der Reaktor-
katastrophe von Tschernobyl handeln kann . Diese
Mikro sphären sind mit einer Titan-Ummantelung
versehen . Art und Aufb au der Mikro sphären ver-
weisen darauf, dass sie aus einer Hybridanlage
stammen, bei der Kernre aktionen zur Energiefrei-
setzung genutzt werden sollten . Wurden an der
GKS S Experimente durchgeführt, die der Entwick-
lung von Mini-Atomb omb en dienten?

In der schle swig-holsteinischen Landesregie-
rung ist das Sozialministerium für die Reaktorsi-
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cherheit zuständig. Die GKS S mit ihrem For-
schungsreaktor fällt in de ssen Zu ständigkeit. Auf
Anfrage erklärte die Pressesprecherin des Sozial-
ministeriums , Randy Lehmann, es seien keine wei-
teren Untersuchungen der an der S acharow-Uni-
versität Minsk untersuchten Mikro sphären vorge-
sehen . Im übrigen sei die Üb ergab e von Prob en
von Seiten der Bürgerinitiative »Leukämie in der
Elbmarsch« sowohl dem Ministerium als auch der
GKS S verweigert worden . Die Umweltschützer ver-
weisen darauf, dass diese Kügelchen ohne großen
Aufwand in der Umgebung der Atomanlagen zu fin-
den seien . Im übrigen wurden die Prob en, die an
der S acharow-Universität untersucht wurden, in
Anwesenheit eine s Notars genommen .

Netzwerk der Plutoniumswirtschaft

D as Kernforschungszentrum b ei Geesthacht
mit dem Tarnnamen GKS S , »Gesellschaft für Kern-
energieverwertung in Schiffb au und Schiffahrt
Gmb H« , ist b ereits seit seiner Gründung in die Ent-
wicklung von Militär-Technologie verwickelt.
1 9 89 erschien eine D okumentation mit dem Titel
»Atomforschung in Geesthacht − Schleichwege zur
Atomb omb e ?« Eine fünfköpfige Redaktionsgrup-
pe deckte auf, dass die GKS S mit anderen Kernfor-
schungszentren zusammen eine Infrastruktur auf-
geb aut hatte , die Plutoniumwirtschaft im Lab or-
maßstab ermöglichte . D er frühere SPD-For-
schungsminister Volker Hauff wird mit der Äuße-
rung zitiert, es handele sich dab ei um eine ausrei-
chende Infrastruktur zum B au einer Atomb omb e .
Die Gee sthacher Forscher b eschäftigten sich dem-
nach bereits seit den 5 0er Jahren mit Atomb om-
b en-Technologie .

Atomtransporte aus Geesthacht fuhren unter
anderem direkt in die militärische »Wiederaufar-
b eitungsanlage« im franzö sischen Marcule . Ein
weiterer in die ser Schrift dokumentierter Trans-
port erweist sich aus heutiger Sicht als weitaus bri-
santer : Im Zeitraum zwischen dem 1 5 . September
1 9 8 6 − also drei Tage nach dem Brand − und dem
1 4 . September 1 9 87 wurden »b estrahlte Brennstab-
segmente« ins b ayerische Karlstein verfrachtet
(o der handelte e s sich um Karlstein am M ain, dem
Sitz der KWU ?) . Von » Segmenten« ist in Transport-
Protokollen sonst nie die Rede . Brennstäbe sind
versiegelt und unterliegen der Sp altstoffkontrolle
der IAE O . Auch der Zielort Karlstein ist als »Endla-
ger« reichlich dubio s . Eigentlich ein Fall für die
Staatsanwaltschaft.

»Braune Spuren«

Gegründet wurde die GKS S 1 9 5 6 von den Kern-
physikern Erich B agge und Kurt Diebner. Wer sich
mit der Geschichte der Entwicklung einer deut-
schen Atomb omb e in der Nazi-Zeit b efasst hat,
kennt diese Namen . Sie stehen neb en Otto Hahn,

Carl Friedrich Freiherr von Weizsäcker und Wer-
ner Heisenb erg auf der Liste der zehn deutschen
Kernphysiker, die von den Alliierten vom 3 . Juli
1 9 45 bis zum 3 . Januar 1 9 4 6 im englischen Farm
Hall interniert wurden .

Kurt Diebner war von B eginn an Leiter der NS-
»Uranproj ekts« und Gründer einer Forschungsein-
richtung in Gottow auf dem Gelände der Heere s-
versuchsstelle Kummersdorf. Im Herb st 1 94 4 b e-
gann Diebner in Gottow mit einem neuen Reaktor-
versuch, in dessen Verlauf e s zu einem Unfall kam .
Die Umstände sind bis heute nicht eindeutig ge-
klärt, ab er e s müssen b ei diesem Unfall mehrere
Mitarb eiter verstrahlt worden sein .

Nachgewie sen sind Versuche Diebners zwi-
schen 1 9 4 3 und 1 9 4 4 , mittels Implo sion thermo-
nukle are Re aktionen einzuleiten . Ein »Verfahren
zur Verwertung der Fusionsenergie von D euteri-
um und Tritium mit Hilfe konvergenter, periodi-
scher Verdichtungsstöße« hat Diebner nach dem
Zweiten Weltkrieg alsb ald zum Patent angemeldet
(Patent 1 4 1 475 9) . Die se sp äter als ICF-Verfahren
(Inertial Confinement Fusion oder Trägheitsein-
schlussfusion) b ekannte Metho de hat Jahrzehnte
sp äter bei der US-amerikanischen Entwicklung
von Mini-Atomb omb en, den so genannten Mini-
Nukes , zum Durchbruch geführt. Forschungs-
schwerpunkte auf dem ICF-Gebiet existierten in
den 1 9 8 0 er Jahren nicht nur im GKS S , sondern
auch im Kernforschungszentrum Karlsruhe , der
GSI in D armstadt und am IPP Garching.

1 9 47 gründete Diebner in Hamburg die Firma
Durag. Ab M ai 1 9 5 5 meldete er auch gemeinsam
mit Profe ssor Erich B agge zahlreiche Reaktorp a-
tente an . D arunter b efinden sich unter anderem Pa-
tente zum » Schnellen B rüter« sowie zur Plutonium-
gewinnung und -sep aration . Zwei Patentanmel-
dungen erfolgten 1 9 5 5 zusammen mit Dr. Fried-
wardt Winterb erg zu thermonuklearen B omb en
(Mini-Nuke , bo o sted weapon) .

Am 4 . März 1 9 5 7 erschien Diebners Name in der
deutschen Pre sse mit der Ankündigung, er habe
das »Geheimnis der Kernverschmelzung« enträt-
selt. D as Nachrichtenmagazin »Spiegel« brachte am
2 0 . März 1 9 5 7 einen größeren Artikel hierüb er,
do ch die wissenschaftlichen Erwartungen konn-
ten nicht erfüllt werden . Die Erforschung der Fusi-
on blieb denno ch weiterhin Diebners Spezialge-
biet und führte zu weiteren Patentanmeldungen .

Erich B agge arb eitete in der NS-Zeit in der
»Gruppe Diebner« , b enannt nach dem Leiter de s
Kernforschungsreferats in Hitlers Heere swaffen-
amt, Dr. Kurt Diebner. Die mit großem Enthusias-
mus vorangetrieb ene Aufgab e dieser Gruppe b e-
stand in der Entwicklung einer deutschen Atom-
b omb e . 1 9 39 war das Jahr, in dem der glob ale Wett-
lauf um den Erstb esitz der Atombomb e begann .
Von den Nazis wurde b ereits Anfang 1 9 39 der Präsi-
dent der Physikalisch-Technischen Reichsanstalt
und Mitglied im Reichsforschungsrat, Prof. Abra-
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ham E sau , mit der Organisation einer Geheimkon-
ferenz b eauftragt. Auf dieser Konferenz zum »Uran-
problem« , die in B erlin am 2 9 . April 1 9 39 stattfand ,
wurden eine Reihe von wichtigen Fe stlegungen ge-
troffen . So wurden umgehend die in den b öhmi-
schen Grub en von Jo achimsthal geförderten Uran-
erze der alleinigen deutschen Nutzung unterstell-
ten . D as NS-»Uranproj ekt« wurde ins Leb en gerufen
und deutsche Kernphysiker in Forschungsgrup-
pen zusammengefasst, um effektiv an der Entwick-
lung der Atombombe zu arbeiten .

Parallel arb eiteten im Nazi-D eutschland For-
schergruppen um Paul Harteck an der Uni Ham-
burg (sp äter in Celle : I sotopentrennung ! ) , um Hei-
senb erg und D öpel an der Uni Leipzig, um B othe
am Kaiser-Wilhelm-Institut für Medizin Heidel-
berg, und um von Weizsäcker und Wirtz am Kaiser-
Wilhelm-Institut für Physik in B erlin an derselben
Zielsetzung . D as Heere swaffenamt b eschlagnahm-
te in der Folgezeit das KWI in B erlin und setzte dort
Diebner als Leiter ein . Ziel der ab 1 9 39 im »Uranpro-
j ekt« ko ordinierten Forschergruppen war − wie ei-
ne Reihe erhaltener Unterlagen b eweist − die Schaf-
fung der technischen Grundlagen zum B au der
Atomb omb e . B ereits im M ärz 1 9 4 3 hatte die Grup-
pe um Harteck herausgefunden, dass durch die
Hintereinanderschaltung mehrerer Zentrifugen
die nötige Anreicherung von Uran-2 3 5 erreicht
werden kann .

B agge b e stritt zwar in sp äteren Jahren gelegent-
lich, j emals etwas mit der Entwicklung der NS-
Atomb omb e zu tun gehabt zu hab en . D o ch seine ei-
genen Schriften legen Zeugnis darüb er ab , dass er
eine zentrale Rolle bei die ser »kriegswichtigen For-
schung« ge spielt hatte . Zu sammen mit Diebner ver-
öffentlichte er 1 9 5 7 ein Taschenbuch, in dem auch
sein Tagebuch über diese Zeit veröffentlicht ist
(B agge/Diebner/Jay: Von der Uransp altung bis
Calder Hall, Reinb ek 1 9 5 7) . Zwischen 1 9 4 1 und
1 9 4 3 entwickelte B agge die Isotopenschleu se , ein
Gerät zur Anreicherung des Urans bis zu einem
bomb enfähigen Grad .

Auch Erich B agge fasste nach dem Zweiten Welt-
krieg in der jungen Bunde srepublik schnell wieder
Fuß . B ereits 1 9 4 8 wurde B agge zum Außerordentli-
chen Professor und Abteilungsleiter de s Physikali-
schen Staatsinstituts in Hamburg berufen . Er grün-
det das Institut für Reine und Angewandte Kern-
physik der Uni Kiel . Durch Professor B agge b e-
stand von Anfang an eine enge Verbindung mit
dem Forschungsreaktor Gee sthacht, der sp äter
durch die Gesellschaft für Kernenergieverwertung
in Schiffb au und Schiffahrt (GKS S) als Trägerorga-
nisation b etrieb en wurde .

Als Publikations-Organ gab Professor Erich B ag-
ge die Zeitschrift »Atomkernenergie« herau s . Mit-
herausgeber war Profe ssor Kraut von der Bundes-
wehrho chschule in Neubib erg . Im erweiterten
Herausgeb erkreis sind die Namen Friedwardt Win-
terberg und Prof. W. Seifritz zu finden, letzterer ein

Schweizer Atomwaffenspezialist vom Atomzen-
trum Würenlingen . Winterb erg veröffentlichte in
die ser Fachzeitschrift 1 9 5 6 einen B eitrag, der tech-
nische D etails verschiedener thermonukle arer Re-
aktionen b ehandelt und spezifische Kenntnisse
von der Funktionsweise der Wasserstoffb omb e
verrät. B ei der Wasserstoffb omb e handelt es sich
um eine Atomb omb e , deren Wirkungsweise auf
der Energiefreisetzung durch Kernfusion b eruht.

B agge unterhielt auch immer enge politische
Kontakte . Nach dem Zweiten Weltkrieg sicherte
ihm sein Sitz in der Atomkommission Einflu ss im
Atomministerium . Er konnte sich zudem freund-
schaftlicher B eziehungen zu Franz Jo sef Strauß
rühmen .

Neb en Diebner und B agge waren beim Aufb au
des GKS S weitere Personen mit unrühmlicher Ver-
gangenheit b eteiligt. So Paul Harteck (auch er
stand auf der Liste der zehn brisante sten deutschen
Kernphysiker und gehörte während der NS-Zeit
zur »Gruppe Diebner«) und der zum Generaldirek-
tor der AG We ser aufge stiegene Heinrich
Schliephake , der 1 9 4 4 als Direktor bei Blohm +
Vo ss maßgeblich b ei der Einrichtung eines KZ-Au-
ßenlagers mitgewirkt hatte .

Nachgewiesen werden können darüb er hinau s
Auftragsarb eiten der GKS S für die Bunde swehr in
den 1 9 60er Jahren . Franz Jo sef Strauß , 1 9 5 5 und
1 9 5 6 Atomminister, von 1 9 5 6 bis 1 9 62 Rüstungsmi-
nister und von 1 9 66 bis 1 9 69 Finanzminister in ei-
ner » schwarz-roten« Bunde sregierung b ekannte in
seiner Autobiographie stolz : B ereits 1 9 5 8 hatten
der deutsche , der franzö sische und der britische
Außenminister bei einem Geheimtreffen ein Ab-
kommen zur geheimen Produktion von Atomwaf-
fen unterzeichnet.

Die wissenschaftlichen Einrichtungen und Er-
kenntnisse der GKS S wurden insb esondere von
der deutschen Indu strie genutzt. D arunter b efan-
den sich prominente Rü stungs-Konzerne wie MTU
München, Rheinmetall, Rohde & Schwarz, HDW
Kiel und das durch seine U-B o ot-Blaup ausen b e-
kannte Ingenieurkontor Lüb eck (IKL) . Mehrfach
arb eitete die GKS S auch direkt mit militärischen
Einrichtungen zusammen, so mit den Bundes-
wehruniversitäten in Hamburg und München . In
den 1 9 8 0er Jahren führte die Wehrwissenschaftli-
che Dienststelle der Bundeswehr für AB C-Schutz
B e strahlungsversuche in den Forschungsreakto-
ren der GKS S durch.

Gefährliche Kügelchen

Am 2 . Novemb er 2 0 04 äußerte gegenüb er der
»Süddeutschen Zeitung« der Münchner Strahlen-
mediziner Edmund Lengfelder, Mitglied der Leukä-
mie-Kommission, den Verdacht, dass es sich b ei
den gefundenen Mikro sphären um PAC-Kügelchen
handele . Die B ezeichnung PAC leitet sich ab von
den drei Isotopen Plutonium, Americium und Curi-
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um . Solche Kügelchen wurden als B estandteile der
Brennstoffkugeln des Ho chtemperaturreaktors
(THTR) in Hamm-Uentrop pro duziert, der nach
nur zweij ährigem B etrieb im Jahr 1 9 89 stillgelegt
werden mu sste .

Die im THTR einge setzten Brennelementkugeln
mit einem Durchmesser von rund 6 Zentimeter
enthalten j eweils mehrere tausend PAC-Kügel-
chen . Die se o der ähnlich aufgeb aute Mikro sphä-
ren könnten − so Lengfelder − auch benutzt wer-
den, um damit unter Laser-B eschu ss nukle are Mini-
Explo sionen auszulö sen . Etliche Physiker au s dem
Umfeld de s GKS S veröffentlichten Publikationen
in Fachzeitschriften, die ihr Interesse an eben sol-
chen Experimenten belegen . Lengfelder vermutet,
dass es am 1 2 . Septemb er 1 9 8 6 b ei solchen illega-
len Experimenten zu einem schweren Unfall kam .
Ein solcher Hintergrund de s Unfalls wäre ein plau-
sible s Motiv für die hartnäckige »Mauer des Schwei-
gens« (ZDF) . D arüber hinaus ist e s naheliegend ,
dass mit einem solchen Skandal 1 9 8 6 in D eutsch-
land − nur ein halbe sJahr nach der Re aktorkatastro-
phe von Tschernobyl − ein tatsächlicher Au sstieg
aus der Atomenergie , wie er in Italien zu j ener Zeit
re alisiert wurde , auch in D eutschland be siegelt ge-
we sen wäre . »D as Geständnis eine s Unfalls (. . . ) hät-
te den Atomenergie-Konzernen das Ge schäft ver-
mutlich auf D auer verdorben« , so die »Frankfurter
Rundschau« .

Sind Stasi-Dokumente
per se unglaubwürdig?

Ein weiterer Fund b estätigt die Vermutung
Lengfelders : D er B erliner Physiker Seb astian Pflug-
b eil von der »Gesellschaft für Strahlenschutz« stieß
auf Stasi-D okumente üb er bunde sdeutsche Nukle-
arforschungen . In die sen Unterlagen der Abteilung
5 der Hauptabteilung XVIII von 1 9 87 ist tatsächlich
von »Mininuke s« die Rede , an denen in der B RD ge-
arb eitet werde und die man mit Hilfe eines Rönt-
gen-Lasers zur Explo sion bringen könne . D arin
heißt es : »Interessanterweise sind in der letzten
Zeit die Erfolg versprechendsten Fu sionskonzepte
in einer ganz anderen Richtung angelegt worden« ,
die ergeb en hab en, dass b ei »Fu sions-Fissions-Kü-
gelchen eine andere Anwendung we sentlich inte-
re ssanter ist« . D as werde »durch die Zielrichtung
der US-amerikanischen Atompolitik unterstützt« ,
b ei der »das Streb en der Kernwaffenforschung ein-
deutig zu kleineren und leichteren Kernladungen
(. . . ) geht« . Weiter ist in die sem MfS-D okument die
Rede von Kügelchen mit Abmessungen im Milli-
meter- bis Zentimeter-B ereich, die gigantische
Sprengstärken entwickeln . Gegen die sen D oku-
menten-Fund des früheren DDR-Bürgerrechtlers

Pflugb eil wird auffallend schnell das Totschlag-Ar-
gument in Stellung gebracht, sämtliche Stasi-Unter-
lagen seien allein zur D esinformation pro duziert
worden .

Schweigen aus Angst um die Betriebsrente

D er B rand in der GKS S war nicht der einzige grö-
ßere Unfall in j ener Zeit, der unter den Teppich ge-
kehrt werden sollte . Im Januar 1 9 87 ereignete sich
eine Explo sion im NUKEM-Werk in Hanau , die
nicht völlig vertuscht werden konnte . Nach offizi-
ellen Angab en wurde b ei der »Panne« lediglich eine
Person durch Freisetzung von Plutonium aus einer
kleinen Prob e kontaminiert. Laut Aussagen eine s
mit der Untersuchung der B etroffenen b etrauten
Wissenschaftlers seien j edo ch tatsächlich 3 6 Arb ei-
ter einer Strahlendo sis weit über dem zulässigen
Grenzwert ausgesetzt gewe sen . Viele dieser Arb ei-
ter seien heute an Kreb s erkrankt, do ch sie würden
nicht an die Öffentlichkeit gehen, weil sie um ihre
B etrieb srente fürchteten .

Als das von der Explo sion zerstörte Geb äude in
Hanau 2 0 0 3 abgerissen und nach den entsprechen-
den Entsorgungsrichtlinien abgetragen wurde ,
war die B eteiligung der örtlichen B ehörden unver-
meidb ar. NUKEM-Ingenieur Paul B örner äußerte
während die ser Arb eiten gegenüb er einem B eam-
ten : »Jetzt, wo es verj ährt ist, kann ich es ihnen j a sa-
gen : D as ist das Geb äude , das uns damals ho chge-
gangen ist. « Protokolliert ist die se Aussage in den
Akten der Hanauer Staatsanwaltschaft. Anfang
1 9 87 war Jo seph Fischer »Umwelt«-Minister in He s-
sen . Laut Zeugen war er vom Ausmaß des Unfalls in
Hanau , sowohl von den Hintergründen als auch
von den Folgen, umfänglich informiert. Auch er
hielt dicht.

In der Umgebung der Unfallstelle in Hanau fan-
den sich eb enfalls ominö se B rennstoffkügelchen .
Im Unterschied zu j enen in der Umgebung von
Gee sthacht hatten sie j edo ch keine auffällige Häu-
fung von Leukämie-Fällen zur Folge . Wurde in
Gee sthacht und in Hanau an verschiedenen Kon-
zepten zur Entwicklung der Mini-Atomb omb e ge-
forscht? Eine genauere Untersuchung der verschie-
denen Mikro shären mit Durchme ssern von 5 , 2 0
und 5 0 Mikrometern hätte längst darüb er Auf-
schluss geb en können . D o ch eine Aufklärung
konnte bislang von einer gemeinsamen Front aus
Atom-Mafia, B ehörden und Politikern j eglicher
Couleur blo ckiert werden .

Kla us Schram m ist DFG- VK-Mitglied, freier Jo ur-
nalist und engagiert in der Friedens- und in derA n-
ti-A to m-Bewegung so wie im Um weltsch utz.
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n der Friedensbewegung b eob achten wir
einen Trend zur Errichtung von Stiftungen .

Motiviert ist die s mit dem Wunsch nach einer dau-
erhaften Finanzierung der eigenen Aufgab en . Die
Stiftung ist als juristische Person »unsterblich« und
anders als der Verein auch nicht vom B e stand der
Mitglieder und ihrer B eiträge und Spenden abhän-
gig. D as für die eigenen Aufgaben b enötigte Geld
kommt vielmehr von einem Kapitalsto ck, der in
Form von Geldanlagen oder auch eigenen Unter-
nehmungen Rendite erwirtschaftet und dem Stif-
tungszweck zur Verfügung stellen kann . D er
Wunsch nach einem solchen Golde sel hat j edo ch
auch einen Preis, der mit den Zielen der Gerechtig-
keit nur schwer in Einklang zu bringen ist :
� Im Gegensatz zur schlichten Geldspende für ei-
nen guten Zweck darf das Stiftungskapital nach
den b estehenden Stiftungsge setzen in der Regel
nicht angegriffen und aufgebraucht sondern muss
erhalten werden . Hierüber wacht die staatliche
Stiftungsaufsicht (z . B . § § 7, 8 Stiftungsge setz B a-
den-Württemb erg) . Die s hat die notwendige Kon-
sequenz, dass der Kapitalsto ck zur Erfüllung de s
Stiftungszwecks Zinsen bzw. Rendite abwerfen
muss . Was wir im Verein in B ezug auf unsere Gel-
drücklagen nur als Versuchung erleb en, wird b ei
der Stiftung zum Zwang : Die Erwirtschaftung von
Zinsen .
� Die Stiftungskapitalien nehmen deshalb , eb enso
wie die großen Pensionsfonds und alle anderen auf
die Erringung von Rendite angelegten Gelder an
der glob alen Suche nach renditeträchtigen Anla-
gen teil . Unabhängig von der Art der Geldanlagen
bewirkt der Zwang zur Rendite den Zwang zum
Wirtschaftswachstum, der sowohl die ökologi-
schen Grundlagen unserer Erde zerstört, als auch
die glob ale Umverteilung de s Volksvermögens von
den erwerb stätigen Menschen zu den Kapitalb esit-
zern b ewirkt.
� Die B etonung so genannter »ethischer Kriterien«
bei der Anlage gemeinnützigen Stiftungskapitals
dient letztlich einer vordergründigen B eruhigung
der Gewissen, ändert aber nichts am Problem der
Teilhabe und Unterstützung des weltweiten Zwan-
ges zum Wachstum . D as Problem der renditehung-
rigen Geldanlagen ist nicht damit gelö st, dass der
Kapitalsto ck nicht in Rüstungsb etrieb en, der
Atomindustrie oder dem Drogenhandel investiert
wird , ungeachtet der Schwierigkeit, b ei den meis-
ten Wertp apierfonds und der Verflechtung des in-
ternationalen Kapitals üb erhaupt no ch nachvoll-
ziehen zu können, in welchen Unternehmungen

das angelegte Geld letztlich seine Zinsen erwirt-
schaftet.
� Ein Mehr an Offenheit wird b ei denj enigen Stif-
tungen erreicht, die unmittelb ar Eigentümer von
Wirtschaftsunternehmen sind (z . B . B o sch-Stif-
tung, Zahnradfabrik Friedrichshafen) . Soweit die-
se Stiftungsunternehmen Gewinne erwirtschaf-
ten, ge schieht dies nach den üblichen b etrieb swirt-
schaftlichen Regeln und hat meist wenig mit den
Kriterien ökologischer Nachhaltigkeit, wirtschaft-
licher Gerechtigkeit und angeme ssener Teilhab e
der Mitarb eiter zu tun .

Nach üb er 1 0-j ähriger Erfahrung mit dem B e-
trieb de s Nudelhause s Tro ssingen wage ich die
These , dass die Pro duktion sinnvoller, der Existenz
von Menschen dienender Pro dukte und ihre ökolo-
gisch angemessene Herstellung unter Einb ezie-
hung auch leistungsgeminderter und sonst vom Ar-
b eitsmarkt au sge schlo ssener Menschen in der Re-
gel keine Rendite erzeugen und b estenfalls am
M arkt b estehen kann .

D as einzige mir vorstellb are Konzept einer Stif-
tung, die nicht dem Zwang zur Kapitalverzinsung
unterliegt, b e steht darin, das Stiftungskapital un-
mittelb ar dem gewollten Zweck zuzuführen : In der
»Stiftung Neue Hoffnung« verwalten wir in Villin-
gen-Schwenningen mehrere gestiftete Wohnhäu-
ser für die preiswerte Unterbringung von Flücht-
lingsfamilien . Hier dienen die Mieteinnahmen
nicht einem fremden Zweck, sondern lediglich der
Sub stanzerhaltung und damit dem Fortb e stand ei-
ner angemessenen Unterbringungsmöglichkeit
von Menschen, die nur schwer zu angemessenem
und bezahlb aren Wohnraum kommen und für die
D auer des eigenen Integrationsprozesses no ch ei-
nen gewissen Schonraum b enötigen .
� Möglicherweise b erührt das Angeb ot von Stiftun-
gen an potentielle Geldgeb er auch rational nicht
gänzlich fassb are Motive : Die Spende auch von grö-
ßeren Kapitalb eträgen an gemeinnützige Vereine
ist eb enso steuerb egünstigt wie die Errichtung ei-
ner Stiftung oder die Gewährung einer Zustiftung
zu b estehenden Stiftungen . Spenden sollen und
werden ab er verbraucht wie die Nahrung eine s le-
b endigen Organismus . D as Stiftungskapital dage-
gen ist vor dem Verbrauch geschützt und üb erdau-
ert auch den To d des Stifters , im Idealfall bis in
Ewigkeit (oder kürzer: bis zum Zusammenbruch
der internationalen Geldwirtschaft) .

Ullrich Hah n ist Vorsitzender des deu tschen Zwei-
ges des In terna tio nalen Versöh n ungsbundes.

Ullrich Hahn

Ein problematischer Preis
Kritische Überlegungen zur Gründung von Stiftungen
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m 1 8 . Oktob er 1 9 4 4 , dem Jahre stag der
»Völkerschlacht von Leipzig« , rief der Dikta-

tor Adolf Hitler auf zum totalen Einsatz aller deut-
schen Menschen . Alle waffenfähigen Männer zwi-
schen 1 6 und 60 Jahren wurden zum »Volkssturm«
einberufen und dem »Reichsführer S S« unterstellt.
In seiner Neuj ahrsansprache in der Nacht zum 1 . Ja-
nuar 1 9 45 be schwor »der Führe«r seinen Glaub en
an den Sieg des » Großdeutschen Reiches« , die Wie-
dergeburt aus den Trümmern . D er nationalsozialis-
tische Staat werde mit seiner Energie und Tatkraft
das Zerstörte neu errichten, gewaltigere und schö-
nere Städte aufb auen . Auch an der Festungsmauer
in Würzburg hing ein riesige s Transp arent mit der
Aufforderung an die B evölkerung, durchzuhalten .

Die angesichts der ab sehb aren Niederlage ma-
kab ere Gigantomanie wurde nicht allein am 1 6 .
März 1 9 45 mit einem furchtb aren B omb ardement
b eantwortet, das Tausende von Menschen tötete
und die Gestalt der Stadt Würzburg in stärkstem
Maße verbrannte und vernichtete . Vernichtet und
verletzt wurden – auch in Coventry, auch in Dre s-
den – unzählige Menschen; ge schändet wurden
Stadt und Landschaft. In einem höllischen Feuer-
sturm, den Brandbomben des britischen Militärs in
weniger als zwanzig Minuten entfachten, verloren
rund 5 . 0 0 0 Kinder, Frauen und Männer ihr Leb en,
versanken die B auten der Stadt zu mehr als 8 0 Pro-
zent in Schutt und Asche , starb das alte Würzburg
einen furchtb aren To d . D ie se Klage üb er den To d
einer Stadt darf freilich den triumphalen Jub el
mancher Würzburger üb er Hitlers B efehl an die
Luftwaffe , englische Städte zu verbrennen, und
den To d der Menschen in die sen Städten nicht ver-
schweigen . Nicht wenige priesen die B randhöllen
von Coventry und London als verdiente Strafe der
»Feinde« .

»Ein Denkmal der Naziherrschaft«

Leonhard Frank hat seine Heimatstadt Würz-
burg in dem Exilroman »Die Jünger Jesu« ein
»D enkmal der Naziherrschaft« genannt, ein »rie-
sige s Feld fahlweißer Kno chen« . D er 1 9 2 4 in Würz-
burg geb orene und 1 9 3 5 nach Israel ausgewander-
te Jehuda Amichai hat im Jahr 1 9 6 3 seinen Roman
»Nicht von j etzt, nicht von hier« veröffentlicht. D er
in Weinburg geb orene Archäologe Jo el, der die Er-
mordung einer Freundin seiner Kindheit rächen
will, b emerkt ange sichts de s Wiederaufb aus der
Stadt, dass die Strafe für die Verfolgung und Ermor-
dung jüdischer Menschen auch in der Zerstörung

der Stadt ge sehen werden kann – im Blick der Op-
fer. D er Feuersturm de s 1 6 . März 1 9 45 wird einge-
denk der Opfer der nationalsozialistischen Verfol-
gungen, eingedenk aller getöteten Menschen in ei-
nem inneren Zu sammenhang mit dem Holo caust,
der Sho ah, ge sehen . Amichai b erichtet von dem Ge-
heimnis der tätowierten Nixe , die seinen Freund
Jo ssel im Alptraum heimsuchte . Die Schuppen ih-
re s Fischschwanzes verb argen fünf eintätowierte
Zahlen . Die KZ-Nummern waren nicht völlig üb er-
deckt von der Nixe , damit der Üb erlebende die Ver-
gangenheit in Erinnerung halten konnte . Im Zug
nach Würzburg sieht der in seine Kindheit Zurück-
kehrende die Landschaft vorüb erziehen, einen
B aum, einen Pfo sten, wieder einen B aum, dahinter
b edächtige B erge »wie Trauernde auf dem Rück-
weg von einem Totengeleit« . Die » Stadt de s Gaulei-
ters« wurde in einer einzigen Stunde eingeebnet, in
eine »ordentliche und saubere Schicht« verstüm-
melt.

Auschwitz als Gegenpol des Lebens

Leonhard Frank lässt den Universitätsprofe ssor
Hähnlein sagen, ein nationaler Krieg um Leb ens-
raum und Weltgeltung sei b erechtigt, solange die
Güter der Welt ungleich verteilt seien . Schließlich
sei die Menschheit D eutschland zu einigem D ank
verpflichtet – schon B eethovens wegen . Mit uner-
schöpflichen Kräften werde der neue Aufstieg ge-
lingen . D er alte Sozialist dagegen, der Vater eine s
der Jünger Jesu , prote stiert dagegen, dass um der
Weltherrschaft willen ein Krieg entfe sselt wurde ,
halb Europ a zerstört, auf schauerliche Weise 2 0
Millionen Menschen umgebracht wurden – der
Krieg als unfassb are Menschenschändung. Frank
lässt das jüdische Mädchen Ruth, dessen Eltern auf
dem Würzburger Marktplatz brutal erschlagen
wurden, die man nach Au schwitz und in ein B or-
dell für deutsche Soldaten verschleppte , Auschwitz
und das B ordell als »Gegenpol de s Leb ens« sehen .
Angesichts der Schreckensbilder des Kriege s und
der Zerstörung sucht sie Zuflucht b ei den Wun-
dern der Natur, in dem Empfinden, selb st Natur
und Erde zu sein, ein B e standteil des Waldes , ein
Ast, ein mo o sb ewachsener Stein . »E s war, als atme
sie mit der Natur und söge Leb en au s ihr« , so sagt e s
Leonhard Frank ange sichts des Grauens der Ver-
nichtung. D och die Sehnsucht nach dem vielge stal-
tigen Leben kann die Verwüstung und die B eschä-
digung der Natur und der Landschaft durch den
Krieg nicht verb ergen .

Arnold Köpcke-Duttler

Auschwitz und Hiroshima
Rede bei einer Gedenkveranstaltung in Würzburg
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D er Nationalsozialismus hat den von M althu s
eingeführten und von D arwin aufgenommenen
Ausdruck »Kampf ums D asein« – unter diesem Slo-
gan marschieren heute wieder junge und alte Na-
tionaldemokraten und Nationalsozialisten – auf
den wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Kon-
kurrenzkampf übertragen, den Kampf aller gegen
alle als weltge schichtliche Notwendigkeit behaup-
tet. In der nationalsozialistischen und sozialdarwi-
nistischen Ideologie wurden Menschen zu biologi-
schem Material herabgewürdigt. Die Herrschafts-
doktrin, dass das Leben Kampf sei, dass die Rasse
gehob en werden müsse durch die Schärfe natürli-
cher Ausle se , durch die Niederwerfung der Un-
tauglichen, wurde verbreitet und findet auch heu-
te no ch Anhänger. Selb st ein iranischer Präsident
leugnet das Vernichtungslager Au schwitz .

Krieg als Menschen- und Naturzerstörung

Diese Ideologie hat Leonhard Frank in seinen
Schriften kritisiert. Mit seinem Leb en hat er ihr wi-
derstanden, ohne den Zu sammenhang von Militär,
Rüstung, Krieg und Zerstörung der Natur, der frän-
kischen Landschaft zu üb ersehen . Freilich steht b ei
Frank die menschliche Gerechtigkeit im Vorder-
grund , die die »Jünger Je su« verkörpern : »Wir, die
Jünger Je su , Vollstrecker der Gerechtigkeit, neh-
men von den Reichen, die alles hab en, und geb en e s
den Armen, die nichts hab en . « D as ist das Credo de s
enthusiastischen Sozialkritikers .

Die Vernichtungsgewalt den Menschen gegen-
über verbindet sich im Krieg mit der Zerstörung
der Natur und – christlich gespro chen – der Schöp-
fung . Diese Verbindung ist schon am Ende de s hof-
fentlich letzten Weltkrieges erneut unüb ersehb ar
geworden in der Herstellung und dem Abwurf der
Atomb omb e . Die Pro duktion nukle arer Spreng-
köpfe und die Atomb omb enversuche hab en Test-
und Pro duktionsgebiete verseucht. Auschwitz und
Hiro shima b ezeichnen die Ge stalt der gegenwärti-
gen Geschichtsepoche immer no ch . Wir leb en im
Zeitalter der Genozide , der Folterungen, der Unter-
drückung von Freiheit, der Verhöhnung der Men-
schenwürde , de s Terrors, des glob alen Ökozids .
Gerade Au schwitz steht unau slö schlich als Zeichen
für das, was wir nicht verge ssen dürfen, wenn uns
die Erkenntnis von Wahrheit ernst ist. Hiro shima
signalisiert j ene Katastrophen, die durch verant-
wortungslo sen Umgang mit den zum Selb stzweck
gewordenen Mitteln der Zerstörung au sgelö st wer-
den, zeigt die Annihilierung des Menschen und die
Einäscherung seines Hause s, der ganzen Erde . D as
Erb e nuklearer Ab schreckung ist zudem eine öko-
logische Zeitbombe in Form verseuchter Gebiete
und nicht »entsorgb aren« Atommülls , von den
durch die Atomb omb e getöteten Menschen nicht
zu schweigen . D as Militär verfügt auch heute üb er
unfassb are D estruktionspotenziale , üb er Megazid-
B omb en, die in einem Krieg den Geno- und Ökozid

gleichzeitig und mehrfach herstellen können . Wir
denken an die Manipulation der Natur zum Zweck
der Kriegsführung, an die militärische Naturzer-
störung in den Zeiten des Nicht-Kriege s durch Rüs-
tungspro duktion und -exporte , Tiefflüge , Manö-
ver, Rohstoffverschwendung und suchen nach den
verschiedenen Quellen der Gewaltfreiheit.

Hoffnung

Ange sichts der Zerstörung Würzburgs erinnern
uns Leonhard Franks Werks und Jehuda Amichais
Roman an die leb ensvernichtende Gewalt de s Krie-
ges und der nationalsozialistischen Au srottungs-
maschinerie . Auch die Stimme des an der Zerstö-
rung Leidenden und Franks Kritik de s rassisti-
schen Terrors de s Nazi-Regimes müssen heute er-
neut gehört werden . L. Franks , Franz Rauhuts, an-
derer Würzburgerinnnen und Würzburger Pazifis-
mus kann uns helfen, dem Krieg als Gipfel der Men-
schen- und Naturzerstörung zu widerstehen .

Frank hat mit seinem »antib ellizistischen Lieb es-
enthusiasmus« (Franz Rauhut) auf den Anbruch ei-
nes neuen Zeitalters gehofft, in dem der Mensch zu
anderen Menschen gut sein darf. D em neuen und
alten Geist, dem revolutionären Geist der Lieb e ,
wollte er zum Durchbruch verhelfen, der Lehre ,
dass die Menschen Brüder und Schwe stern sein
werden . D em Standpunkt der Herrschenden, dass
Kriege sein müssten, Siege , Macht und Reichtum
brächten, aus der Zerstörung neues Leb en entste-
he , wird das Re sultat der Schlachten entgegenge-
stellt: Millionen Tote , Millionen Krüppel, Elend in
j edem Haus , ein au sgehungertes Volk, eine ver-
brannte Landschaft. In einer labil im Raum spielen-
den Sekunde , die zwischen zwei Ewigkeiten
schwebt, lässt Frank den neuen Anfang geschehen :
Die Wahrheit gerät in Flu ss, die Uniform ver-
schwindet, Freiheit und Liebe steigen in das Land
hinauf. In der Verantwortung für den Anderen
zeigt sich ein menschliches Gesicht.

D er Philo soph Emmanuel Lévinas hat die Frage ,
ob auch ein S S-Mann ein menschliche s Antlitz be sit-
ze , schmerzlich b ej aht. D ab ei hat er b etont, dass die
Gerechtigkeit aus der Lieb e hervorgeht, dass der
Gott der Gerechtigkeit im jüdischen Talmud Rach-
mana, der B armherzige , heißt.

Was nun? Schließen wir immer wieder neue und
weite Bündnisse gegen den Krieg und gegen die
Menschenvernichtung, welche M aske sie immer
heute tragen ! Widerstehen wir in Gewaltfreiheit
dem »nationalen Widerstand« , den Leugnern von
Auschwitz und den Führern de s Terrors der Kriege !

Prof. Dr. A rnoldKöpcke-Du ttler, Rech tsanwalt und
Diplo mpädagoge, ist Mitglied der DFG- VK. Dieser
Text wurde als Rede bei einer Vera nstaltung am
18. März 2006 zum Gedenken an die Zerstörung
Würzburgs am 1 6. März 1945 gehalten und für
diese Veröffen tlich ung leich t gekürzt.
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ährend die Hilfsdienste der Quäker, b eson-
ders die » Quäkerspeisung« , gut dokumen-

tiert und allgemein bekannt sind , ist die Person, die
hinter den Hilfsdiensten stand , so gut wie unb e-
kannt. E s handelt sich um Gilb ert M acM aster aus
Poland , einem kleinen Ort im Mahoning County in
Ohio , USA. D ort war der Vater von MacMaster als
Prediger der Pre sbyterianer und der Universalisten
tätig, seine Mutter (gest. 1 8 8 1 ) stammte aus einer
strengen ländlichen Quäkerfamilie . Diese Heirat
zwischen den Konfessionen war nur unter großen
Schwierigkeiten zustande gekommen, und die Kin-
der der MacMasters litten unter vielfacher Au s-
grenzung. D er junge MacM aster arb eitete gemein-
sam mit seiner Schwester auf dem Lande , war Hilfs-
monteur b eim Verlegen einer Erdgasleitung und
Fabrikarb eiter in einem Röhrenwerk. D as so hart
angesp arte Geld inve stierte er in seine Au sbildung,
die er mit dem B achelor of Science s ab schlo ss . Mac-
Master ging nun von Ohio nach B o ston, einem
Zentrum de s Welthandels . D ort b eschlo ss er, Reise-
vertreter in der Schuhindu strie zu werden . 1 89 9
oblag ihm der eigenständige Aufb au einer Filiale in
Hamburg. D ort heirate er am 6 . D ezemb er 1 9 0 1 die
Hamburgerin M arga Kroll ( 1 879- 1 9 67) . Gemein-
sam gründete das Paar b ereits 1 9 04 ein eigenes Un-
ternehmen für Schuhb edarfsartikel . Nach dem
Kriegseintritt der USA sahen sich die MacM asters
zur Geschäftsaufgabe veranlasst und verließen ent-
täu scht D eutschland , ohne an eine Rückkehr zu
denken .

1 9 1 7 b egab sich das Paar M acM aster in die neu-
trale Schweiz nach B asel . Zwei Jahre sp äter reisten
sie für üb er ein Jahr in die USA zurück. D ort melde-
te sich M acMaster 1 9 2 0 b ei dem American Friends
Service Committee (AFS C) , einer Hilfsorganisation
der amerikanischen Qu äker mit Sitz in Philadel-
phia. Er be ab sichtigte , b ei der Kinderspeisung in
Europ a mitzuwirken . Die se karitative Aufgabe
brachte ihn erneut nach D eutschland . Seine
D eutschkenntnisse , seine D eutschlanderfahrung
und sein Organisationstalent waren b ei die ser Auf-
gabe von großem Nutzen . Gemeinsam mit seinem
Schwager Karl Kroll richtete er zahlreiche E ssens-
ausgab estellen in Küstenstädten wie Kiel, Bremen
und Wilhelmshaven ein, bis sie im Juli 1 9 2 0 den B e-
zirk München üb ernahmen . Sie waren nun für die
Speisung von 5 5 . 0 0 0 Kindern in 6 3 Orten verant-
wortlich . Ähnliche Aufgab en führten MacMaster
nach Frankfurt am Main und in das unter Verwal-

tung de s Völkerbundes stehende S aarland . Im
Herb st 1 9 2 2 zog M acM aster nach B erlin, um von
dort au s an der Ausstattung russischer Kranken-
häuser, vor allem der Kinderklinik der Mo skauer
Universität, mitzuhelfen . B ald wurde die se medizi-
nisch-technische Hilfe auch auf russische Flücht-
linge in D eutschland ausgeweitet. Nach kurzer Zeit
hatte MacMaster j edo ch die Verantwortung für die
Kinderspeisung in ganz D eutschland zu üb erneh-
men, da die Wirtschaftskrise neue Armut in bislang
unb ekanntem Ausmaße erzeugte : Täglich waren
Mahlzeiten für 60 0 . 0 0 0 Kinder zu organisieren, all-
gemein »Quäkerspeisung« genannt. Im Sommer
1 9 2 5 üb ernahm er die Leitung de s Internationalen
Sekretariats der Qu äker in B erlin . Im gleichen Jahr
trat Gilb ert MacMaster zu sammen mit seiner Ehe-
frau der D eutschen Jahre sversammlung, dem deut-
schen Zweig der Quäker, bei . Zuvor war er Mitglied
de s New Yorker » 1 5 th Street Meeting« gewesen,
dem er Ende 1 9 2 0/Anfang 1 9 2 1 b eigetreten war.
Im Internationalen Sekretariat der Quäker zu B er-
lin üb ernahm er als Vertreter der amerikanischen
Quäker verschiedene karitative , internationale
und missionarische Aufgaben . Insbe sondere setzte
er sich von hier au s für nationale Minderheiten in
Bulgarien, Polen und Russland ein .

Gleichzeitig wurde die Schweiz ein zweiter Le-
b ensmittelpunkt, wo MacMaster regelmäßig die
Tagungen des Völkerbundes in Genf b esuchte .
1 9 3 0 schließlich verkaufte M acMaster sein Hau s in
B erlin und zog im August gleichen Jahre s mit sei-
ner Frau zurück nach B asel, da nun die Amerikaner
Richard und Mary C ary die Leitung des B erliner
Sekretariats üb ernahmen . D o ch schon im April
1 9 3 3 kehre er wegen der politischen Verhältnisse
nach B erlin zurück, um dem Quäkerbüro helfend
zur Seite zu stehen . Au sländer aus den USA waren
hier b esonders wichtig, da sie die begehrten »Affi-
davits« , eine Art finanzielle und moralische Unb e-
denklichkeitsb escheinigung, die zur Ausreise nach
Nordamerika notwendig war, vermitteln konnten .
Die se Arb eit führte ihn auch wieder in das S aarland
und nach Ö sterreich . D ort erlebte er im Herb st
1 9 3 8 , wie viele Juden verzweifelt versuchten, den
untergehenden Stände staat zu verlassen . M acMas-
ter wurde vor allem in der Gefangenenseelsorge
aktiv. Er suchte dab ei zahlreiche Nationalsozialis-
ten auf, um günstigere Urteile o der Hafterleichte-
rungen für Gefangene zu erwirken . Viele Inhaftier-
te wurden persönlich von ihm b esucht, b esonders

Claus Bernet

Gilbert MacMaster ( 1869- 1967):
Der Organisator der Quäkerspeisung
Eine biographische Skizze
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in D achau . Nach dem Ausbruch de s Zweiten Welt-
kriege s verlagerte M acM aster seine Arb eit an das
Quäkerzentrum in Genf. Kurzzeitig hatte er zuvor
die Gelegenheit, einen Erholungsurlaub in Wiesb a-
den zu machen, wo er Alfons Paquet ( 1 8 8 1 - 1 9 4 4) ,
einen in der Öffentlichkeit b ekannten deutschen
Literaten und Quäker, b esuchte .

Ein letzte s Mal brachte MacMaster die Organisa-
tion von Hilfsdiensten von 1 9 45 bis 1 9 5 0 nach
D eutschland . Anschließend verbrachte er seine
letzten Leb ensj ahre zurückgezogen in B asel . Er hat-
te Kontakt zu einzelnen Mitgliedern der dortigen
Andachtsgruppe der Qu äker, b e suchte ab er nicht
länger die sonntägliche Andacht. Viel Zeit ver-
brachte er mit der Pflege einer ausgedehnten Kor-
respondenz . D as Altwerden war für Gilbert Mac-
M aster keine einfache S ache , trotz seine s gefe stig-
ten Quäkerglaub ens . Die letzten Wo chen ihres Le-
bens wurde das Ehep aar in dem B aseler Ländli-
heim gepflegt. D ort verstarb Gilb ert M acMaster am
3 1 . Oktober 1 9 67. Nach nur wenigen Tagen ver-
starb auch seine Ehefrau Marga MacM aster, mit der
er 66 Jahre lang verheiratet gewe sen war. Am 3 . D e-
zemb er 1 9 67 wurden Marga und Gilb ert MacMas-
ter auf dem Urnenfriedhof der Quäker zu B ad Pyr-
mont in einem gemeinsamen Grab b estattet.

Gilbert M acM aster widmete dreißigJahre seine s
Lebens der sozialen Arb eit in D eutschland . Weil er
wenig veröffentlicht hat, ist er weniger b ekannt als
andere international tätige Quäkerpersönlichkei-
ten seiner Zeit. Seine vierhundert Seiten umfassen-
den Lebenserinnerungen blieb en bislang unge-
druckt. In seiner Arbeit verb and er S achkenntnis ,
Intelligenz und Philanthropie mit der quäkeri-
schen Tugend des stillen Helfens . Die Kinderspei-
sung ist heute zu einem Mytho s geworden, ihr Or-
ganisator in D eutschland so gut wie verge ssen .

Cla us Bernet ist pro m o vierter Historiker und Di-
plo mpädagoge m it Schwerpunkten in der Pietis-
m usfosch ung, der Friedenspädagogik und der m o-
dernen Stadtgesch ich te.

Ja, ich möchte das Forum Pazifismu s-Ab o .
D ie B ezugsgebühr für e in volles Kale nd erj ahr

(4 H efte) b eträgt b eim No rm alab o 2 0 € zzgl . 2 €
für Po rto und Verp ackung; b e i B es tellung innerhalb

des l aufende n Kalende rj ahres e ntsp re che nd we nige r. D ie
B ezugsgebühre n j ewe ils b is zum Ende de s Kalende rj ahres s ind zu

B eginn de s B ezuges fällig, d an ach zu B eginn de s Kale nde rj ahre s . D as Ab o n-
ne me nt ve rl änge rt s ich auto m atis ch um ein weite re s Kale nde rj ahr, we nn nicht
j ewe ils b is zum 3 0 . 1 1 . s chriftlich e ine Kündigung zum J ahre s e nd e e rfolgt ist.

Mir is t b ekannt, d as s ich dies e B estellung innerh alb de r folgende n zwei Wo che n ohne B egrün-
dung b ei Fo rum P azifis mus , Po s tfach 15 0 35 4 , 70 076 Stuttgart s chriftlich wide rrufen kann . Zur
Fris twahrung genügt die re chtze itige Ab s endung . D ies b es tätige ich mit meiner Unters chrift.

D atum Unte rs chrift

Förderab o I (3 0 €) Förderabo II (4 0 €)

Förderab o III * (5 0 €) Normalab o (2 0 €)

Ich mö chte das ermäßigte Ab o für DFG-VK-Mitglieder ( 1 8 €)
Meine Mitgliedsnummer lautet :

Ich mö chte das ermäßigte Ab o für B SV-Mitglieder ( 1 8 €)
Zu den genannte n Ab o p reis e n ko mmen j eweils 2 € für Po rto und Ve rp ackung hinzu .
* D as Fö rderab o II I b e inhalte t zus ätzlich den auto matis chen E rhalt einer CD-ROM mit dem

J ahre sinh alt im PDF-Fo rm at zum J ahres end e .

B LZ

Ich b ezahle b equem per B ankeinzug

B ank

(Organis atio n)

Vo rname

N ame

S traß e

PLZ/O rt

D atum/Unte rs chrift

Ko nto

ls ich vor ein p aar Wo chen die Schlagzeile
»Politiker hab en Hartz IV satt« las , hat mich

das sehr b elustigt. Ich dachte : Ich hab ' vor allem eu-
re Diskussion darüb er satt. Vielleicht ist das B e ste ,
was man üb er Hartz IV sagen kann, dass e s ein ech-
te s mediale s Perpetuum mobile geworden ist, das
auch no ch vom letzten p arlamentarischen Hinter-
b änkler als sozialpolitische Onaniervorlage zu ge-
brauchen ist. Jetzt also Stefan Müller, »Arbeits-
marktpolitiker« – dieser B egriff ist schließlich
nicht geschützt – der CSU im Bundestag. In seinem
fast no ch jugendlichen Alter von gerade mal 3 0
Lenzen will er ein Phänomen des 2 0 . mit einer Er-
rungenschaft de s 2 1 . Jahrhunderts kombinieren :
Reichsarbeitsdienst plu s Hartz IV.

D ass D emokratie immer seltener die Herrschaft
der B esten ist, daran hat man sich inzwischen ge-
wöhnt. D ass man es mit Schwachsinn auf die Titel-
seiten bringt, auch . Trotzdem sollte es irgendwann
gut sein . 3 9

Von Lösungen,
die schlimmer
als die Probleme sind

GL OSSE

F or u m Pazi fi s mus
In der letzten Ausgabe ist im Artikel »KDV-Statistik
2 0 0 5 « von Klau s Pfisterer (F or u m Pazi fi s mus 09 ,
Seiten 2 0/2 1 ) die dritte Tabelle leider nicht voll-
ständig abgedruckt worden . Hier ist die korrekte
Tab elle :

Korrektur
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Ich halte Herrn Müller zu gute : Er kann allein
aufgrund seines Alters außerhalb der b ajuwari-
schen Mikroko smen von Schüler- und Junger Uni-
on keine nennenswerten anderen Kontakte mit
der Re alität gehabt hab en . Sonst hätte er zumindest
von der Verfassungswidrigkeit staatlichen Arb eits-
zwangs hören können . Wir wollen nicht zu streng
sein – vielleicht hat er j a ein glänzende s Examen im
byzantinischen Seerecht hingelegt. Eher sollte man
mal die Partei-, Herkunfts- oder Altersbrille able-
gen, um dem D enk- und Sprechdurchfall des jun-
gen Wilden näher zu treten . Originalton : »Alle
Langzeitarb eitslo sen müssen sich j eden Morgen
b ei einer B ehörde zum Gemeinschaftsdienst mel-
den . «

Zunächst ist dem CSU-Youngster entgegenzu-
halten, dass nicht j eder Hartz-IV-Kunde ein Lang-
zeitarb eitslo ser ist. Hätte unser junger Freund nach
Verlassen seiner Alma mater nicht mit Hilfe der
b ayerischen Staatsp artei ein Abgeordnetenmandat
ergattert, könnte auch er mangels B eschäftigungs-
zeiten zur Klientel gehören .

Von die ser Feinheit abge sehen, kann man sich
seinem Ansinnen auch mit Hilfe der vier
Grundrechnungsarten annähern : Wenn sich ein
Vermittler um durchschnittlich 1 5 0 Arb eitlo se
kümmern soll, hat er b ei einem 8-Stunden-Tag und
täglich vollzählig erscheinender Kundschaft gute 3

Minuten Zeit pro Tag und Arbeitslo sem . Eigentlich
j a noch weniger, denn es sollten sich alle morgens
melden, um den allfälligen Verwahrlo sungsten-
denzen der Staatsknete-Verzehrer nicht no ch Vor-
schub zu leisten . Dieses au skömmliche Zeitbudget
will gut genutzt sein, denn neb en der massenwei-
sen Erteilung von Marschb efehlen für die Arb eits-
front in Parks , B auhöfen, Suppenküchen und Ge-
brauchtwarenlagern sollen schließlich auch Ein-
gliederungsvereinb arungen abgeschlo ssen, B era-
tungsgespräche geführt, M aßnahmeteilnehmer
b etreut, Arztgutachten ausgewertet und S anktio-
nen verhängt werden .

Gerade letzteres p assiert j a nach C SU-Spezl Sö-
der (der mittels allgemeiner Ausgangssperre das
Kriegsrecht für alle Minderj ährigen verhängen
wollte) viel zu selten, was aber kurzfristig durch
Online-Streich- und Kürzungsautomaten in den
Eingangsb ereichen aller Stempelbuden lö sb ar sein
sollte . D er Verkab elungsauftrag für 6 Millionen
»Hartzis« wird der T-Aktie aufhelfen und die Vollb e-
schäftigung endgültig zurückbringen . D er Rest ist
eine Frage der Arb eitsorganisation, höre ich unse-
ren jungen Freund mit den opulenten Erfahrungen
eines erfüllten Arbeitsleb ens süffisant einwenden .
Unterstellen wir hier also üb erlegenes Parlamenta-
rierwissen, das uns als gemeinem Stimmvieh nicht
zu Eigen ist.

D ann gäb e e s neb en dem Verfassungsproblem
(»Ist j a nur Recht ! «) , dem B etreuungsproblem (Wie
war das mit Bürokratien-Abb au und B ehördenver-
schlankung?) nur no ch das Verdrängungsproblem .
Wie viele Stunden (o der sind es nur Minuten?) dau-
ert es eigentlich, bis ca. 4 , 5 Millionen zu sätzlich
Dienstverpflichtete Parks entlaubt (wegen Agent
Orange zusätzlich bei US-Armee anfragen ! ) , Geh-
wege gefegt und Straßen mit Kaltasphalt (zu mehr
reicht der Stadtsäckel ohnehin nicht mehr) geflickt
haben . Wie vielen no ch regulär B eschäftigten ko s-
tet das den Job ?

Schon heute b ei gerade mal 5 0 0 . 0 0 0 Ein-Euro-
Job s und weniger als 1 0 0 . 0 0 0 Arb eitsbe schaffungs-
maßnahmen wird e s immer schwerer, mehr als nur
b eschäftigungstherapeutische Einsätze zu organi-
sieren, die Handwerk und Mittelstand nicht die
Butter (meistens eher Margarine) vom B rot neh-
men . Ab er wahrscheinlich geht e s gar nicht da-
rum, lauschen wir lieber Herrn Müller : »Die Lang-
zeitarb eitslo sen hab en so nicht länger das Gefühl,
üb erflüssig zu sein . « D as hat unseren Junior-Edi al-
so umgetrieb en, er wollte den ge sellschaftlichen
und p sychischen Leidensdruck der Millionen Un-
terb eschäftigten mindern . Alle Achtung, er hat
gleich b ei sich selb st angefangen !

En tno m men m it freundlicher Geneh m igung a us
dem eMa il-Newsletter (Nr. 22 vo m 19. 06. 2006) der
Bürgerrech ts-Kampagne „ Die A nstifter − aktiv,
streitbar und co uragiertfür Frieden und Gerech-
tigkeit “; www. die-anstifter. de)


